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Das Ministerium für Post- und 
Fernmeldewesen der DDR 
gab folgende neue 
Postwertzeichen heraus: 


750 Jahre Berlin 


30-Pf-Luftpostkarten-Ganzsache mit dem Bodemuseum 
Im ausgedehnten Komplex der Berliner Museumsinsel bildet 
das von Ihle um die Jahrhundertwende errichtete Bodemu¬ 
seum einen wirkungsvollen architektonischen Abschluß am Zu¬ 
sammenfluß der beiden Spreearme. Es ist u. a. Heimstatt aus¬ 
gedehnter Gemälde- und Skulpturen-Sammlungen aus Gotik 
und Renaissance und vorübergehend des Ägyptischen Mu¬ 
seums. Die Ganzsache erhielt das Motiv der Sondermarke mit 
dem alten Dorfkern Marzahn inmitten von Großbauten des seit 
1967 errichteten gleichnamigen Berliner Stadtbezirks. 


Die Hauptstadt der DDR, Berlin, erfährt anläßlich der 750. Wie¬ 
derkehr ihrer ersten urkundlichen Erwähnung am 28. Oktober 
1237 mit der Herausgabe von vier Postkarten-Ganzsachen eine 
weitere Würdigung. Sie fügt sich nahtlos in die bisher erschie¬ 
nenen Emissionen der Deutschen Post zum Ereignis ein. 


10-Pf-Postkarten-Ganzsache mit dem Märkischen Museum 
Beim Bau des Märkischen Museums um die Jahrhundertwende 
wurde bereits mit der Nachbildung des Turmes der Wittstocker 
Bischofsburg, der Fassade der Brandenburger Domanlage u. a. 
das Anliegen dieses Territorial-Museums für Berlin und sein 
Umland sichtbar gemacht. Als Motiv für den Wertzeichen-Ein¬ 
druck der Postkarten-Ganzsache dient das wiedererrichtete 
Ephraim-Palais im historischen Berliner Nikolaiviertel. Als einst 
sprichwörtlich schönste Ecke von Berlin wurde es nach Eröff¬ 
nung im Mai 1987 Teil des Märkischen Museums speziell für 
künstlerische Zeugnisse, so von berlinbezogenen Gemälden. 


10-Pf-Postkarten-Ganzsache mit der Jungfernbrücke 
Diese älteste Berliner Brücke aus der Zeit des frühen 18. Jahr¬ 
hunderts über dem Seitenarm der Spree „Kupfergraben" im 
Stadtzentrum zählt zu den bekanntesten Berliner Motiven. Ihr 
wurde als Wertzeichen-Eindruck auf der Postkarten-Ganzsache 
die Darstellung des nahegelegenen Berliner Marx-Engels-Fo- 
rums mit den Begründern des wissenschaftlichen Sozialismus 
Karl Marx und Friedrich Engels beigefügt. 


30-Pf-Luftpostkarten-Ganzsache mit dem Portal des 
Ribbeck-Hauses 

Das Ribbeck-Haus zählt zu den ältesten Berliner Bauwerken aus 
der Zeit der Renaissance. Sein Standort in der Breiten Straße 
des alten Stadtteils Cölln, in unmittelbarer Nähe des Palastes 
der Republik auf dem Marx-Engels-Platz, machte es zu einem 
Blickpunkt für viele Berliner und ihre Gäste. Für den Wertzei¬ 
cheneindruck auf der Ganzsache wurde die Darstellung des 
neuen Berliner Friedrichstadt-Palastes gewählt. 

Die Postkarten-Ganzsachen werden zum Nennwert am Samm¬ 
lerschalter beim Postamt 2, Rathausstr. 5, Berlin, 1020 und bei 
den Sonderpostämtern in Berlin zu den Veranstaltungen ver¬ 
kauft. 

Der Bezug der Ganzsachen bis zu drei Stück je Interessenten 
ist im Abonnement - außerhalb des Dauerbezugs von Post¬ 
wertzeichen - beim Zentralen Post- und Fernmeldeverkehrs¬ 
amt, Abteilung Versand von Postwertzeichen, Postfach 39 O, 
Berlin, 1085, unter Verwendung des Abbuchungsverfahrens 
möglich. 

Einzelne Bestellungen außerhalb des Abonnements werden in 
der Reihenfolge des Eingangs unter Nachnahme beliefert, so¬ 
lange die Auflage verfügbar ist. 

Sonderstempel vom 19. Mai bis 18. Juli 1987 

Ausgabetag: 19. Mai 1987 
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Titelbild 

Ein Hubschrauber im Anflug auf den Betonschaft des Fernsehturms Calau - über 
die Entstehung des höchsten Postbaus im Bezirk Cottbus berichten wir auf den Sei¬ 
ten 161 bis 164. 
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dDP-NOTIZEN 


• Im Post- und Fernmeldewesen sind 
die Leistungen für die Versorgung der 
Bevölkerung und der Wirtschaft durch 
beschleunigte Rationalisierung der Be¬ 
triebsprozesse zuverlässig und mit hö¬ 
herer Qi/alität zu sichern. Es ist insbe¬ 
sondere zu gewährleisten, daß die Ver¬ 
sorgung der Bevölkerung mit Fern¬ 
sprechanschlüssen, die Empfangsmög- 
Nchkeiten für die Programme des Rund¬ 
funks und des Fernsehens der DDR so¬ 
wie der Kundendienst an den Postschal¬ 
tern weiter verbessert werden. Durch 
den schrittweisen Aufbau des automati¬ 
sierten Datennetzes sind die Möglich¬ 
keiten für die Datenfernübertragung zu 
erweitern. 

Zur Erhöhung der Leistungsfähigkeit 
sind die vorhandenen Grundfonds unter 
verstärkter Nutzung der Mikroelektronik 
und der Lichtwellenleitertechnik zu mo¬ 
dernisieren und intensiver zu nutzen. 
Der eigene Rationalisierungsmittelbau 
ist dafür vorrangig zu entwickeln. 

(Aus der gemeinsamen Direktive des 
Politbüros des Zentralkomitees der 
SED, des Ministerrates der DDR und 
des Bundesvorstandes des FDGB zur 
Ausarbeitung des Volkswirtschaftspla¬ 
nes 1988) 

• Auf Einladung der indischen Regie¬ 
rung weilte der Stellvertreter des Vorsit¬ 
zenden des Ministerrates der DDR und 
Minister für Post- und Fernmeldewesen, 
Rudolph Schulze, vom 23. bis 28. Mai 
1987 in der Republik Indien. Er führte 
Gespräche mit dem Vizepräsidenten In¬ 
diens, Venkataraman, mit Außenmini¬ 
ster Tiwari und mit dem Oberbürgermei¬ 
ster von New Delhi, Saathi. Im Ergebnis 
erfolgreicher Verhandlungen Unter¬ 
zeichneten Minister Schulze und der Mi¬ 
nister für Kommunikation der Republik 
Indien, Arjun Singh, am 28. Mai in New 
Delhi ein Regierungsabkommen über 
die Zusammenarbeit auf dem Gebiet 
des Post- und Fernmeldewesens. 

• Vom 15. bis 26. Juni 1987 fand in 
Genf die 42. Tagung des Verwaltungsra¬ 
tes des Internationalen Fernmeldever¬ 
eins (UIT) statt. Als gewähltes Mitglied 
des Rates wurde die DDR durch Staats¬ 
sekretär Dr. Manfred Calov vertreten. 

• Am 18. Juni 1987 wurde der in der 
DDR weilende Minister für Kommunika¬ 
tion des Staates Kuweit, Khaied Salim 
Al.Jumai'an, vom Stellvertreter des Vor¬ 
sitzenden des Ministerrates der DDR 
und Minister für Post- und Fernmelde¬ 
wesen, Rudolph Schulze, zu einem Ge¬ 
spräch empfangen. Am gleichen Tage 
Unterzeichneten beide Minister in Berlin 
eine Vereinbarung über die wissen¬ 
schaftlich-technische Zusammenarbeit 
zwischen dem MPF und dem Ministe¬ 
rium für Kommunikation Kuweits. 


• In einem akademischen Festakt am 
20. April 1987 verlieh der Rektor der Uni¬ 
versität Havanna/Republik Kuba,*Prof. 
Dr. Fernando Roca, dem Leiter des Wis¬ 
senschaftsbereiches Ökonomie des 
Nachrichtenwesens an der Hochschule 
für Verkehrswesen „Friedrich List", 
Prof. Dr. sc. oec. Gerhard Rehbein, die 
Würde eines Ehrendoktors der Ökono¬ 
mischen Wissenschaften (Dr. ,h. c.). Zu¬ 
gegen waren der Vizeminister für Hoch¬ 
schulwesen bzw. für Nachrichtenwesen 
der Republik Kuba, der Botschafter der 
DDR in Kuba sowie der Rektor der HfV, 
Prof. Dr. Peter Gräbner. Professor Reh¬ 
bein erhielt diese erstmals an einen 
Wirtschaftswissenschaftler der DDR 
vergebene hohe Auszeichnung für seine 
grundlegenden Arbeiten zur Entwick¬ 
lung der Ökonomie des Transport- und 
Nachrichtenwesens als Wissenschafts¬ 
disziplin, für seine Verdienste bei der 
Qualifizierung von Spezialisten und jun¬ 
gen Fachkräften des Karibiklandes auf 
dem Gebeit der Telekommunikation so¬ 
wie für den von ihm zur Förderung der 
internationalen Telekommunikationsbe^ 
Ziehungen und in der Forschung zur Te¬ 
lekommunikation für die Entwicklungs¬ 
länder geleisteten bedeutenden Beitrag. 

• Ein Lichtwellenleiterkabel soll 1992 
Nordamerika und Europa verbinden. Ein 
weiteres wird bis dahin im Mittelmeer 
zwischen Spanien und Italien verlegt. 
Die Unterseekabel werden dem Telefon¬ 
verkehr sowie der digitalen Video- und 
Datenübertragung dienen. 
Entsprechende Verträge sind von Tele¬ 
fon- und Fernmeldegesellschaften ^us 
21 Ländern jetzt in Madrid unterzeichnet 
worden. Das Transatlantikkabel mit ei¬ 
ner Länge von 8750 Kilometern - die 
elfte Telefonleitung zwischen beiden 
Erdteilen - soll rd. 400 Millionen Dollar 
kosten, das 1950 Kilometer lange Mittel¬ 
meerkabel etwa 90 Millionen. Beide 
werden in der südspanischen Stadt Ca¬ 
diz zusammengeschaltet. Die Lichtwel¬ 
lenleiterverbindung soll einmal bis zum 
Nahen Osten reichen. 

• Vom 27. April bis 13. Mai 1987 haben 
an der Hochschule für Verkehrswesen 
„Friedrich List" die XIX. FDJ-Studenten- 
tage stattgefunden. Das umfangreiche 
wissenschaftliche Programm brachte 
eine große Zahl von Sektions- und Fach¬ 
richtungskolloquien zu Schwerpunkt¬ 
problemen des Transport- und Nach¬ 
richtenwesens, darunter zur Nachrich¬ 
ten- und Informationstechnik, zur Post¬ 
technologie und zur Ökonomie des 
Nachrichtenwesens. Die traditionelle 
Leistungsschau der FDJ-Studenten und 
jungen Wissenschaftler umfaßte mehr 
als 100 wissenschaftliche Beiträge von 
etwa 300 Nachwuchskräften der Hoch¬ 
schule. Ein Drittel der Exponate ent¬ 
stand im Ergebnis der Arbeit an Jugend¬ 
objekten und in Jugendforscherkollekti¬ 
ven. Inhaltliche Schwerpunkte bildeten 
die Anwendung von Schlüsseltechnolo¬ 
gien und der Informatik im Transport- 
und Nachrichtenwesen. Anwendungs¬ 
feld war in zahlreichen Fällen das Terri¬ 


torium Dresden. Beiträge für das Post- 
und Fernmeldewesen betrafen u. a. aus 
der Sektion Technische Verkehrskyber¬ 
netik den Entwurf eines Briefaufstellau- 
tomaten, aus der Sektion Verkehrs- und 
Betriebswirtschaft ein Softwarepaket 
zur Optimierung der Telegramm- und 
Eilzustellung sowie aus dem Industrie- 
Institut die Bewertung der Entwicklung 
von Fernsprechverkehrsleistungen. 

• Nur noch wenige Sekunden benöti¬ 
gen Werktätige des Halbleiterwerkes 
Frankfurt (Oder) zur Prüfung der mit 
elektronischen Bauelementen bestück¬ 
ten Leiterplatten für Rundfunkgeräte. 
Der Einsatz eines rechnergestützten 
Testgerätes gestattet es, die bislang 
zeitaufwendigen Kontakt-, Kurzschluß- 
und Durchgangskontrollen an den kom¬ 
pletten Leiterplatten effektiver und mit 
großel^ Genauigkeit vorzunehmen. 
Gleichzeitig werden die Widerstände, 
Kondensatoren, Dioden, Transistoren 
und Schaltkreise dahingehend über¬ 
prüft, ob sie in ihren Funktionsparame¬ 
tern innerhalb der zulässigen Toleran¬ 
zen liegen. 

• Mit „Radiovision" wird in Frankreich 
ein System zur Übertragung von Text- 
und Grafikinformationen über den 
UKW-Hörrundfunk bezeichnet, das 
ohne Störung der Hörrundfunkwieder¬ 
gabe arbeitet. Die zusätzlichen Informa¬ 
tionen können über einen speziellen De¬ 
koder aus dem Hörrundfunksignal ent¬ 
nommen und einem Heimcomputer zu¬ 
geführt werden. Auf dessen Bildschirm 
erscheinen sie als Text oder Grafik. 

• Das höchstgelegene Postamt in der 
Tschechoslowakei hat die Postleitzahl 
05950. Es befindet sich in der Hohen Ta¬ 
tra auf dem Gipfel Lomnichy stit in 2633 
m Höhe. Für die Besucher dieses zweit¬ 
höchsten Gipfels im slovakischen Hoch¬ 
gebirge steht dieses unikate Postamt im 
Sommer von 8.00-17.00 Uhr, im Winter 
bis 16.00 Uhr zur Verfügung. 

• Die Forschungsgruppe „Kursächsi- 
sehe Postmeilensäulen" im Philateli¬ 
stenverband hat eine „Ordnung über 
das Verfahren zur Aufstellung von Ko¬ 
pien kursächsischer Postmeilensäulen" 
herausgegeben. Grundsätzliche Voraus¬ 
setzungen zur Aufstellung von Kopien 
nicht mehr vorhandener ehemaliger Ori¬ 
ginalsäulen sind erstens der Nachweis 
der Säulensetzung als Folge einer Ent¬ 
scheidung des Kurfürsten von Sachsen 
bzw. Adam Friedrich Zürners (als des¬ 
sen Beauftragter für die Vermessung 
der Poststraßen); zweitens das Vorhan¬ 
densein von Abbildungen oder Be¬ 
schreibungen und anderer authenti¬ 
scher Unterlagen der ehemaligen Post¬ 
meilensäule, möglichst auch der exak¬ 
ten Aufmaße; drittens das Vorhanden¬ 
sein von Aufzeichnungen über Original¬ 
inschriften bzw. der Möglichkeit der 
zweifelsfreien Ermittlung aus archivali- 
schen Unterlagen; urtd viertens die 
Kenntnis der ursprünglichen Örtlichkeit 
des Standortes. 
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Interview mit 
Hauptdirektor Dipl.-Ing. 
DIETRICH BUCHHEIM. 
Leiter des Instituts 
für Post- und 
Fernmeldewesen 


Redaktion: In diesen Wochen und Monaten ist der Begriff 
„Schlüsseltechnologien" in aller Munde. Was bedeutet ihre 
Anwendung im Bereich des Post- und Fernmeldewesens? 
Hauptdirektor Buchheim: Der XI. Parteitag der SED orien¬ 
tiert die gesamte Volkswirtschaft auf die umfassende Anwen¬ 
dung von Schlüsseltechnologien. Der Wirtschaftszweig Deut¬ 
sche Post ist dabei in doppelter Hinsicht betroffen. Einerseits 
müssen Schlüsseltechnologien, insbesondere die Mikroelektro¬ 
nik, im Bereich des Post- und Fernmeldewesens umfassend an¬ 
gewendet werden, dort eingesetzt werden, wo höchste Effekti¬ 
vität zu erwarten ist und das Leistungsangebot der Deutschen 
Post spürbar verbessert werden kann. Hierin eingeschlossen 
sind auch solche Prozesse, die der innerbetrieblichen Rationali¬ 
sierung dienen und zur Verbesserung und Erleichterung der Ar¬ 
beit der Werktätigen des Wirtschaftszweiges führen. Anderer¬ 
seits gewinnt der Informationsaustausch innerhalb der Zweige 
der Volkswirtschaft und zwischen ihnen über das Fernmelde¬ 
netz der Deutschen Post zunehmend an Bedeutung. Der Infor¬ 
mationsaustausch, insbesondere der Datenverbund, erweist 
sich zunehmend als politische, ökonomische und soziale Re- 
source, nimmt in seiner Bedeutung ständig zu und wird damit 
in einem bestimmten Sinne selbst zur volkswirtschaftlichen 
Schlüsseltechnologie. 

Redaktion: Seit einiger Zeit sieht itian elektronische Einrich¬ 
tungen an den Schaltern der Postämter. Was verbirgt sich 
dahinter? 

Hauptdirektor Buchheim: Die in den Postämtern eingesetz¬ 
ten mikroelektronisch gesteuerten Schalterterminals sind nur 
der für jedermann sichtbare Teil der Mikroelektronik im Postwe¬ 
sen. Bis zum Ende des Jahres 1986 waren bei der Deutschen 
Post ungefähr 400 Schalterterminals im Einsatz, und zwar in 
Leipzig, Erfurt und unserer Hauptstadt Berlin. 1987 kommen 
weitere 380 dazu, und es wird begonnen, auch Ln den Postäm¬ 
tern des Bezirkes Dresden derartige Einrichtungen zu installie¬ 
ren. Diese mit einem Rechner und anderen peripheren Geräten 
gekoppelten Bildschirme erleichtern nicht nur die unmittelbare 
Arbeit an den Schaltern, machen sie attraktiver und sicherer, 
sondern tragen auch wesentlich zur Rationalisierung der nach¬ 
folgenden Abrechnungsprozesse bei, die nunmehr vollautoma¬ 
tisch abgewickelt werden können. 

Redaktion: Können Sie uns auch noch ein Beispiel für den 
Einsatz der Mikroelektronik geben, das nicht für jeden sicht¬ 
bar ist, aber Auswirkungen auf die Leistungen der Deutschen 
Post hat? 

Hauptdirektor Buch heim; Gegenwärtig werden die Briefe 
noch halbautomatisch verteilt. Das heißt, daß durch eine Be¬ 
dienkraft die Postleitzahl jeder Sendung gelesen und codiert 
werden muß, um so den entsprechenden Leitweg zu realisie¬ 
ren. Diese Arbeit ist monoton, nervlich anstrengend und natur¬ 
gemäß eine Quelle subjektiver Fehler. Unser Institut hat große 
Anstrengungen unternommen, diesen Leseprozeß mit opto¬ 
elektronischen Mitteln zu automatisieren. Seit Januar dieses 
Jahres befindet sich der Prototyp eines Briefverteilautomaten 
mit einem Lesekopf in der Betriebserprobung. Die ersten Er¬ 
gebnisse sind zufriedenstellend. Allerdings sind Postsendungen 
mit Codefeldaufdruck Voraussetzung für einen optimalen Ein¬ 
satz, die aber zur Zeit leider nur etwa acht Prozent des tägli¬ 
chen Aufkommens ausmachen. Auch in der Paketbearbeitung 
werden mikroelektronisch gesteuerte Maschinen und Förderan¬ 
lagen verstärkt eingesetzt. Dieser Einsatz erleichtert die bishe¬ 
rige körperlich schwere Arbeit, die zum großen Teil von Frauen 
verrichtet wird, und beschleunigt spürbar die Paketverteilung. 


Schlüsseltechnologien bei 
der Deutschen Post — 
betriebliche und 
gesamtvolkswirtschaftliche 
Aufgabe 


Redaktion: Körinen Sie uns noch einige Angaben zum Ein¬ 
satz der Mikroelektronik im Fernmeldewesen machen? 
Hauptdirektor Buchheim; Der XI. Parteitag der SED hat 
dem Fernmeldewesen die Aufgabe gestellt, als Beitrag zur Er¬ 
höhung der volksvyirtschaftlichen Produktivität und Effektivität 
das automatische Fernschreib- und Datennetz beschleunigt 
aufzubauen. Bis 1990 ist ein erster Ausbauschritt für das auto¬ 
matische Datennetz zu realisieren. Er dient dem schnellen Infor¬ 
mations- und Datenaustausch zwischen Kombinaten, Betrieben 
und staatlichen Einrichtungen und ermöglicht den Datenfern¬ 
verbund von Rechenanlagen. Gleichzeitig damit vollziehen sich 
Schritte zur Schaffung der Voraussetzung für die Erreichung ei¬ 
nes integrierten digitalen Fernmeldenetzes als Universalnetz für 
alle Kommunikationsdienste. Bei der Deutschen Post werden 
seit mehreren Jahren digitale Übertragungssysteme mit Pulsco¬ 
demodulation auf vorhandenen Kabelanlagen eingesetzt. Zu¬ 
nehmend ist dieser Einsatz mit der Verwendung moderner 
Lichtwellenleitertechnik verbunden, wird die Mikroelektronik 
durch die Optoelektronik ergänzt. In der Vermittlungstechnik 
werden mit dem Einsatz von kleinen digitalen Ortszentralen und 
mittleren Nebenstellenanlagen allererste Schritte zur Digitali¬ 
sierung gegangen. Es müssen schnell weitere folgen, um die 
durchgängige Digitalisierung des Fernmeldedienstes voranzu¬ 
treiben und zunehmend eine Integration der Kommunikations¬ 
dienste zu ermöglichen. 

Redaktion: Für zukünftige Lösungen im Bereich des Fernmel¬ 
dewesens wird auf die Digitalisierung der Fernmeldenetze 
orientiert. Nun sind aber bei der Deutschen Post sehr um¬ 
fangreiche technische Einrichtungen vorhanden. Gibt es 
auch hier Möglichkeiten zur Nutzung der Mikroelektronik? 
Hauptdirektor Buchheim: Erhaltung, Modernisierung und 
Qualitätsverbesserung der vorhandenen Grundfonds sind sehr 
wichtige und ernstzunehmende Aufgaben, denn die vorhande¬ 
nen Einrichtungen können nicht von heute auf morgen ausge¬ 
tauscht werden und müssen noch längere Zeit nicht nur ihre 
Funktion erfüllen, sondern auch intensiver genutzt werden. Um 
dies zu gewährleisten, wird ein zunehmend breiteres Spektrum 
von mikroelektronischen Geräten in unserem Institut entwickelt 
und im Rationalisierungsmittelbetrieb der Deutschen Post in 
Kleinserie gefertigt. So wurde im Institut ein TF-Gabelumsetzer 
entwickelt, der vollständig aus mikroelektronischen Baugrup¬ 
pen besteht. Vergleicht man ihn mit der bisher angewandten 
Relaistechnik, so können jetzt durch den wesentlich geringeren 
Platzbedarf technische Erweiterungen realisiert werden, ohne 
gleich Veränderungen an den Gebäuden vornehmen zu müs¬ 
sen. Das elektronische Hinweisansagegerät löst bisher impor¬ 
tierte mechanische Spezialtonbandgeräte ab. Der Teilnehmer 
erhält damit beispielsweise Informationen über Rufnummern¬ 
änderungen und ähnliche Dinge, die ihm letztendlich Zeitein¬ 
sparung und Nutzen bringen. Eine im Institut entwickelte Güte¬ 
meß- und -analyseeinrichtung dient der rechnergestützten 
Überwachung von Telefonzentralen. Qualität und Funktionssi¬ 
cherheit der Anlagen werden dadurch erhöht, was sich-beim 
Teilnehmer als Absinken der erfolglosen Verbindungsversuche 
bemerkbar macht. Von hohem Nutzen ist auch das mikrorech-' 
nergesteuerte Kabelüberwachungsgerät. Seine vorbeugende 
Wirkung besteht darin, daß Kabelfehler bereits signalisiert wer¬ 
den, bevor es zu Störungen des Betriebes kommt. Ich denke, 
daß diese wenigen Beispiele aus unserer Arbeit die Bemühun¬ 
gen unserer Mitarbeiter belegen, durch den gezielten Einsatz 
der Schlüsseltechnologien die vorhandenen Grundfonds effek¬ 
tiver auszulasten und ihre Fünktionssicherheit zu erhöhen. 
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Einsatz von Standardsoftware - 

neue Effektivitätsstufe in der Softwareentwicklung 

Von Oberrrat Dipl.-Math. NORBERT HOFFMEISTER und Rat Dipl.-Math. MARION GRANDEL 


Auf Grund der Entwicklung und Fertigung hoher Stückzahlen 
hochintegrierter mikroelektronischer Bauelemente ist die Indu¬ 
strie heute in der Lage, der Volkswirtschaft innerhalb kurzer 
Zeit größere Mengen preiswerter Mikrorechner (Personalcom¬ 
puter [PC] und Bürocomputer [BC]) zur Verfügung zu steilen. 
Die effektive Auslastung dieser Technik fordert.die Bereitstel¬ 
lung der notwendigen Anwendersoftware, die nur in geringem 
Umfang mitgeliefert wird. Der Aufwand an Zeit und Kosten zur 
Schaffung dieser Lösungen liegt um ein Vielfaches über den 
Hardwarekosten. Nach [5] hat sich in den letzten 20 Jahren das 
Preis-Leistungsverhältnis für Hardware um den Faktor 1000 ver^ 
bessert, die Produktivität der Softwareproduktion hingegen 
konnte nur um den Faktor 3...5 gesteigert werden. 

Auch die Deutsche Post steht auf Grund des bevorstehenden 
flächendeckenden Einsatzes von Personal- und Bürocomputern 
vor der Aufgabe, neue, Softwarelösungen für die unterschied¬ 
lichsten Aufgabengebiete kurzfristig bereitzustellen. Das Ar¬ 
beitskräftepotential zur Projektierung von Software bei der 
Deutschen Post wird in den Jahren bis 1990 nur in bestimmten 
Grenzen anwächsen. Die „Richtlinie zur Gewährleistung einer 
effektiven Entwicklung und multivalenten Nutzung von Soft¬ 
ware im Post- und Fernmeldewesen" des MPF vom 17. 9. 1986 
fordert deshalb die extensive und intensive Erweiterung sowie 
die Konzentration der Softwareentwicklungskapazitäten. Der 
ausschlaggebende Faktor bei der angestrebten Bedarfsdek- 
kung in der Softwareentwicklung ist die Erhöhung von Effektivi¬ 
tät und Produktivität im Softwareentwicklungsprozeß selbst; 
eine Einsicht übrigens, die auf der Wissenschaftskonferenz des 
MPF am 21. und 22. Oktober 1986 neue Impulse erhalten hat. 
Die beschleunigte Durchsetzung des yvissenscl^ftlich-techni- 
sehen Fortschritts durch die bedarfsgerechte Bereitstellung 
von objektkonkreter Anwendersoftware hängt wesentlich und 
in zunehmendem Maße von der qualifizierten Anwendung mo¬ 
derner Methoden der Softwareentwicklung ab. Das heißt, um 
die Diskrepanz zwischen der in hoher Stückzahl bereitgestell¬ 
ten mikroelektronischen Rechentechnik und den benötigten 
Softwarelösungen schrittweise zu beseitigen, ist es erforder¬ 
lich, mit effektiven, ingenieurmäßigen Mitteln, Werkzeugen und 
Methoden zu industriemäßigen Formen auch in der Software¬ 
entwicklung überzugehen. Eine große Bedeutung hat dabei die 
Anwendung multivalent nutzbarer Software, wie bei der Basis¬ 
anwender- bzw. Standardsoftware. Die Philosophie der Stan¬ 
dardsoftware (auch als Softwarewerkzeuge, Softwaresysteme 
für bestimmte Problemklassen oder auch als vorgefertigte Pro¬ 
grammsysteme bezeichnet) beruht auf der Erkenntnis, daß sich 
die typischen Einsatzgebiete von PC/BC-Lösungen in fünf Auf¬ 
gabenkomplexe einteilen lassen (siehe Abbildung). 

Für diese Aufgabenklassen wurde Software entwickelt, die die 
folgenden Vorteile aufweist und es ermöglicht, 

- kurzfristig anwendungsbereite, zuverlässige und nutzer- 
freundliche Lösungen bereitzustellen, und zwar weitgehend 
ohne herkömmliche Programmierung mittels problemorien¬ 
tierter Programmiersprachen 

- die Standardisierung und Nachnutzungsfähigkeit der Lösun¬ 
gen hinsichtlich Handhabung der Projekte und Austausch- 

. barkeit der Datenfonds zu erhöhen 

- den EDV-Endnutzer im größeren Umfang als bisher in die Er¬ 
arbeitung der Lösungen einzubeziehen auf Grund der Not¬ 
wendigkeit seiner Indentifizierung mit der Lösung und seiner 
reibungslosen Arbeit am PC/BC sowie der Möglichkeit seiner 
Einbeziehung, da Standardsoftware schon mit weitaus weni¬ 
ger EDV-Kenntnissen benutzbar ist als z. B. problemorien¬ 
tierte Programmiersprachen. 

Bei der Realisierung der dem ORZ der Deutschen Post übertra¬ 
genen Aufgabe der Bereitstellung eines PC-Softwarepakets zur 
Rationalisierung von Arbeitsprozessen in Planung, Leitung und 
Verwaltung mit Hilfe der in den Organisationseinheiten des 
Wirtschaftszweiges einzusetzenden PC 1715 sind diese Vorteile 


voll zur Geltung gekommen. Alle Bausteine dieses Softwarepa¬ 
kets werden mit Standardsoftware implementiert, wobei zu¬ 
sätzlich eine Vereinheitlichung der Nutzerschnittstelle ange¬ 
strebt und insbesondere die Menügestaltungen und die Doku¬ 
mentationen vereinheitlicht werden. Für ähnlich geartete Auf¬ 
gaben (z. B. Nachweis von Beständen) wird dabei die Schaf¬ 
fung. von Typlösungen angestrebt. 

Die Standardsoftware, deren Nutzung sich international be¬ 
währt hat, muß in jedem Fall als einer der Hauptfaktoren zür 
Produktivitätssteigerung in der Softwareentwicklung angese¬ 
hen werden. In den verschiedensten Publikationen werden Aus¬ 
sagen dazu getroffen, wie hoch der Anteil der Standardsoft¬ 
ware bei der Entwicklung von Anwendungslösungen für PC/BC 
sein könnte. Die Angaben liegen in jedem Fall über 50 Prozent, 
die optimistischsten Schätzungen bei etwa 90 Prozent. Wie 
hoch der erreichbare Anteil tatsächlich ist, hängt auch von der 
zügigen Bereitstellung hochwertiger Standardsoftware mit ab. 
Es sei jedoch bemerkt, daß der Grundsatz „Erst organisieren, 
dann automatisieren" bei Anwendung von Standardsoftware 
nicht vergessen werden darf. Eine noch so gute Standardsoft¬ 
ware kompensiert keine schlechte Primärorganisation; sie hilft 
lediglich, die Entwicklungszeiten zu verkürzen und die Projekte 
wartungsfreundlicher, einheitlicher und kompatibler zu gestal¬ 
ten. Die folgenden wichtigsten Leistungsparameter der unter 
dem Betriebssystem SCP (Single User Control Program) vor¬ 
handenen Standard Software (siehe Abbildung) verdeutlichen 
dies. 


1. Textverarbeitung 

Mit TEXT 30 als komfortablem Textverarbeitungssystem lassen 
sich verschiedene Textverarbeitungsaufgaben wie Erfassen, 
Korrigieren, Formatieren, Suchen und Ersetzen von Texten, Ar¬ 
beit mit Textblöcken sowie Textbausteinen, Druck und Druk- 
kaufbereitung, d. h. korrigierende und programmierte Textver- 


Übersicht über Aufgabenkomplexe und Software für PC/BC 



REDABAS 

dBAS: II mit Zusatzkomponenten wie 
ZIP, dUTIL, dBPLUS 
QUCKCODE 

Hinweis: Die Programmnamen,die den Aifgabenkomplexen zitgeord- 
net sind, bezeichnen die entsprechende SCP- (Robotron-)(unterstri- 
cheni bzw. ausländische kompitable Standardsoftware 
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arbeitung, realisieren. In diesem Textverarbeitungssystem ist 
ein bedienfreundliches Hilfssystem integriert, das bei der Bear¬ 
beitung ständig nutzbar gemacht werden kann, allgemeinver¬ 
ständliche Kommandobeschreibungen enthält und auf dem 
oberen Drittel des Bildschirms angezeigt wird. Die Statuszeile 
(erste Zeile auf dem Bildschirm) zeigt den Namen der bearbei¬ 
teten Datei, die Seiten- und Zeilennummer, die aktuelle Cursor¬ 
position sowie Kommandos, die in Bearbeitung sind, an. 

Nicht realisierbar sind mit diesem System 

- Berechnungen, z. B. Summenbildung 

- automatisches Erstellen von Inhalts- und Stichwortverzeich¬ 
nissen 

- Zählen von Anschlägen bzw. Wörtern. 

Der zu bearbeitende Text ist in seiner Größe nicht von der vor¬ 
handenen Hauptspeicherkapazität abhängig, sondern einzig 
von dem auf der Diskette verfügbarem Speicherplatz. Eine 
A4-Seite beansprucht etwa 2 KByte, auf einer 5,25"-Diskette 
mit 146 KByte können also etwa 70 Seiten gespeichert werden. 
Vom System sind Standardwerte (z. B. für das Format: A4) fest 
eingestellt, die vom Nutzer beliebig änderbar sind. Verschie¬ 
dene Drucksteuerzeichen ermöglichen die Druckgestaltung ent¬ 
sprechend den Nutzererfordernissen, z. B. Tief- und Hochstel¬ 
len, Fettdruck, Selbsterarbeiten bzw. vorgefertigte Texte oder 
Textteile, die auch als „Textkonserven" auf Diskette bezeichnet 
werden, sind beliebig oft änder- und mehrfach nutzbar. 
KOMBO-DRUCK als Zusatzkomponente zum Textverarbei¬ 
tungssystem ermöglicht die Verkettung oder Verschachtelung 
mehrerer Dateien, z. B. können Namen und Adressen aus einer 
Kundendatei in einen Briefkopf eingefügt werden (Serien¬ 
briefe). 

TEXT 30 dient der Automatisierung der Textverarbeitung in al¬ 
len Dienststellen der Deutschen Post, die Schriftverkehr zu be¬ 
wältigen haben und über die entsprechende technische Ausrü¬ 
stung verfügen, d. h. PC 1715 oder BC A5120/30 sowie Drucker. 
TEXT 30 wird im Rahmen des PC-Softwarepakets zur Rationali¬ 
sierung der Planung, Leitung und Verwaltung im Baustein AU- 
TEVA (automatisierte Textverarbeitung) eingesetzt. (Siehe auch 
den anschließenden Beitrag „Automatische Textverarbeitung 
mit TEXT 30 auf dem PC 1715".) 


2. Tabellenkalkuiation 

Mit KP steht ein Tableauprogrammsystem zur Eingabe, Organi¬ 
sation, Auswertung, Berechnung und Speicherung „ökonomi¬ 
scher Tableaus", in denen Texte, Zahlen oder Formeln in matri¬ 
zenförmigen Tabellen dargestellt werden können, zur Verfü¬ 
gung. Dieses Tabellenkalkulations-Programmsystem unter¬ 
stützt Variantenbestimmungen (WAS-WÄRE-WENN-Aufgaben- 
stellungen), d. h., es dient der Vorbereitung, Abrechnung und 
Kontrolle von ökonomischen Prozessen. 

Die matrizenförmige Tabelle dieses Programmsystems kann 
maximal 254 Zeilen und 63 Spalten enthalten, das entspricht 
16002 Feldern. Die Felder der Tabelle können folgender Art 
sein: 

- Textfelder maximal 116 Zeilen rechts- oder linksbündig 

- Zahlenfelder maximal 16 Ziffern in Gleitkomma-, Festkomma- 
(mit 2 Dezimalstellen), Exponential-, Integer- oder Grafik 
(Balken)-Darstellung 

- Formelfelder maximal 116 Zeilen mathematische Ausdrücke, 
bestehend aus arithmetischen, logischen oder Vergleichso¬ 
peratoren, beliebigen Tabellenadressen, Konstanten, Stan¬ 
dardfunktionen oder bedingten Berechnungen. 

KP ermöglicht das Schützen gegen Überschreiben sowie das 
Aufteilen des Bildschirms in unabhängige Tabellenausschnitte. 
Die Arbeit mit Kommandoprozeduren wird durch KP unter¬ 
stützt, d. h. es besteht die Möglichkeit, vorgefertigte Standard¬ 
abläufe automatisch abarbeiten zu lassen. Die Aufgabe von Ta¬ 
bellen im Druckformat ist möglich; maximal zwei Dateien sind 
in KP verkettbar. Es sind solche Betriebssystemfunktionen wie 
Kopieren, Löschen und Umbenennen von Dateien integriert. 
Der verfügbare Arbeitsspeicher für KP beträgt unter dem Be¬ 
triebssystem SCP bei BC A5120/30 26 KByte und bei PC 1715 22 
KByte. 

KP läßt sich zur Automatisierung und Rationalisierung von Pla- 
nungs- und Bilanzierungsprozessen in den Dienststellen der 


Deutschen Post, denen die Lösung entsprechender Aufgaben 
obliegt, gewinnbringend einsetzen. Konkrete Einsatzmöglich¬ 
keiten zeichnen sich derzeitig ab für Einzelaufgaben des PC- 
Softwarepaket zur Rationalisierung der Planung, Leitung und 
Verwaltung wie Statistiker-Arbeitsplatz, Planungsarbeitsplatz/ 
Plankoordinierung, Belegbearbeitung Finanzrechnung, Bilanzie¬ 
rungsarbeitplatz Materialwirtschaft. 


3. Datenbankarbeit 

Mit REDABAS steht ein relationales Datenbanksystem zur In¬ 
formationsrecherche in mehreren Dateien zur Verfügung, mit 
dem realisierbar sind 

- der Aufbau von Dateien 

- die Vereinigung von Dateien 

- das Edieren von Sätzen 

- die Auswertung nach mehreren Ordnungsbegriffen 

- das Aufsuchen relevanter Sätze nach bestimmten, auch lo¬ 
gisch verknüpfbaren Merkmalen 

- die Datenaufbereitung und -darstellung in beliebigen Listen. 
Dieses relationale Datenbanksystem ermöglicht wahlweise die 
Arbeit im Dialog mit einer Kommandosprache oder die Entwick¬ 
lung von Programmen mit der dieser Standardsoftware eigenen 
Programmiersprache ADL (Application Development 
Language). Außerdem ist ein komfortables Hilfssystem enthal¬ 
ten, welches bei der Bearbeitung ständig genutzt werden kann. 
REDABAS baut die Dateien nach einem eigenen Dateiformat 
auf, bietet aber die Möglichkeit, Dateien im Textformat auszu¬ 
geben. Die physische Dateigröße wird in der Praxis durch die 
Diskettenkapazität bestimmt, d. h. eine Datei kann maximal 
eine Diskette füllen. Theoretisch wäre eine Dateigröße von 8 
MByte bzw. 65 535 Sätzen möglich. 

Zu dieser Standardsoftware sind Leistungserweiterungen vor¬ 
handen, die 

- der besseren Sortierung und Ausnutzung des Speicherplat¬ 
zes 

- der grafischen Auswertung 

- der Erzeugung von Bildschirm- und Drucker-Formularen 

- der Verringerung der Laufzeit, der Aufbereitung der Quell¬ 
programme sowie der schnelleren und leichteren Fehlersu¬ 
che 

- der statistischen Auswertung 

- der Unterstützung der Programmerstellung 
dienen. 

REDABAS ist in Anwendungslösungen für solche Dienststellen 
der Deutschen Post gut nutzbar, denen die Lösung von Lei- 
tuhgs-, Planungs- und Verwaltungsaufgaben obliegen, die Da¬ 
tenrecherchen erfordern. Im PC-Softwarepaket zur Rationalisie¬ 
rung der Planung, Leitung und Verwaltung wird REDABAS u. a. 
für solche Einzelaufgaben wie Kranken- und Unfallstatistik, Dis¬ 
patcherinformationsbericht, Bestandsnachweisführung, Dis¬ 
ponentenarbeitsplatz Materialwirtschaft und Bürosoftware ge¬ 
nutzt. 

4. Datenerfassung und Karteibearbeiibng 

Mit DAT steht ein Datenerfassungs- bzw- Karteibearbeitungssy¬ 
stem für Dateneingabe, Datensuche und Datenverwaltung zur 
Verfügung, mit dem Datensätze aufgebaut, Datenbestände er¬ 
weitert sowie Datensätze gesucht werden können. Folgende 
Grundfunktionen erfüllt dieses Programmsystem: 

- Entwurf einer Karteikarte bzw. eines Formblattes 

- Veränderung bestehender Karteikarten bezüglich ihrer Struk- 
tur 

- Ausfüllen der Karteikarte mit Daten 

- Suchen konkreter Karteikarten 

- Aktualisieren des Karteikarteninhaltes 

- Aktivieren bzw. Inaktivieren von Karteikarten 

- Auswerten von Karteikarten. 

Die maximale Größe einer Karteikarte bzw. eines Formulars be¬ 
trägt 245 Felder/Karte, 255 Zeilen/Karte, 255 Zeichen/Zeile. 

DAT besteht aus zwei Komponenten, wobei 

- die erste Komponente der Vorbereitung eines Formulars 
bzw. einer Karteikarte und 


Dtsch. Post 32 (1987) 4 


139 



- die zweite Komponente der Dateneingabe und Prüfung 
dient. Das Formular bzw. die Karteikarte, die mittels der ersten 
Komponente erstellt wird, setzt sich zusammen aus 

- den Datenfeldern, in die die zu erfassenden bzw. zu verän¬ 
dernden Daten eingegeben werden und 

- dem Hintergrundtext, der Informationen zu den Datenfeldern 
enthält und nicht mit in die Datendatei übernommen wird. 

Die Dateneingabe und -prüfung, die mittels der zweiten Kom¬ 
ponente festgelegt wird, entspricht den Restriktionen, die mit 
der ersten Komponente vereinbart wurden. Dabei kann festge¬ 
legt werden, wann geprüft werden soll, d. h. nach jedem einzel¬ 
nen Satz oder alle Daten insgesamt in Stapelverarbeitung. Mit 
DAT lassen sich Verwaltungsaufgaben, die bisher unter Zuhilfe¬ 
nahme von manuell geführten Karteien erledigt werden, ratio¬ 
nalisieren. Dazu gehören z. B. Verzeichnisse über Literatur, Te¬ 
lefonnummern u. a. Im ORZ der Deutschen Post ist DAT bisher 
nicht zur Anwendung gekommen. 

Da sowohl DAT als auch REDABAS ähnliche Aufgabenklassen 
abdecken, soll im folgenden kurz auf Vor- und Nachteile von 
DAT eingegangen werden: 

- DAT ist besonders zur Nutzung durch EDV-Laien geeignet, 
da keine Programmierung möglich und. notwendig ist, son¬ 
dern nur Spezifikationen zu geben sind, d. h., es ist DAT mit¬ 
zuteilen, was zu tun und nicht, wie es zu tun ist 

- komplexe Probleme sind mit DAT nicht lösbar, da eine Pro¬ 
grammierung analog REDABAS nicht möglich ist 

- mittels DAT werden die Daten platzsparend auf Diskette ge¬ 
speichert, jeder Datensatz belegt nur so viele Zeichen, wie er 
tatsächlich besitzt (kommabegrenzte Felder), Leerzeichen 
am Feldende werden nicht abgespeichert 

- Datenbestände in DAT können sich über mehrere Disketten 
erstrecken 

- ein Datensatz kann bis zu 245 Felder besitzen (bei REDABAS 
maximal 32 Felder) 

- einfache Datenprüfroutinen sind in DAT bereits vorhanden, 
jedoch nicht modifizierbar 

- DAT ist ungeeignet für die gleichzeitige Bearbeitung mehre¬ 
rer gleichberechtigter Dateien 

- die Anzeige der Daten am Bildschirm sowie die Ausgabe 
über Drucker ist nur in Form des definierten Karteiblattes 
möglich, für eine Listenaufbereitung besteht keine Möglich¬ 
keit, bzw. es.muß Zusatzsoftware benutzt werden 

- Anfragen/Recherchen sind nur karteikartenbezogen realisier¬ 
bar, wobei keine komplizierten Auswahlbedingungen formu¬ 
lierbar sind. 


5. Datendarstellung 

Datendarstellungssysteme unterstützen die Aufbereitung und 
Ausgabe insbesondere der Dateien, die mit den in den Ab¬ 
schnitten 1. bis 4. genannten Komponenten verwaltet werden. 
ReportStar (eingetragenes Warenzeichen der Firma MicroPro 
International Corporation) dient der listenförmigen Darstellung 
von Daten, die mit dem Datenerfassungs- bzw. Karteibearbei¬ 
tungssystem erstellt wurden. 

Mit ReportStar ist es möglich: 

- einfache Listen entsprechend Nutzereingaben zu erzeugen 
aus Daten, die mit DAT erstellt wurden 

- einfache Listen zu ändern bzw. Listen selbständig zu erstel¬ 
len 

- schnell und flexibel Sortierfolgen von Datendateien zu än¬ 
dern sowie Listen entsprechend verschiedener Sortierfolgen 
(maximal 25 separate Schlüssel mit maximal 120 Zeichen 
Schlüssel-Gesamtlänge) zu erstellen. 

dGRAPH (eingetragenes Warenzeichen der Firma Phoenic Soft¬ 
ware Associated Ltd.) dient zur grafischen Darstellung von Da¬ 
ten, die mit REDABAS bzw. durch Programme einiger problem¬ 
orientierter Programmiersprachen erzeugt wurden. 

Mit dGRAPH ist es möglich: 

- Balken-, Linien-, Kreis- oder Säulen-Diagramme zu erzeugen 

- Daten für diese Diagramme einzugeben oder aus anderen 
Datendateien herzuleiten 

- Datendateien zu ändern, hinzuzufügen oder umzuordnen 

- Überschriften, Daten, Sqhattierungen, Legenden und Texter¬ 
klärungen zu den Diagrammen hinzuzufügen 


— beliebige Daten von existierenden Diagrammen einzubezie¬ 
hen bzw. auszuschließen 

— Diagrammdefinitionen zu sichern, zu korrigieren und zu druk- 
ken 

— Abbilder eines Diagramms zu erzeugen und zu einem ande¬ 
ren Rechner zu übertragen 

— Details eines Diagramms durch eine Zusatzkomponente au¬ 
tomatisch bzw. manuell zu bestimmen 

— Diagramme aus dem Inhalt anderer Programme automatisch 
hinzuzuziehen. 

Umfangreiche Erfahrungen zu ReportStar und dGRAPH liegen 
bisher nicht vor, da das zu dGRAPH kompatible Robotron-Pro¬ 
gramm RGRAPH erst im Laufe des Jahres 1987 zur Verfügung 
stehen wird. Die grafische Darstellung ökonomischer Daten, 
auch als Geschäftsgraphik bezeichnet, wird in Zukunft jedoch 
an Bedeutung zunehmen, insbesondere durch die Bereitstel¬ 
lung grafikfähiger Drucker am PC 1715. 


6. Datenkopplung der Standardsoftware und Tendenzen 
der Weiterentwicklung 

Ein weiterer Vorteil der erwähnten Standardsoftware ist die 
Möglichkeit des Datenaustauschs zwischen den verschiedenen 
Systemen. Eigentlich sind die Datenorganisationsformen der 
Standardsoftwarepakete nicht kompatibel, d. h. eine direkte 
Verarbeitung der Datenbestände eines Systems durch ein an¬ 
deres läßt sich häufig nicht realisieren. Es besteht jedoch die 
Möglichkeit, spezielle Ausgabenformate zur weiteren Verarbei¬ 
tung mit einem anderen Standardsoftwaresystem zu erzeugen 
oder spezielle Konvertierungssoftware zur Umsetzung der Da¬ 
tenformate zu nutzen. Der internationale Trend hinsichtlich der 
Standardsoftware geht dahin, integrierte Systeme zu schaffen. 
Durch die Integration mehrerer Funktionen in einem Paket wird 
gleichzeitig das Problem des Datenaustausches gegenstands¬ 
los. Dieser Entwicklung werden die 16-bit-Rechner besser ent¬ 
sprechen als die z. Z. verbreiteten 8-bit-Rechner, da die 16-bit- 
Rechner auf Grund ihrer größeren Speicherkapazität und Verar¬ 
beitungsgeschwindigkeit günstigere Voraussetzungen für die 
Arbeit mit integrierten Systemen bieten. 
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Automatisierte Textverarbeitung mit TEXT 30 auf PC 1715 


Von Rat ASTRID BROCKMANN, Problemanalytiker im ORZ, Berlin 

Die rechnergestützte Rationalisierung von Arbeitsaufgaben in 
Planung, Leitung und Verwaltung ist eine hohe und anspruchs¬ 
volle Forderung an alle Bereiche unserer Volkswirtschaft. Je 
vielfältiger und breitergefächert Maßnahmen der Rationalisie¬ 
rung angewandt werden, um so effektiver können die entspre¬ 
chenden Verwaltungsprozesse gestaltet, können Arbeitszeit 
und Kosten eingespart werden. Als unmittelbares Rationalisie¬ 
rungsmittel kommt der Mikroelektronik in Form dezentraler Da¬ 
tentechnik eine immense Bedeutung zu. Der bevorstehende 
breite Einsatz von PC 1715 in den Ämtern und Direktionen der 
Deutschen Post gestattet die automatisierte rechnergestützte 
Bearbeitung von Routineprozessen in Planung, Leitung und Ver¬ 
waltung in zunehmendem Maße. Als eine der ersten zur effekti¬ 
ven Anwendung kommenden Lösungen ist hierbei die automati¬ 
sierte Textverarbeitung (AUTEVA) zu nennen. Die sprunghafte 
Weiterentwicklung der Mikroelektronik gerade in letzter Zeit 
führte sowohl zur Entwicklung neuer Gerätetypen als auch der 
entsprechend anzuwendenden Programmtechnik. Für die AU¬ 
TEVA war das eine Herausforderung, weil ursprünglich andere 
konzeptionelle Vorstellungen (nämlich die Benutzung elektroni¬ 
scher Schreibsysteme vom Typ ESS A 5310 mit dem Programm 
TEXT 20) bestanden hatten. 

Einem Jugendforscherkollektiv des ORZ wurde deshalb die Auf¬ 
gabe übertragen, zu überprüfen, inwieweit sich die neue Situa¬ 
tion auf die vorher konzipierten Verfahrenslösungen der auto¬ 
matisierten Textverarbeitung im Post- und Fernmeldewesen 
auswirkt. Dabei hatte der Vergleich der beiden Programmsy¬ 
steme (TEXT 20 beim ESS A 5310 und TEXT 30 beim PC 1715) 
unbedingte Priorität, weil die Leistungsfähigkeit der Software 
offenbar unterschiedlich war. 

Die Ergebnisse dieses Vergleichs sind hier im folgenden darge¬ 
stellt. TEXT 20 wird hier nicht besonders gewertet, da es sich 
um ein lange erprobtes, den Wünschen der Anwender entspre¬ 
chendes und bewährtes Textverarbeitungsprogramm handelt, 
das die volle Akzeptanz seiner Nutzer gefunden hat. 

Mit TEXT 30 wurde ein sehr komfortables und vielseitig an¬ 
wendbares Textverarbeitungsprogramm entwickelt, das sicher 
zu den programmiertechnischen Spitzenleistungen zu zählen 
ist, wenn man allein an die umfangreichen Informationsleistun¬ 
gen der Bedienerführung sowie die vielfältigen Möglichkeiten 
des KOMBO-Drucks (u. a. Realisierung der Textbausteinverar¬ 
beitung) denkt. 

TEXT 30 verfügt im großen und ganzen über die analogen Be¬ 
dienfunktionen wie TEXT 20, geht partiell sogar darüber hinaus 
und erhöht den Service für den Anwender. Die Durchführung 
der Textbearbeitung sowie Serienbrief- und Textbausteinverar¬ 
beitung ist garantiert, wobei gerade die letztgenannte Anwen¬ 
dungsform sehr nutzerfreundliche Lösungen aufzuweisen hat. 
Die Formularverarbeitung, wie sie im TEXT 20 integriert ist, fin¬ 
det keine Unterstützung durch TEXT 30. Da es sich hierbei so¬ 
wieso um eine wenig gebräuchliche Komponente der Textverar-. 
beitung handelt, muß hierin kein Mangel gesehen werden, zu¬ 
mal entsprechende Software bei Bedarf zur Verfügung steht. 

Die Ausnutzung spezifischer Befehle des KOMBO-Drucks ge¬ 
stattet die Aufstellung von Kommandodateien, die ausgewähite 
Anwendungsformen der Textverarbeitung in ihrer Abarbeitung 
so steuern, daß der Bedienaufwand für den Anwender auf ein 
Mindestmaß reduziert wird. So könnte beispielsweise das Ar¬ 
beitsprogramm mehrerer Stunden in einer Kommandodatei 
festgelegt und durch einmaligen Abruf realisiert werden, wenn 
es sich um zu lösende Aufgaben des KOMBO-Drucks handelt. 
Während bei beiden Textverarbeitungsprogrammen eine in¬ 
haltliche Übereinstimmung der Bedienfunktionen festgestellt 
werden konnte, treten methodische Unterschiede in der Hand¬ 
habung auf, die auf verschiedene Faktoren (z. B. das Fehlen ei¬ 
ner textspezifischen Funktionstastatur bej PC 1715) zurückzu¬ 
führen sind, auf die Funktionen selbst aber ohne Einfluß blei¬ 
ben. Bis auf wenige Ausnahmen gestattet TEXT 30 eine opti¬ 
male Abarbeitung, so daß die Effekte der automatisierten Text 
Verarbeitung auch hierbei erreicht werden können. 
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Der Komfort des TEXT 30 leitet sich aus der Vielzahl der Bedien¬ 
funktionen (annähernd 100 mögliche Befehle realisieren bei¬ 
nahe jeden Wunsch des Anwenders bezüglich der Gestaltung 
von Schriftstücken, der Formatierung, des Drückens usw.), der 
vielseitigen Anwendbarkeit des Programms und des raschen 
Zugriffs ab und kann als hoch eingeschätzt werden. 
Demgegenüber müssen Abstriche hinsichtlich der Anwender¬ 
freundlichkeit gemacht werden: 

Die Ausübung eines Befehls im TEXT 30 erfolgt prinzipiell durch 
Buchstabenkombinationen in Verbindung mit der CTRL (Con- 
trol)-Taste. Bei der oben angeführten Kommandovielfalt stellt 
das hohe Ansprüche an die Merkfähigkeit des Nutzers. Hierbei 
wirkt sich die unterstützende Rolle der Menüs, über die die In¬ 
formationen des Bedieners und die Ausführung der Befehle er¬ 
folgt, positiv aus. Bedingt durch die erhöhte Anzahl der Buch¬ 
staben-Befehle, muß eine analoge Anzahl von Tasten betätigt 
werden. Eine Minimierung dieses Aufwands wurde durch die 
Belegung der Cursor- und Funktionstasten (F l-F, 15) beim PC 
1715 (im Gegensatz zum BC) erreicht. Diese Hinterlegung sollte 
für den Nutzer auch über die Bedienerführung ersichtlich sein. 
Zur Zeit geschieht das nur über textliche Hinweise. 

Nachdem die Anwendbarkeit des TEXT 30 für unseren Wirt¬ 
schaftszweig überprüft und erprobt wurde, zielten die Überle¬ 
gungen des Jugendforscherkollektivs darauf hin, wie die zu¬ 
künftigen Anwender möglichst schnell mit der zu nutzenden 
Programm- und Gerätetechnik vertrautzumachen sind. Da von 
der Notwendigkeit der Verarbeitung von Texten unterschiedli¬ 
cher Art alle Organisationseinheiten der Deutschen Post betrof¬ 
fen sind, muß von einer hohen Anwendungsdichte beim Einsatz 
der AUTEVA ausgegangen werden. Der größte Teil der Mitar¬ 
beiter, der demnächst die automatisierte Textverarbeitung an¬ 
wenden wird, verfügt noch nicht über Kenntnisse der elektroni¬ 
schen Datenverarbeitung. Es galt also, dieser Zielgruppe not¬ 
wendiges grundlegendes Wissen über TEXT 30 und den PC 
1715 auf allgemeinverständlicher Basis zu vermitteln sowie 
praktische Bedienfertigkeiten herauszubilden. Zur Realisierung 
dieses Anliegens bot sich unter Berücksichtigung des gegen¬ 
wärtigen Entwicklungsstandes der zum Einsatz gelangenden 
Gerätetechnik (PC 1715) ein Trainingsprogr^mm mit dem Cha¬ 
rakter eines programmierten Lehrbuches an. 

Dieses Trainingsprogramm (.Arbeitsablaufbeschreibung 
Grundlagen der Textbearbeitung mit TEXT 30") muß direkt am 
PC im Selbststudium abgearbeitet werden. Sein detaillierter 
Aufbau (mehrere inhaltlich abgeschlossene Komplexe) gestat¬ 
tet dem Lernenden, sein Lerntempo selbst zu bestimmen und 
schwierige Passagen mehrfach zu wiederholen. Kontrollfragen 
am Ende jedes Komplexes ermöglichen das Überprüfen ange¬ 
eigneter Kenntnisse durch den Anwender selbst. Das vorlie¬ 
gende Material hat seinen Wert bereits in der experimentellen 
Erprobung sowie auf Lehrgängen zum Programm TEXT 30 be¬ 
wiesen. So konnte festgestellt werden, daß den Mitarbeitern 
die Scheu vor dem Neuen genommen und eine Grundlage für 
die weitere Tätigkeit gelegt wird. Umfangreichere Kenntnisse 
und Fertigkeiten gegenüber dem Trainingsprogramm können 
allein in der täglichen praktischen Arbeit entsprechend den Be¬ 
sonderheiten des im Anwenderbereich zu bearbeitenden 
Schriftgutes erworben werden. 

Insofern fungiert das Trainingsprogramm als Starthilfe; es eb¬ 
net den Weg zum tieferen Eindringen in die Problematik der au¬ 
tomatisierten Textverarbeitung sowie der dazugehörigen Pro¬ 
gramm- und Gerätetechnik. Entdeckerfreude und Experimen¬ 
tierlust bleiben nicht aus. Der Mitarbeiter identifiziert sich in 
zunehmendem Maße mit seiner Aufgabe. 

Wissen über das Programm TEXT 30 und den Umgang damit 
wurde im Rahmen von Grundlehrgängen im IV. Quartal 1986 an 
den Betriebsschulen Berlin und Frankfurt/Oder vermittelt. Auf¬ 
baulehrgänge, die speziell die Textbausteinverarbeitung in den 
Mittelpunkt stellen, fanden im 1. Halbjahr 1987 statt. Das Trai¬ 
ningsprogramm wird vom ZAB in entsprechend hoher Auflage 
gedruckt und über die BDP den Ämtern zur Verfügung gestellt. 
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Ergebnisse und Erfahrungen bei der Aus- und Weiterbildung 
in Mikroelektronik/Mikrorechentechnik 

Von Rat Dipl.-Ing. ERHARD GEORGI, Abteilungsleiter, und Rat Dipl.-Ing.-Paed. WALTER LETZEL, Lehrkraft, 

Abteilung AWW der BS FuDP 


Die Auswertung der Materialien und Beschlüsse des 
XI. Parteitages und der 3. Tagung des Zentralkomitees der SED 
verbinden wir Mitarbeiter der Abteilung Aus- und Weiterbil¬ 
dung der Betriebsschule der Funkdirektion der Deutschen Post 
mit der Verpflichtung, unsere Bildungs- und Erziehungsarbeit 
den ständig wachsenden Anforderungen an die Betriebs-, Ver¬ 
kehrs- und Informationsprozesse anzupassen. Dazu ist erfor¬ 
derlich, das Erreichte kritisch zu analysieren, Konsequenzen 
aus der perspektivischen Entwicklung abzuleiten und realisie¬ 
rungsfähige Schlußfolgerungen zu ziehen. 

Wie unser Kollektiv die Erfahrungen und Ergebnisse der Bil¬ 
dungs- und Erziehungsarbeit bei der Mikroelektronik/Mikrore¬ 
chentechnik (ME/MRT) in der Erwachsenenbildung mit den je¬ 
weiligen Erfordernissen der Entwicklung des Führungsberei¬ 
ches der Funkdirektion in Übereinstimmung brachte, soll an 
Beispielen aufgezeigt werden. Die beschleunigte Anwendung 
der ME/MRT im Post- imd Fernmeldewesen als ein Mittel zur 
Steigerung der Arbeitsproduktivität und Qualitätsverbesserung 
bei der Intensivierung und Rationalisierung der Nachrichtenver¬ 
kehrsprozesse stellte Ende der siebziger Jahre die Aufgabe, 
Maßnahmen zur Qualifikation der Werktätigen des Führungsbe¬ 
reiches der Funkdirektion zu ergreifen. 

Es mußte ein System geschaffen werden, das flexibel und 
schnell reagierend den betrieblichen Forderungen eines länge¬ 
ren Zeitraumes bei der ME/MRT gerecht werden und Bildungs- 
vorlauf schaffen sollte. 

Teilziele des Systems waren; 

- Erwerb theoretischen Grundwissens der Digital- und Mikro¬ 
rechentechnik 

- Kennenlernen technischer Kenngrößen von integrierten 
Schaltkreisen 

- Erwerb von Fertigkeiten bei Messungen an Schaltkreisen 

- Anregung der Werktätigen zur selbständigen spezifischen 
Weiterbildung sowie zur schöpferischen Neuererarbeit. 

Die Lösung der Bildungsaufgabe sahen wir in einem Lektoren¬ 
system im Sinne eines „Schneeballsystems". Ingenieurtechni¬ 
sche Mitarbeiter, die bereit und fähig waren, in Lehrgängen er¬ 
worbenes Wissen unmittelbar im Dienstunterricht oder ande¬ 
ren Weiterbildungsformen aufgabenbezogen und verdichtet an 
die Werktätigen weiterzugeben, wurden in fünf Wochenlehr¬ 
gängen im Abstand von jeweils einem halben Jahr qualifiziert. 
Themenkomplexe waren optoelektronische Bauelemente und 
Sensoren, integrierte Schaltkreise, Operationsverstärker, kom¬ 
binatorische und sequentielle Schaltungen, Schaltalgebra und 
Grundlagen der Mikrorechentechnik. 

Bereits die Erfahrungen und Erkenntnisse der ersten Lehr¬ 
gangswochen im I. Quartal 1981 veranlaßten uns^ dieses Lekto¬ 
rensystem des Funkwesens auf das Post- und Fernmeldewesen 
auszudehnen. Mit Unterstützung durch Mitarbeiter des Zentral¬ 
amtes für Berufsbildung der Deutschen Post (ZAB) wurde ein 
zentraler Lehrplan Lektorensystem „Grundlagen der Mikroelek¬ 
tronik" erarbeitet und für zentrale Weiterbildungsmaßnahmen 
als verbindlich erklärt. 1985 wurde das Lektorensystem „Grund¬ 
lagen der Mikroelektronik" erfolgreich abgeschlossen und 1986 
auf Weiterbildungsmaßnahmen im Führungsbereich zum Per¬ 
sonalcomputer PC 1715 übertragen. 

In der pädagogischen Arbeit der Lehrkräfte unserer Abteilung 
vollzog sich mit Fortschreiten des Lektorensystems ein ständig 
spürbarer Wandel. In den ersten Lehrgangswochen waren die 
Lehrkräfte selbst Lehrgangsteilnehmer. Nebenberufliche Lehr¬ 
kräfte leisteten die gesamte Unterrichtsarbeit. Wir erkannten 
die Herausforderung, selbst einen Teil der Themen zu unterrich¬ 
ten. Eigene Weiterbildung, individuell^ Literaturstudium, Be¬ 
such von Lehrgängen an Hoch- und Fachschulen sowie an an¬ 
deren Einrichtungen, Kennenlernen von Anwendungen in Äm¬ 
tern, Führung von Erfahrungsaustauschen und wissenschaftli¬ 


chen Streitgesprächen, aktive Mitarbeit in der MMM- und 
Neuererbewegung und in Arbeitsgruppen waren Faktoren, die 
uns befähigten, die neuen Bildungsaufgaben zu meistern. Am 
Ende des Lektorensystems unterrichten nebenberufliche Lehr¬ 
kräfte nur einzelne spezielle Themenkomplexe, den Hauptteil 
der Bildungsarbeit leisteten die Lehrkräfte der Abteilung AWW. 
Die auch in diesem Bildungsprozeß praktizierte Wechselwir¬ 
kung von Lehren und Lernen noch bewußter und zielstrebiger in 
die tägliche Gesamtaufgabenerfüllung der Abteilung einzube¬ 
ziehen, war eine folgerichtige Erkenntnis und stirr^ulierte alle 
Kollektivmitglieder. 

Eine weitere Schlußfolgerung ergab sich für uns. Standen wir 
vorher als Lehrkräfte der Abteilung AWW der außerschulischen 
Zirkelarbeit und der MMM-Bewegung der Lehrlinge passiv ge¬ 
genüber, so ändert sich das mit der Realisierung dieser BiJ- 
dungsaufgabe. Wir schalteten uns in die Arbeitsgruppentätig¬ 
keit z. B. in Form der Bestenförderung von Lehrlingen ein und 
übernahmen konkre,te MMM-Aufgaben aus dern Plan Wissen¬ 
schaft und Technik. In der Bestenförderung von Lehrlingen kon¬ 
zentrierten wir uns auf die ausgewählten Themen der ME/MRT. 
Fachlich gute und gesellschaftlich aktive Lehrlinge wurden über 
den Lehrplan hinausgehend im ersten Lehrjahr mit integrierten 
Schaltkreisen und im zweiten Lehrjahr mit Mikrorechnern und 
deren Programmierung bekanntgemacht. Den Lehrlingen wur¬ 
den schriftlich formulierte Aufgaben aus der MMM-Bewegung 
übergeben. Sie bezogen sich auf die Erarbeitung von Unter¬ 
richtsmodellen, Praktikumsversuche und Teilaufgaben aus dem 
Plan Wissenschaft und Technik. 

Am Ende der Berufsausbildung wurde jedem Lehrling eine Lei¬ 
stungseinschätzung übergeben. Die entsprechenden Ämter er¬ 
hielten Empfehlungen zur weiteren Förderung dieser „Bestlehr¬ 
linge". Die Aufgabe, die außerschulische Arbeit der Lehrlinge 
zu unterstützen, wurde ständig von uns analysiert und präzi¬ 
siert. Nunmehr ist es in der Abteilung AWW zur Tradition ge¬ 
worden, daß jede zweite Lehrkraft ein oder mehrere MMM-Ob- 
jekte und mindestens eine.Arbeitsgemeinschaft jährlich be¬ 
treut. Damit trugen wir dazu bei, daß die BS FuDP 1985 für gute 
MMM-Arbeit ausgezeichnet wurde. Mitarbeiter der Abteilung 
AWW wurden für ihre Aktivitäten in der Neuererarbeit und in 
der Jugendförderung geehrt. 

Das Lektorensystem bewirkte auch eine engere Zusammenar¬ 
beit der Lehrkräfte mit Neuerern und Rationalisatoren. Durch 
die zunehmende Einführung mikroelektronischer Lösungen in 
die betriebliche Praxis entstanden zwangsläufig erhöhte Forde¬ 
rungen an theoretisches Wissen und Fertigkeiten bei der Pro¬ 
grammierung. Hier erhielten die Neuerer Unterstützung durch 
Lehrkräfte. Diese wiederum wurden durch direkte Einbeziehung 
in Neuererkollektive enger mit der betrieblichen Praxis bekannt¬ 
gemacht, so daß die Bildungs- und Erziehungsarbeit weiter ver¬ 
bessert werden konnte. Besonders hervorzuheben ist die Ko¬ 
operationstätigkeit mit dem Funkamt Oranienburg, Rundfunk¬ 
sendestelle Zehlendorf. Gemeinsam mit der Jugendschicht des 
Langwellensenders wurden und werden im Rahmen von Neue¬ 
rervereinbarungen rechnergestützte Steuerungen der Um¬ 
schaltstufen projektiert und in die Praxis eingeführt. 

Die während der einzelnen Lehrgangswochen des Lektorensy¬ 
stems gewonnenen fachlichen und pädagogisch-methodischen 
Erkenntnisse würden wiederholt mit dem Stand der Anwen¬ 
dung der Mikroelektronik und der perspektivischen Entwicklung 
im Führungsbereich verglichen. Aus den Ergebnissen wurden 
neue Bildungskonsequenzen abgeleitet. Ergebnisse waren u. a. 
Erweiterungen des Lehrgangsangebotes, Präzisierung der Lehr¬ 
gangsinhalte, engqre Einbeziehung der betrieblichen Praxis und 
Erhöhung des meßtechnischen Anteils durch Praktika. Die fol¬ 
gende Tabelle enthält eine Bilanz der realisierten Lehrgänge 
und nennt neue bzw. fortzusetzende Lehrgänge. 
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Bildungssystem Mikroelektronik/Mi¬ 
krorechentechnik der Betriebsschule 
der Funkdirektion der Deutschen 
Post 



Tsbelle Lehrgsnge ME/MRT sn der BS FuDP seit 1960 

Realisierte Lehrgänge 

Laufende Lehrgangsbe- Anzahl der Stunden je Anzahl der 

Nummer Zeichnung Lehrgänge Lehrgang Teilnehmer 


1 

Lektorensystem 
Grundlaaen der 
Mikroelektronik 

5 

160 

160 

2 

Moderne Bauele¬ 
mente der Elek¬ 
tronik 

4 

36 

78 

3 

Grundlagen der 
Digitaltechnik 

7 

72 

175 

4 

Grundlagen der 
Analogtechnik 

4 

72 

97 

5 

Mikrorechner¬ 
system U 880 

4 

108 

92 

6 

BASIC Z 9001 

1 

30 

26 

7 

Bestenförderung 

Lehrlinge 

4 

90 

46 


Lehrgänge ab 1987 

8 Fortsetzung der Lehrgänge 2, 3,4, 5,6, 7 

9 Einchipmikrorechner System U 8000 

10 System U 880 und Assemblerprogrammierung 

11 Grundkurs zum Einsatz der PC 1715 


Auf^jle erreichten Bildungs- und Erziehungsergebnisse sind die 
Mitarbeiter der Abteilung AWW stolz. Gesellschaftliche Aner¬ 
kennung fanden die Kollektivleistungen besonders durch 

- Verleihung einer Ehrenurkunde des Zentralkomitees der 
SED 1981 

- Eintragung in das Ehrenbuch der Funkdirektion 1985 

- Eintragung in das Ehrenbuch des Ministeriums für Post- und 
Fernmeldewesen 1986. 

Die Auszeichnungen spornten uns stets zu höheren Leistungen 
an und waren uns Verpflichtung, aktiv bei der beschleunigten 
Anwendung der Schlüsseltechnologien, insbesondere der Mi¬ 
krorechentechnik, im Rahmen unserer Aufgabenstellung mitzu¬ 
wirken. Unser variables Bildungsangebot (Abb.) orientiert so¬ 
wohl auf die dezentrale Datentechnik als auch auf die Instand¬ 
setzung und Wartung von Baugruppen und Geräten mit Mikro¬ 
rechnersystemen. Den betrieblichen Forderungen entspre¬ 
chend wurde bereits 1986 mit Lehrgängen zum Einsatz der Per¬ 
sonalcomputer PC 1715 begonnen. 1987 liegt der Schwerpunkt 
auf diesen Bildungsmaßnahmen. Um den Bildungsvorlauf zu si¬ 
chern, setzen wir das Lektorensystem mit Lehrgängen zum Sy¬ 
stem U 8000 und den Einchipmikrorechnern fort. 


Einführungsprobleme digitaler Vermittlungstechnik 


Von Prof. Dr. sc. techn. HEINZ STÜRZ, HfV, Sektion Technische Verkehrskybernetik 


In Staaten mit hochindustrialisierter Volkswirtschaft gehören 
die Leistungen des Post- und Fernmeldewesens zu infrastruktu¬ 
rellen Voraussetzungen, die für das wirtschaftliche, staatliche 
und gesellschaftliche Wirken mit von entscheidender Bedeu¬ 
tung sind. In der Nachrichtentechnik wurden aufgrund des 
schnellen Innovationstempos bei der Mikroelektronik Entwick¬ 
lungen eingeleitet, die einerseits zu einer Ausweitung des An¬ 
gebotes von Diensten führen, andererseits zu deren Vereini¬ 
gung in einem diensteintegrierten digitalen Netz (Integrated 
Services Digital Network ISDN). 

Ein Ende dieser technologischen Entwicklung ist nicht abzuse¬ 
hen. Es gilt, den jeweils richtigen Zeitpunkt für den wirtschaft¬ 
lich zweckmäßigen Einsatz neuer Nachrichtensysteme zu er¬ 
kennen und rechtzeitig die richtigen Entscheidungen bezüglich 
Systemauswahl, Entwicklung und Einsatzvorbereitung zu tref¬ 
fen. Derartig weitreichende Entscheidungen dürfen nicht allein 
auf ihre technische Machbarkeit hin gesehen werden, sondern 
es sind stets die Auswirkungen auf den Betreiber und die Ak¬ 
zeptanz der Systeme im In- und Ausland zu prüfen. Schließlich 
muß auch jede Maßnahme finanzierbar sein. Die Entwicklung 
der digitalen Vermittlungstechnik ist rasant. Die führenden Fir¬ 
men der Nachrichtentechnik setzen beträchtliche Mittel und 
Kräfte für die Entwicklung und Produktionsüberleitung digitaler 
nachrichtentechnischer Einrichtungen ein. Die Motivation liegt 


in den bedeutenden ökonomischen Effekten hinsichtlich Ar¬ 
beitsproduktivität, Senkung des Materialaufwandes u. a., die 
durch den Übergang zur Digitaltechnik bei Produzenten und Be¬ 
treibern erreichbar sind. Im folgenden wird anhand der Abbil¬ 
dungen 1 und 2 auf wesentliche Veränderungen des Dienstean¬ 
gebotes, des Netzes und ausgewählter technischer Fragen ein¬ 
gegangen. Das herkömmliche Fernsprechnetz ist durch elektro¬ 
mechanische Vermittlungszentralen und durch analoge Über¬ 
tragungswege bzw. Übertragungssysteme gekennzeichnet 
(Abb. 1). Es wird sich schrittweise zu einem mehrere Dienste in¬ 
tegrierenden Netz entwickeln (Abb. 2). Es wird Kommunika¬ 
tionsformen enthalten, die einerseits gegenwärtig von unter¬ 
schiedlichen Netzen realisiert werden bzw. sich im Erprobungs¬ 
zustand befinden und andererseits erst durch die neuen techni¬ 
schen Möglichkeiten eingeführt werden. Solche in einem Netz 
integrierten Dienste werden u. a. Fernsprechen, Fernschreiben, 
Teletex, Fernzeichnen, Datenkommunikation, interaktiver Vi¬ 
deotex, Fernkopieren, Telementrie u. a. sein, um nur einige an¬ 
zusprechen. 

Dies wird vor allem durch eine bislang nicht dagewesene Ent¬ 
wicklung der digitalen Vermittlungstechnik und der ihr inne¬ 
wohnenden „Intelligenz" durch die in den Zentralen verteilten 
Steuerungen realisiert. Die entscheidende Rolle in dieser Ent¬ 
wicklung spielt die Nutzung von Mikroelektronik, Steuerungs- 
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Abt>. 1 Beatehendes Fernsprechnetz 

Abb. 2 Vom digitalisierten Fernsprechnetz zum ISDN 
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technik und Softwaretechnologie. Eine Vielzahl technisch-tech¬ 
nologischer Aufgaben sind dabei zu lösen. Zuerst einige ergän¬ 
zende Erläuterungen zu Abbildung 2. Das Netz besteht aus digi¬ 
talen Vermittlungszentralen, die mittels PCM-Übertragungssy- 
stemen unterschiedlicher Kanalzahlen verbunden sind. An die 
digitalen Zentralen werden über die herkömmlichen zweiadri¬ 
gen Anschlußleitungen sowohl herkömmliche analoge Fern¬ 
sprechendgeräte als auch ISDN-Endgeräte engeschaltet, die 
die dargestellten Dienste realisieren. Werden an das darge- 
stelite Netz analoge Endgeräte angeschaltet, so entspricht dies 
einem integrierten digitalen Netz (IDN, Integrated Digital Net¬ 
work). Es integriert Wirkprinzipien und Einrichtungen der digita¬ 
len Vermittlungs- und Übertragungstechnik und ist gegenüber 
anderen denkbaren Kombinationen des Einsatzes digitaler und 
analoger Technik ökonomischer. Komplizierte technische Fra¬ 
gen enthält die Realisierung des analogen Teilnehmeranschlus¬ 
ses. Nur durch den Einsatz spezieller hochintegrierter Schalt¬ 


kreise ist eine ökonomische Produktion der digitalen Vermitt¬ 
lungszentralen möglich. Werden nun zusätzlich an das so be¬ 
schriebene Netz die in Abbildung 2 dargestellten digitalen Teil¬ 
nehmeranschlußeinrichtungen sowohl auf der Seite der digita¬ 
len Zentrale als auch beim Teilnehmer vorgesehen, so ist der 
Übergang zum ISDN vollzogen. Über eine genormte Schnitt¬ 
stelle So können bis zu acht ISDN-Endgeräte, die z. B. die ge¬ 
nannten Kommunikationsformen gestatten, angeschlossen 
werden. Es ist auch möglich, herkömmliche Endgeräte anzu¬ 
schalten, z. B. Datenübertragung über Modem, was jedoch den 
dargestellten Adapter erfordert. Die genormten Schnittstellen 
sind in der Fachliteratur beschrieben. Wichtig ist die Tatsache, 
daß jeweils zwei Endgeräte gleichzeitig betrieben werden kön¬ 
nen. So ist es z. B. möglich, zu einem Ferngespräch dem Part¬ 
ner zusätzliche Informationen mittels Fernzeichnen zu übermit¬ 
teln. 

International wurden mehrere Jahre lang Standardisierungsvor- 



Abb. 3 Digitala Musterzentrate 
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Schläge für Schnittstellen und Rahmenvorstellung für die Ent¬ 
wicklung des ISDN diskutiert. Für eine Reihe von weiteren De¬ 
tailfragen sucht man noch nach optimalen Lösungen: Zu den 
allgemein anerkannten Rahmenvorstellungen gehören u. a. fol¬ 
gende Aspekte: Das flächendeckende ISDN wird sich aus dem 
digitalisierten, Fernsprechnetz entwickeln bzw. darauf auf¬ 
bauen. Es ist gekennzeichnet durch wenige genormte Schnitt¬ 
stellen. Die verschiedenen ISDN-Endgeräte einer Anschlußlei¬ 
tung sind durch eine einheitliche Rufnummer erreichbar, Zu¬ 
satzinformationen kennzeichnen das gewünschte Gerät. Es ist 
realistisch, davon auszugehen, daß die Ablösung des bestehen¬ 
den Fernsprechnetzes über das IDN zu einem ISDN Jahrzehnte 
in Anspruch nehmen wird. Die dargestellten technisch-ökono¬ 
mischen Probleme erfordern von allen Beteiligten zielstrebige 
Anstrengungen. Für die Hochschulen bedeutet dies, die tech¬ 
nisch-technologischen und ökonomischen Aspekte rechtzeitig 
in die Aus- und Weiterbildung aufzunehmen und in Abstim¬ 
mung mit den Partnern der Praxis die Forschung auf ausge¬ 
wählte Schwerpunkte auszurichten. 

Die Hochschule für Verkehrswesen „Friedrich List" Dresden hat 
sich diesen Anforderungen rechtzeitig gestellt. Der Übergang 


von der klassischen zur digitalen Vermittlungstechnik fordert 
von den künftigen Ingenieuren, mit umfassenden Kenntnissen 
zur neuen Technik ausgerüstet zu sein. Im Gegensatz zur her¬ 
kömmlichen Technik bieten aber digitale Zentralen kaum noch 
Möglichkeiten, ihre Funktionsweise zu beobachten. Es wurde 
daher im Rahmen eines Jugendobjektes im Wissenschaftsbe¬ 
reich Nachrichtentechnik der Sektion Technische Verkehrsky¬ 
bernetik eine digitale Musterzentrale (Abb. 3) entwickelt. Sie ist 
ein quantitativ verkleinertes, aber qualitativ voll funktionstüchti¬ 
ges Modell. Es bietet im Gegensatz zu industriell gefertigten 
Anlagen für Nachrichtennetze die Möglichkeit, sowohl softwa¬ 
reseitig die Abläufe zu verfolgen und gezielt einzugreifen als 
auch, die Vorgänge in der vermittlungstechnischen Hardware 
auf einem Tableau im Zeitlupenbetrieb optisch darzustellen. 
Außerdem sind an vielen Punkten Messungen möglich. Entwurf 
und Aufbau der Anlage sind ein hervorragendes Beispiel der 
Zusammenarbeit der HfV Dresden mit den Praxispartnern, dem 
Zentrum für Forschung und Technologie der Nachrichtenelek¬ 
tronik (ZFTN) Berlin und dem Institut für Post- und Fernmelde¬ 
wesen (IPF). Sie ist ein Exponat auf der Zentralen Leistungs¬ 
schau der Studenten und jungen Wissenschaftler in Leipzig. 


Mikrorechnergestützte Störungserkennung 
für Münzfernsprecher 


Von HD Dr. sc. techn. ROLAND SPANNAUS und Dipl.-Ing. WOLFGANG FROHBERG, HfV Dresden 


Bedeutung und Problematik der Münzfernsprecher 

Seit der Erfindung des ersten Telefones durch den Physiker Jo¬ 
hann Philipp Reis sind 120 Jahre vergangen. Für uns ist diese 
technische Einrichtung zur Nachrichtenübermittlung zu einem 
unentbehrlichen Hilfsmittel für viele alltägliche Prozesse gewor¬ 
den. Münzfernsprecher sind ein wichtiges Hilfsmittel der Bevöl¬ 
kerung bei der Befriedigung ihrer Bedürfnisse zur Nachrichten¬ 
übermittlung. Auch in den nächsten Jahren werden die Münz¬ 
fernsprecher für breite Teile der Bevölkerung das wichtigste 
Gerät zur Teilnahme am Fernsprechverkehr sein. Selbst in Städ¬ 
ten mit einer hohen Dichte von Wohnungsanschlüssen (z. B. 
Moskau) haben die Münzfernsprecher keinesfalls an Bedeutung 
verloren. Ganz im Gegenteil, sie werden sehr intensiv genutzt, 
und ihre Standortdichte wird weiter ausgebaut. Vergleicht man 
die Häufigkeit der Nutzung von Münzfernsprechern und Woh¬ 
nungsanschlüssen, so liegt sie bei den Münzfernsprechern be 
deutend höher. Dadurch werden die eingesetzten technischen 
Einrichtungen effektiver genutzt. Die Dokumente des 
XI. Parteitages der SED sehen einen verstärkten Einsatz von 
Münzfernsprechern für die Bevölkerung vor. Bis 1990 soll die¬ 
ses Netz weiter verdichtet werden. 

Für die Deutsche Post entstehen durch den Einsatz der Münz¬ 
fernsprecher jedoch Probleme für die Organisation der Instand¬ 
haltung. Während der Inhaber eines Wohnungsanschlusses 
auftretende Störungen schnell der Entstörungsstelle meiden 
wird, geschieht das bei Störungen an Münzfernsprechern 
durch die Bevölkerung relativ selten. Sehr oft wird der gestörte 
Münzfernsprecher ignoriert, wenn das Gespräch an einem an¬ 
deren Münzfernsprecher geführt werden kann. Weiterhin sind 
auch Meinungen anzutreffen, warum soll gerade ich diese Stö¬ 
rung melden, oder vielleicht ist sie schon gemeldet. Der näch¬ 
ste Fernsprechkunde, der den gestörten Münzfernsprecher auf¬ 
sucht, ist dann verärgert. In jedem Falle stellen gestörte Münz¬ 
fernsprecher eine Serviceminderung dar, die bis zur Unmög¬ 
lichkeit der Abwendung drohender Gefahren gehen kann. Dar¬ 
über hinaus sind gerade diese technischen Einrichtungen reprä¬ 
sentativ für das Prestige der Deutschen Post. Gestörte oder 
auch mutwillig zerstörte Münzfernsprecher können jedoch nur 
instand gesetzt werden, wenn der Zustand dem Entstörungs¬ 
dienst der Deutschen Post bekannt ist. Die entsprechend den 
Dienstvorschriften zu diesem Zweck durchgeführten örtlichen 
Kontrollen erfordern hohe Arbeitskräfteaufwendungen und sind 


weiterhin oft von subjektiven Einflüssen abhängig. Entspre¬ 
chend dem inzwischen erreichten Entwicklungsstand der Tech¬ 
nik müssen derartige manuelle Tätigkeiten immer stärker abge¬ 
baut werden. An der Hochschule für Verkehrswesen „Friedrich 
List" in Dresden wurden bereits 1982 erste Versuche zu einer 
Ferndiagnose von Störungen an Münzfernsprechern in einer 
Vermittlungsstelle des Fernmeldeamtes Dresden durchgeführt 
und für etwa 120 Münzfernsprecher seit 1983 längere Zeit gete¬ 
stet. Zu dem angewandten Verfahren wird im weiteren noch et¬ 
was mehr ausgeführt. Aus Anlaß des XI. Parteitages der SED 
haben die Bezirksdirektion Berlin der Deutschen Post, das Insti¬ 
tut für Post- und Fernmeldewesen und die Hochschule für Ver¬ 
kehrswesen die Verpflichtung abgegeben, bis 1987 in Berlin ein 
Pilotprojekt zur Vorbereitung einer serienmäßigen Produktion in 
den nachfolgenden Jahren aufzubauen und zu erproben. 


Technische Möglichkeit zur Störungserkennung 

Ein Münzfernsprecher wird im nachfolgenden als gestört be¬ 
trachtet, wenn ein Gesprächswunsch eines Fernsprechkunden 
nicht qualitätsgerecht erfüllt werden kann. Unbedingt notwen¬ 
dige Voraussetzungen sind die Funktionsfähigkeit von Handap¬ 
parat gnd Nummernschalter. Weiterhin müssen eine beider¬ 
seits gerechte Kassierung und eine ordnungsgemäße Verstän¬ 
digung gewährleistet sein. Sicherlich lassen sich hier aus der 
Sicht des Fernsprechkunden (Nut/er) und der Deutschen Post 
(Betreiber) noch weitere Funktionen-aufzählen, die jedoch in 
den seltensten Fällen wirklich alle möglichen Ausfallursachen 
enthalten. Der Grundgedanke für eine automatisierte Störungs¬ 
erkennung liegt darin einzuschätzen, wie der Kunde die 
aufgebaute Fernsprechverbindung akzeptiert. Durch Messun¬ 
gen dieses Teilnehmerverhaltens läßt sich abschätzen, ob die 
Funktionsfähigkeit des Münzfernsprechers gegeben ist. Als ein¬ 
fach meßbarer und dennoch aussagefähiger Parameter über 
das Teilnehmerverhalten hat sich die Belegungsdauer erwie¬ 
sen. Als Belegungsdauer wird die Zeit gemessen, die der Hand¬ 
apparat nicht auf dem Gabelumschalter aufliegt. Diese Zeit¬ 
dauer läßt sich innerhalb einer Vermittlungsstelle für alle ange¬ 
schlossenen Münzfernsprecher mittels eines Mikrorechners mit 
Sekundengenauigkeit messen. Zwei Extremfälle der auftreten¬ 
den Belegungsdauer lassen dabei sofort auf Störungen des 
Münzfernsprechers schließen: Der erste Fall ist eine Dauerbele- 
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neuere Lösung, die gemeinsam mit dem Institut für Post- und 
Fernmeldewesen erarbeitet wurde, kann alle zwischen der Ver¬ 
mittlungsstelle und dem Münzfernsprecher ausgetauschten In¬ 
formationen auswerten und dem eingesetzten Mikrorechner zu¬ 
führen. In diesem Mikrorechner liegen dann Aussagen über den 
Zustand der an die Vermittlungsstelle angeschlossenen Münz¬ 
fernsprecher vor. Diese Informationen können mit Hilfe einer 
Datenübertragung an die zentrale Entstörungsstelle weiterge¬ 
leitet werden. Von dort werden die Instandsetzungsmaßnah¬ 
men ausgelöst und koordiniert. Die Abbildung zeigt das Block¬ 
schaltbild der Informationserfassung und -Verarbeitung für eine 
Störungserkennung an Münzfernsprechern. 


Blockschaltbild; Mü - Münzfemapracher, HVt - Hauptverteiler, VSt - Vermitt¬ 
lungsstelle, MR - Mikrorechner, ZESt - Zentrale Entstörungastelle, TM — Ter¬ 
minal (Rechner) 

gung. Gemäß den Vorschriften der Deutschen Post wird eine 
Belegungsdauer von mehr als einer Stunde als Dauerbelegung 
bezeichnet. An den Münzfernsprechern tritt dieser Fall ein, 
wenn der Handapparat nicht ordnungsgemäß aufgelegt wird 
oder durch Vandalismus entfernt wurde. Gleichzeitig werden 
durch diese Störungsart auch Fehler in der Vermittlungsstelle 
(z. B. Sicherungsausfälle) erkannt. Die zweite Störungsart die¬ 
ser extremen Betrachtungen ist die Nichtbelegung. Ein Münz¬ 
fernsprecher, der von den Fernsprechkunden nicht genutzt 
wird, hat innerhalb einer vorgegebenen Zeit eine Belegungs¬ 
dauer von Null. Dieser Fall kann eintreten, wenn es für den 
Fernsprechkunden offensichtlich ist, daß der Münzfernsprecher 
defekt ist. Selbstverständlich müssen hier objektiv bedingte 
Zeiten der Nichtnutzbarkeit (z. B. Schließzeiten öffentlicher Ge¬ 
bäude) beachtet werden. Für die Rechentechnik ergeben sich 
hier effektive Möglichkeiten für individuelle Anpassungen 
durch den Vergleich von Meßwerten mit den für den Münzfern¬ 
sprecher typischen Stammdaten. Die bedeutsamste Möglich¬ 
keit zur Störungserkennung ergibt sich jedoch aus einem Ver¬ 
gleich der Belegungsdauer mit Normwerten. Dabei muß beach¬ 
tet werden, daß jede einzelne Belegungsdauer ein individuelles 
Verhalten des Fernsprechteilnehmers darstellt. Da dieses indivi¬ 
duelle Verhalten jedoch nicht aussagekräftig bezüglich einer 
Störung ist, müssen mehrere einzelne Belegungszeiten in die 
Betrachtung einbezogen werden. Eine Möglichkeit besteht 
darin, einen Mittelwert der Belegungsdauer über eine Anzahl 
von n Belegungen zu bilden. Dieser Wert stellt das Verhalten 
mehrerer Fernsprechteilnehmer dar. Dadurch werden subjek¬ 
tive Einflüsse einzelner Kunden weitestgehend eliminiert. In der 
praktischen Realisierung wird der Mittelwert der Belegungs¬ 
dauer über einen rekursiven Algorithmus ermittelt, so daß stän¬ 
dig eine aktuelle Aussage darüber vorliegt. Läßt sich von einem 
Münzfernsprecher kein oder nur eingeschränkt ein Gespräch 
führen, so wird der Mittelwert der Belegungsdauer entspre¬ 
chend niedrig werden. Aus der Abweichung zwischen diesem 
aktuellen Mittelwert der Belegungsdauer und einem Normwert 
läßt sich eine Störungsaussage ermitteln. Je größer diese Ab¬ 
weichung ist, desto höher ist die Sicherheit der Aussage, daß 
wirklich eine Störung vorliegt. Bedingt durch die Möglichkeit, 
daß bei diesem Bewertungsverfahren der Belegungsdauer 
auch fehlerhafte Störungsmeldungen auftreten können, wur¬ 
den zwei Klassen von Störungsaussagen gebildet. In die erste 
Klasse werden die Störungsmeldungen eingeordnet, die eine 
relativ eindeutige Störungsaussage enthalten. Die Aussagesi¬ 
cherheit, daß wirklich eine Störung vorliegt, beträgt dabei mehr 
als 95 Prozent. Diesen Wert bestätigten die praktischen Erfah¬ 
rungen des Entstörungspersonals in dem bereits erwähnten 
Versuchsbetrieb. Die zweite Klasse wird als Verdacht auf Stö¬ 
rung bezeichnet. Hier werden die Meldungen eingeordnet, die 
eine Störung vermuten lassen, die aber noch nicht eindeutig 
identifizierbar sind. Die Aussagesicherheit, daß wirklich eine 
Störung vorliegt, beträgt hier nur etwa 60 Prozent. 

Die für die Störungserkennung notwendigen Informationen wer¬ 
den in der Vermittlungsstelle erfaßt, in der die Münzfernspre¬ 
cher an die Vermittlungstechnik angeschlossen sind. Über eine 
spezielle elektronische Schaltung sind die Vorwähler oder Um¬ 
setzer der Münzfernsprecher mit dem Mikrorechner verbunden, 
der die Belegungszeiten mißt und weiterverarbeitet. Eine 


Technische Realisierung 

Die technischen Einrichtungen für die mikrorechnergestützte 
Signalisierung von Münzfernsprecherstörungen werden in der 
Vermittlungsstelle eingebaut, an die die Münzfernsprecher an¬ 
geschlossen sind. Eine technische Veränderung an den Münz¬ 
fernsprechern selbst ist nicht erforderlich. Mit einer speziellen 
Schaltung wird der Belegungszustand von der Anschlußleitung 
rückwirkungsfrei erfaßt und als ein digitales Signal für den Mi¬ 
krorechner bereitgestellt. Auf einer Leiterkarte sind die An¬ 
schaltungen für acht Münzfernsprecher untergebracht. In Lei¬ 
terkartenwannen werden sechs derartige Leiterkarten und ein 
8 -Bit-Mikrorechner oder 12 Leiterkarten untergebracht. Ein Mi¬ 
krorechner kann bis zu 512 Münzfernsprecher signalisieren. Das 
gesamte System ist modular aufgebaut und kann so an die An¬ 
zahl der in einer Vermittlungsstelle angeschlossenen Münzfern¬ 
sprecher angepaßt werden. Die Auswertung der Belegungsin¬ 
formationen geschieht im Mikrorechner und kann automatisch 
zur zentralen Entstörungsstelle übertragen oder von dort abge¬ 
fragt werden. Dazu dient im einfachsten Fall ein Fernschreiber. 
Für komfortablere Lösungen, die erforderlich werden, wenn 
eine größere Anzahl von Vermittlungsstellen von einer zentra¬ 
len Entstörungsstelle bearbeitet wird, zeigt ein Rechner mit 
Bildschirm und Tastatur diese Störungsdaten an. 


Erwarteter Nutzen 

Mit Hilfe der beschriebenen Signalisierung für Münzfernspre¬ 
cher können Störungen, die sich auf die Realisierbarkeit des 
Fernsprechbedürfnisses der Münzfernsprecherkunden auswir¬ 
ken, innerhalb weniger Stunden erkannt werden. Damit erhöht 
sich die Verfügbarkeit der Münzfernsprecher. Das ist sowohl 
für eine bequeme Befriedigung der Fernsprechbedürfnisse 
(Qualität Nutzung des „nächsten" Münzfernsprechers) als 
auch für die Sicherheit von Menschen und Gütern von Bedeu¬ 
tung. Dieser Effekt ist ökonomisch nur schwer bewertbar, ob¬ 
wohl er den Hauptnutzen, der letztendlich in der Befriedigung 
von Bedürfnissen Jn der entwickelten sozialistischen Gesell¬ 
schaft liegt, darstellt. 

Darüber hinaus können die Verluste der Deutschen Post auf¬ 
grund nicht nutzbarer Münzfernsprecher verringert werden. Die 
Organisation der Instandhaltung, deren Hauptaufwand bisher 
die Kontrolle der Münzfernsprecher war, wird sich verändern, 
wozu noch weiterführende Untersuchungen notwendig sind. 
Dabei ist es möglich, die vorhandenen Münzfernsprecher mit 
weniger Aufwand an Wegezeiten und Kraftstoff besser instand¬ 
zuhalten und kürzere Störungsbeseitigungszeiten zu erreichen. 
Somit wurde anhand dieser konkreten Lösung durch den Ein¬ 
satz der Mikrorechentechnik und mikroelektronischer Bauele¬ 
mente aus der Produktion unseres Landes ein Beitrag im Sinn 
von CAD/CAM-Lösungen geschaffen, der direkt bevölkerungs¬ 
wirksam wird. Mit der Inbetriebnahme eines Pilotprojektes in 
diesen Tagen in einer Vermittlungsstelle in Berlin werden wir 
weitere Erfahrungen für die praktische Anwendung sammeln. 
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Einsatz des Gemeinschafts¬ 
anschlusses 1/4 im Netz der 
Deutschen Post 


KLEINE FACHGESPRÄCHE 


Mitarbeiter: Zur besseren Ausnutzung des bestehenden An¬ 
schlußleitungsnetzes sowie der technischen Einrichtungen in 
den Vermittlungsstellen wurde auf der Grundlage des Umbaus 
eines Gemeinschaftsvorwählers 1/2 GVW 50e der Gemein¬ 
schaftsanschluß 1/4 (GA 1/4) entwickelt. Auf welche Art ge¬ 
schah das? 

Abteilungsleiter: Das Grundprinzip des GA 1/4 besteht darin, 
daß über eine Anschlußleitung und einen Vorwähler vier Teil¬ 
nehmer an die Vermittlungsstelle angeschaltet werden können. 
Die Anschlußleitung für jeweils vier Teilnehmer endet auf ei¬ 
nem Gemeinschaftsumschalter GUm 58. Die-Fernsprechappa¬ 
rate sind mit einem GUm 70 ausgerüstet. Es ist somit auf der 
Basis einer Reihenschaltung zweier durch die Zweieranschluß¬ 
technik bekannten Gemeinschaftsumschalter der GA 1/4 gebil¬ 
det worden. Bei dem GA 1/4 verfügt jede Sprechstelle über ei¬ 
nen eigenen Gesprächszähler und eine eigene Rufnummer. 
Wenn ein Teilnehmer spricht, sind die anderen unter Wahrung 
des Fernsprechgeheimnisses abgeschaltet. 

Mitarbeiter: Sind Änderungen am Gemeinschaftsvorwähler 
und am Leitungswähler erforderlich? 

Abteilungsleiter: In der Vermittlungsstelle wurden die Gemein¬ 
schaftsvorwähler und Leitungswähler mit elektronischen Bau¬ 
elementen nachgerüstet. Die Funktionen der zusätzlichen Bau«- 
elemente beziehen sich im wesentlichen auf das 
- Erkennen des Anrufwunsches der vier angeschalteten Teil¬ 
nehmer (Identifizierung) 


- Speichern des bei der Identifizierung ermittelten Zustandes 

- Anschalten des entsprechenden Gesprächszählers. ^ 
Mitarbeiter: Welche Änderungen waren am Gestellrahmen not¬ 
wendig? Bisher war es doch mit Hilfe des Polwechslers nur 
möglich, zwei Teilnehmer zu identifizieren. 

Abteilungsleiter: Der Gestellrahmen des 1/4 GVW 50e unter¬ 
scheidet sich elektrisch vom Gestellrahmen des 1/2 GVW 50e 
durch drei neue zusätzliche Baugruppen: 

- den Taktgeber, der die Funktion des Polwechslers über¬ 
nimmt 

- den Sperrsatz zur Realisierung der Teilsperre gehend 

- die Stromversorgung für die Betriebsspannung -i-60 V. 
Mitarbeiter: Für welchen Teilnehmerkreis ist der GA 1/4 geeig¬ 
net? 

Abteilungsleiter: Aufgrund der begrenzten Verfügbarkeit der 
gemeinsam benutzten Anschlußleitung und der technischen 
Einrichtungen eignet sich der GA 1/4 nur für die Anschaltung 
von Teilnehmern mit geringem Verkehrsaufkommen. Eine An¬ 
schaltung kleiner Nebenstellenanlagen, Münzfernsprecher so¬ 
wie Teilnehmer mit hohem Gesprächsaufkommen ist deshalb 
nicht möglich. 

Mitarbeiter: Liegen bereits Betriebserfahrungen über den Ein¬ 
satz des GA 1/4 vor? 

Abteilungsleiter: Die Mustererprobung des vom IPF entwickel¬ 
ten GA 1/4 fanden in Frankfurt/Oder, Cottbus und ab März 1985 
in der EVSt Dresden 47 statt. Dabei sind in Dresden ausschließ- 
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Flü^sigkristalle (I) 


Leiter: Jeder hat persönlich beim Umgang mit elektronischen, 
elektrotechnischen oder meßtechnischen Geräten wie elektro¬ 
nischem Taschenrechner oder Uhr Bekanntschaft mit der digi¬ 
talen Anzeige mittels Zifferanzeigeelemente auf Flüssigkristall- 
*basis gemacht. Wir wollen uns daher über die physikalischen 
Grundlagen von Flüssigkristallen und deren Anwendungen, in¬ 
besondere auf dem Gebiet der Optoelektronik, unterhalten. 
Mitarbeiter: Was versteht man unter dem Begriff Flüssigkri¬ 
stall? 

Leiter: Flüssigkristalle sind organische Verbindungen, die in ei¬ 
nem bestimmten Temperaturbereich bzw. in einem bestimmten 
Konzentrationsbereich in einem geeigneten Lösungsmittel phy¬ 
sikalische Eigenschaften von kristallinen Körpern und von Flüs¬ 
sigkeiten besitzen. 

Mitarbeiter: Seit wann sind Flüssigkristalle bekannt und wel¬ 
che Forschungsarbeiten wurden in unserer Republik auf dem 
Gebiet der Flüssigkristalle durchgeführt? 

Leiter: Die ersten Flüssigkristalle wurden von dem österreichi¬ 
schem Wissenschaftler F. Reinitzer im Jahre 1888 entdeckt. Der 
Karlsruher Physiker 0. Lehmann stellte bei weiteren Untersu¬ 
chungen fest, daß es sich um eine besondere Phase handelt 
und bezeichnete sie erstmals als „fließenden Kristall". In den 
dreißiger Jahren wurden ausgedehnte Untersuchungen an flüs¬ 
sigen Kristallen durchgeführt. Auf Grund fehlender praktischer 
Anwendung ließ jedoch das Interesse an flüssigen Kristallen all¬ 
mählich nach. Als sich eine Reihe von technischen Anwen- 
dungsmöglich|<eiten abzeichneten, setzten in der Folgezeit in¬ 


tensive Forschungsarbeiten ein. Dabei erkannte der Wissen¬ 
schaftler Fergason die vielfältigen Anwendungsmöglichkeiten 
von Flüssigkristallen als Temperaturmeßfühler. Eine For¬ 
schungsgruppe um G. Heilmeier entdeckte schließlich 1968 den 
dynamischen Streueffekt an Flüssigkristallen, der zur Entwick¬ 
lung von Flüssigkristallanzeigeelementen führte. Besondere 
Verdienste bei der Untersuchung flüssiger Kristalle in unserer 
Republik erwarben sich die Wissenschaftler Sackmann und De¬ 
mus von der Martin-Luther-Universität Halle, die dafür 1972 mit 
dem Nationalpreis ausgezeichnet wurden. 

Mitarbeiter: Nach den Ausführungen zum Begriff der Flüssig¬ 
kristalle ist der flüssig-kristalline Zustand eine spezielle Erschei¬ 
nungsform der Stoffe zwischen festem Kristall und normaler 
Flüssigkeit. Welche Ursache hat nun das unterschiedliche Ver¬ 
halten von Kristallen, Flüssigkeiten und Flüssigkristallen? 
LeKer: Ursache für das unterschiedliche physikalische Verhal¬ 
ten von Kristallen, Flüssigkeiten und Flüssigkristallen ist die 
unterschiedliche räumliche Anordnung der Moleküle. Bei Kri¬ 
stallen sitzen die Moleküle auf festen Plätzen und bilden ein 
Raumgitter, wobei eine sogenannte Fernordnung auftritt. Unter 
Fernordnung versteht man eine periodisch wiederkehrende An¬ 
ordnung der Moleküle, die sich über große Entfernungen er¬ 
streckt - in der Größenordnung der Molekülabstände gedacht. 
Bei Flüssigkeiten besteht nur eine sogenannte Nahordnung, d. 
h. eine periodisch wiederkehrende Molekülanordnung, die sich 
nur über kleine Entfernungen erstreckt. 

Bei Flüssigkistallen ist die räumliche Molekülanordnung über 
größere Entfernungen nach bestimmten Ordnungsprinzipien 
gestaltet. Es besteht eine Fernordnung, jedoch kein Raumgit¬ 
ter. Dabei treten die flüssigen Kristalle in drei Hauptgruppen 
auf, die als smektisch, nematisch und cholesterinisch bezeich¬ 
net werden. 

Mitarbeiter: Welche typischen Merkmale besitzen die genann¬ 
ten drei Strukturtypen der Flüssigkristalle? 

Leiter: Der smektische Strukturtyp besitzt in Ebenen angeord¬ 
nete Moleküle, die parallel zueinander in Schichten geordnet 
sind, die sich als Ganzes gegeneinander verschieben können. 
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Grundprinzip des GA 1/4 


lieh Antragsteller in Neubaugebieten berücksichtigt worden 
(keine Umwandlung bereits bestehender Anschlüsse.) Bei der 
Auswahl der Teilnehmer mußten aufgrund des Einsatzes des 
GUm 58 folgende Faktoren beachtet werden: 

- Einhaltung eines Leitungswiderstandes von maximal 460 
Ohm 

- keine Starkstrombeeinflussung. 

Zur exakten Ermittlung der zu erwartenden Verkehrsentwick¬ 
lung wurde der GA 1/4 in Dresden vorerst per 30. 3. 1985 mit 
200 Anrufmöglichkeiten beschältet. Die maximal zulässige Be¬ 
schaltung geschah bis 31.12. 1985. 

Mitarbeiter: Wie werden die künftigen Fernsprechteilnehmer 
ausgewählt? 

Abteilungsleiter: < Der Einrichtung der Fernsprechanschlüsse 
ging eine gewissenhafte Auswahl der Antragsteller durch die 
FASt voraus. Die für die Einrichtung eines GA 1/4 vorgesehe¬ 
nen Fernsprechteilnehmer wurde dann in einer zentralen Veran¬ 


staltung ausführlich über diese neue Anschlußart informiert. 
Alle anwesenden künftigen Fernsprechteilnehmer waren mit 
der Einrichtung eines GA 1/4 einverstanden. 

Mitarbeiter: Welche Erkenntnisse und Ergebnisse liegen nach 
dem nun jetzt zweijährigen Einsatz vor? 

Abteilungsleiter: Die bisherigen Betriebserfahrungen bewei¬ 
sen eindeutig, daß der GA 1/4 als vollwertige Anschlußart zu 
betrachten ist. Systembedingte Störungen traten während des 
Erprobungszeitraumes nicht auf. ber gehende und kommende 
Verkehr wurde während der Erprobungszeit mittels Strom¬ 
schreiber gemessen. Als Hauptverkehrszeiten sind die Zeiten 
von 13.30 bis 16.00 Uhr und von 17.30 bis 20.00 Uhr ermittelt 
worden. Von den vorhandenen zehn I. Gruppenwählern waren 
während dieser Zeiten durchschnittlich acht Gruppenwähler 
und im kommenden Verkehr von zehn Leitungswählern maxi¬ 
mal acht Leitungswähler gleichzeitig belegt. Auswertungen 
zum heutigen Zeitpunkt ergaben, daß bei maximaler Beschal¬ 
tung des GA 1/4 die vorhandenen Schaltglieder für die auftre¬ 
tenden Verkehrsspitzen ausreichend bemessen sind. Laut Aus¬ 
kunft der Fernsprechteilnehmer bewegen sich auch die Besetzt¬ 
fälle in gehender Richtung in durchaus vertretbaren Grenzen. 
Gegenteilige Meinungen zum GA 1/4 sind bei keinem Teilneh¬ 
mer vorhanden. Das durchschnittliche Gebührenaufkommen je 
Tag und Teilnehmer beträgt 3 GE = 0,45 M (Orts- und Fernge¬ 
spräche). 

Mitarbeiter: Wie beurteilen Sie den weiteren Einsatz des GA 
1/4 bei der Deutschen Post? 

Abteilungsleiter: Die positiven Ergebnisse der Erprobung und 
des derzeitigen Einsatzes des GA 1/4 im FMA Dresden bewei¬ 
sen, daß es mit dieser Technik möglich ist, zusätzliche Anruf¬ 
möglichkeiten für die bessere Befriedigung des Nachrichten¬ 
verkehrsbedürfnisses der Bevölkerung zu schaffen. Untersu¬ 
chungen über die Verkehrswerte der OVSt im Bereich des FMA 
Dresden haben ergeben, daß mindestens 25 vorhandene 
1/2-GA Hunderte in 1/4-Technik umgewandelt werden können. 
(H. Lange) 


Der nematische Strukturtyp ist durch parallel zueinander ste¬ 
hende Achsen der Moleküle charakterisiert. Die Moleküle sind 
frei beweglich. Es sind Rotationen um die Molekülachse und 
Translationen der Moleküle möglich. 

Der cholesterinische Strukturtyp besteht aus Molekülen, die 
mit ihren Längsachsen parallel zueinander liegen, so daß be¬ 
stimmte Vorzugsrichtungen bestehen. Diese Vorzugsrichtun¬ 
gen sind gegeneinander leicht verdreht, so daß eine Schrau¬ 
benstruktur besteht. 

Es gibt Stoffe, die nur einen Typ von Flüssigkristallen bilden. 
Verschiedene Stoffe bilden dagegen bei Temperaturänderung 
nacheinander zunächst einen und dann einen zweiten Struktur- 
typ. 

Mitarbeiter: Welche physikalischen Eigenschaften treten bei 
den genannten Strukturtypen der Flüssigkristalle auf? 

Leiter: Smektische Flüssigkristalle besitzen typische Struktur¬ 
bilder, die sich voneinander durch ihren molekularen Ordnungs¬ 
grad unterscheiden. Den Typen gemeinsam ist die parallele 
Stellung der Moleküle und die Anordnung der Schichten. 
Nematische Flüssigkristalle bestehen aus fadenförmigen Ge¬ 
bilden. Die Molekülachsen weisen eine spontane Parallelstel¬ 
lung auf. Infolge Wärmebewegung tritt ein Pendeln der Mole¬ 
küle um die Vorzugsrichtung auf. Die Vorzugsrichtung der 
Orientierung ist über ein großes Volumen einer Probe nicht ein¬ 
heitlich. 

Durch Anlegen eines Magnetfeldes kann jedoch eine einheitli¬ 
che Orientierung über die genannte Probe erzeugt werden. Für 
die nematischen Flüssigkristalle wurden verschiedene Theorien 
entwickelt. Die sogenannte Kontinuumstheorie beruht auf der 
Vorstellung, daß in jedem Punkt der kristallinen Flüssigkeit eine 
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Vorzugsrichtung festgelegt ist, die sich von Ort zu Ort stetig än¬ 
dert.' Diese Theorie eignet sich zur Erklärung mechanischer und 
elastischer Eigenschaften von Flüssigkristallen. Nematische 
Flüssigkristalle lassen sich durch elektrische Felder beeinflus¬ 
sen. Der im Jahre 1968 entdeckte dynamische Streueffekt be¬ 
steht darin, daß ein zwischen zwei Elektroden befindlicher ne- 
matischer Flüssigkristall beim Anlegen einer Spannung von 
etwa 10 V in eine heftige turbulente Strömung gerät. Dabei 
bleibt jedoch in mikroskopisch kleinen Bereichen die nemati¬ 
sche Phase erhalten. Diese Bereiche haben eine starke doppel¬ 
brechende Wirkung und stellen für Licht starke Streuzentren 
dar. Im Jahre 1971 wurde der Twist-Effekt oder TN-Effet (engl.: 
twisted nematic) von den Wissenschaftlern Schadt und Hel- 
frich beschrieben. Dieser Effekt beruht auf der verdrillten oder 
twist-Orientierung nematischer Flüssigkristalle. Beide Effekte 
haben praktische Anwendung als optoelektronische Anzeige¬ 
elemente gefunden. Werden in bestimmten nematischen flüssi¬ 
gen Kristallen Farbstoffe gelöst und tritt polarisiertes Licht 
durch die Flüssigkristalle, so tritt eine Farbänderung beim Anle¬ 
gen einer bestimmten Spannung auf. 

Cholesterinische Flüssigkristalle besitzen eine verdrillte nema¬ 
tische Struktur, wobei die Ganghöhe der Verdrillung meist tem¬ 
peraturabhängig ist. Eine derartige Struktur verhält sich gegen¬ 
über Licht ähnlich wie ein Kristallgitter gegenüber Röntgen¬ 
strahlen. Dabei treten starke Reflexionsmäxima bei senkrech¬ 
tem Lichteinfall auf, wenn die Wellenlänge des Lichtes gleich 
der. doppelten Ganghöhe der Verdrillung ist. Ferner folgt aus 
der Schraubenstruktur eine hohe optische Aktivität, d. h. Dre¬ 
hung der Polarisationsebene. Die Ganghöhe der Schrauben¬ 
struktur ist stark temperatur- und druckabhängig und kann 
durch elektrische und magnetische Felder sowie chemische 
Beimengungen verändert werden. Dies bedeutet, daß aus der 
Reflexionsfarbe auf Temperatur, Druck, elektrische und magne¬ 
tische Feldstärke geschlossen werden kann sowie chemische 
Stoffe nachgewiesen werden können. 

(Wird fortgesetzt.) 

(W. Lauckner) 
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I Aushändigung 
an der Wohnung 
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Zusteller: In der DDR sind seit langem nahezu alle Wohnhäuser 
mit Hausbriefkästen ausgestattet. Durch die neue Post-Anord¬ 
nung wurde diese Verpflichtung der Rechtsträger, Eigentümer 
und Verfügungsberechtigten von Wohngebäuden auch gesetz: 
lieh verankert. In vielen Städten hat die Deutsche Post außer¬ 
dem Paketzustellanlagen für die Aushändigung von Kleingut¬ 
sendungen eingesetzt. Landorte und Wohngebiete mit Sied¬ 
lungscharakter werden in immer stärkerem Maße mit Briefzu- 
stellanlagen - meist kombiniert mit Paketzustellfächern - aus¬ 
gerüstet. Diese materiell-technischen Voraussetzungen einer¬ 
seits und die - dem hohen Grad der Berufstätigkeit der Bevöl¬ 
kerung angepaßten - Aushändigungsbestimmungen haben 
dazu geführt, daß heute relativ selten Postsendungen an der 
Wohnung des Empfängers ausgehändigt werden müssen. Die 
große Masse der Postsendungen gelangt über Hausbriefkästen 
oder Zustellanlagen .kontaktlos" in die Hände der Empfänger, 
und solche verhältnismäßig selten vorkommenden Sendungsar¬ 
ten wie Wert-, Nachnahme- oder Rückscheinsendungen wer¬ 
den auf Grund von Benachrichtigungen am Schalter ausgege¬ 
ben. In welchen Fällen kommt eine Aushändigung an der Woh¬ 
nung überhaupt noch in Betracht? 

Dienststellenleiter: Zweifellos haben Sie recht, wenn Sie sa¬ 
gen, daß die Wohnungstür heute nicht mehr der dominierende 
Ort für die Aushändigung von Postsendungen ist. Letzten En¬ 
des war ja auch der Umstand, daß der Zusteller immer öfter vor 
verschlossenen Türen stand und die Sendungen unverrichteter¬ 


dinge mit zum Postamt zurücknehmeh mußte, ein wesentlicher 
Grund für die Veränderung der Aushändigungstechnologien 
und -bestimmungen in den letzten Jahrzehnten. Indessen sind 
Fälle der Aushändigung an der Wohnung keineswegs so selten, 
wie Sie vielleicht glauben. Diese Aushändigungsform betrifft 
vor allem 2wei Gruppen von Postsendungen: 

1. all das, was durch die Telegramm- und Eilzustellung ausge¬ 
händigt wird - also neben Telegrammen und Beträgen zu tele¬ 
grafischen Post- und Zahlungsanweisungen sämtliche Eilsen¬ 
dungen, soweit sie nicht auf Grund ihrer Eingangszeit mit der 
regelmäßigen Zustellung ausgehändigt werden, und 

2. Kleingutsendungen in Orten ohne Paketzustellanlagen oder 
Ausgabestellen entsprechend örtlicher Festlegungen. Darüber 
hinaus werden auch in Orten mit Zustellanlagen unter Berück¬ 
sichtigung der persönlichen Verhältnisse der Empfänger Post¬ 
sendungen an unterstützungsbedürftige Personen (alleinste¬ 
hende ältere oder behinderte Bürger, die keinen ständigen Be¬ 
treuer haben) an der Wohnung ausgehändigt. Das gilt gleicher¬ 
maßen für Blindensendungen. Verständlicherweise können 
hierfür keine allgemeingültigen Regelungen getroffen werden; 
ausschlaggebend sind jeweils die örtlichen Gegebenheiten. 
Zusteller: Wer gilt bei der Aushändigung an der Wohnung als 
empfangsberechtigt, falls der Empfänger nicht zu Hause ist? 
Dienststellenleiter: Das richtet sich nach der Sendungsart 
bzw. Zusatzleistung, weswegen wir nachstehende vier Gruppen 
unterscheiden müssen; 

1. Postsendungen mit dem Vermerk .Eigenhändig" 

Solche Sendungen dürfen entsprechend dem besonderen Cha¬ 
rakter dieser Zusatzleistung bei Abwesenheit des Empfängers 
nur an den Vorleger einer Postvollmacht, die die Berechtigung 
für eigenhändige Sendungen einschließt, ausgehändigt wer¬ 
den. 

2. Postsendungen mit der Zusatzleistung Wertangabe 
Beträge zu Post- und Zahlungsanweisungen (auch telegrafisch) 
Empfangsberechtigt sind Bürger mit eigenem Personlausweis, 
die sich in der Wohnung des Empfängers aufhalten. 



Können Sie zuhören? (II) 
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Stellenleiter: Im ersten Teil dieses Gesprächs (vgl. dDP, Heft 
3/1987, S. 119) beschäftigten wir uns u. a. mit einigen wichtigen 
psychologischen Voraussetzungen. Warum müssen nun die ei¬ 
genen Probleme zugunsten des anderen zurückgedrängt wer¬ 
den? 

Leiter des Amtes: Die bereits erwähnte hohe Konzentriertheit 
auf den Mitarbeiter, der uns etwas mitteilen will, erfordert das 
„Abschalten". Das bezieht sich natürlich auch auf ureigenste 
Sorgen, die einen u. U. den ganzen Tag nicht loslassen wollen 
(schwere Erkrankung eines Angehörigen o. ä.). Es gehört dann 
viel Willensstärke dazu, sich „zusammenzureißen". Das ist aber 
unumgänglich; denn es ist nichts deprimierender für den Hilfe¬ 
suchenden, als wenn er z. B. an dem Gesichtsausdruck seines 
Gegenübers (Starren ins Leere) erkennen muß, daß der Ge¬ 
sprächspartner geistesabwesend ist. Hier trifft auch die von 
dern dänischen Schriftsteller Martin Andersen Nexö (geb. 1869 
in Kopenhagen, gest. 1954 in Dresden) in seinem Roman „Ditte 
Menschenkind" geäußerte Erkenntnis „Nichts ärgert die Leute 
mehr, als wenn sie etwas zweimal sagen müssen" zu. 
Stellenleiter: Als nächste Voraussetzung nannten Sie „Inter¬ 
esse für die Angelegenheiten des Mitarbeiters usw.". Was hat 
es damit auf sich? 

Leiter des Amtes: Wie wir in unseren Gesprächen über „Inter 
esse" (vgl. dDP, Hefte 6/1981, S. 257, und 2/1982, S. 63) erkann¬ 
ten, unterscheidet man das unmittelbare und das mittelbare In¬ 
teresse. Jeder Leiter oder Funktionär sollte jenes aufbringen. 
Das ist er seinem Gesprächspartner schuldig und wurzelt in der 


Erkenntnis, für das psychische Wohlbefinden der ihm von der 
Gesellschaft anvertrauten Kollegen usw. mitverantwortlich zu 
sein. Sollte eine solche Einstellung, gepaart mit einer positiven 
Neugierde, nicht von vornherein bestehen, so muß der Betref¬ 
fende ^das erfordert seine Stellung als staatlicher Leiter, als 
Funktionär einer gesellschaftlichen Organisation - zumindest 
mittelbares Interesse aufbringen. Dazu ist der Wille entspre¬ 
chend zu aktivieren. Es betrifft hier die Gruppe von mittelbaren 
Interessen, die durch die Fähigkeit charakterisiert wird, in ge¬ 
sellschaftlichem Sinne ohne vordergründige Interessiertheit 
und unter Überwindung bestehender Vorbehalte zu handeln. 
Stellenleiter: Die Bereitschaft des Leiters..., den Standpunkt 
der Kollegin usw. kennenzulernen, halte ich als psychologische 
Voraussetzung für sehr wichtig. 

Leiter des Amtes: Dieser Gesichtspunkt ergänzt das gerade 
Gesagte. Dabei geht es insbesondere um die innere Bereit¬ 
schaft als Ausdruck der zutiefst humanistischen Anforderungen 
an eine sozialistische Leiterpersönlichkeit. Zuweilen denkt der 
Leiter, daß er - oft aus Zeitgründen - sein Gegenüber nach ein 
paar Sätzen bedenkenlos unterbrechen kann, da ihm (dem Lei¬ 
ter) alles klar ist. Das sollte man unterlassen. Zum einen 
wünscht der Werktätige in einer aus seiner Sicht (sie braucht 
allerdings nicht mit der des Leiters übereinzustimmen) wichti¬ 
gen Angelegenheit seine Meinung vollständig darlegen zu dür¬ 
fen (vgl. unsere Gedanken zu den verschiedenen Fragetypen). 
Zum anderen braucht - wie die Praxis immer wieder lehrt - die 
Sache durchaus nicht so auszugehen, wie es der Leiter vermu¬ 
tet. Jemandem ins Wort zu fallen, ist leider eine recht verbrei¬ 
tete Unsitte. Wenn wir nun den Aphorismus des polnischen 
Schriftstellers Nowaczynski (1867-1944) „Es ist leicht, geduldig 
zu sein - wenn man ein Schaf ist" dagegen halten, sd zeigt sich 
ein weiteres Mal, daß die Menschenführung eine Kunst ist. 
Stellenleiter: Als eine sicher nicht minder bedeutsame psycho¬ 
logische Voraussetzung nannten Sie die „Fähigkeit und Fertig¬ 
keit, nicht die eigene Auffassung in allgemeiner Hinsicht oder z. 
B. bezüglich konkreter Ereignisse im Arbeitsprozeß zum Maß¬ 
stab aller Dinge zu machen". Worum geht es hierbei? 
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3. Postsendungen mit der Zusatzleistung Eilsendung 
Postsendungen mit der Zusatzleistung Einschreiben 
Derartige Sendungen können an einen Bürger ausgehändigt 
werden, der sich in der Wohnung des Empfängers aufhält. Der 
Besitz eines eigenen Personaldokumentes wird nicht ausdrück¬ 
lich gefordert. Das heißt, daß beispielsweise auch einem in der 
Wohnung anwesenden zwölfjährigem Kind des Empfängers ein 
Eil- oder Einschreibbrief übergeben werden kann, wenn keine 
anderen Umstände dagegen sprechen. Das ist insofern logisch, 
als Jugendliche dieses Alters in der Regel auch Zugang zum 
Hausbriefkasten haben und Postsendungen auch auf diesem 
Wege in Empfang nehmen. 

4. Kleingutsendungen 

Diese können - wie Sendungen der vorstehenden Gruppe — an 
einen Bürger in der Wohnung des Empfängers ausgehändigt 
werden oder, wenn dies nicht möglich ist, an einen anderen 
Bürger mit eigenem Personaldokument im gleichen oder be¬ 
nachbarten Wohnhaus. Mit dieser Regelung wird den traditio¬ 
nellen Gepflogenheiten und Möglichkeiten der Nachbarschafts¬ 
hilfe bei der Entgegennahme von Paketen und Päckchen Rech¬ 
nung getragen. Die Möglichkeit, Kleingutsendungen auch ei¬ 
nem Bewohner des Nachbarhauses auszuhändigen, ist natür¬ 
lich vor allem für Wohngebiete mit Ein- oder Zweifamilienhäu¬ 
ser gedacht. Diese Aushändigungsbestimmungen gelten auch 
für Kleingutsendungen mit den Zusatzleistungen Eilsendung, 
Einschreiben, Rückschein und Nachnahme. Eine zusätzliche 
Voraussetzung für die Aushändigung an einen anderen Bürger 
als den Empfänger selbst (vielleicht kennen Sie noch die frü¬ 
here Bezeichnung „Ersatzempfänger") ist natürlich dessen Be¬ 
reitschaft, die Sendung bzw. den Betrag entgegenzunehmen 
und - soweit gefordert — sich auszuweisen und den Empfang 
zu bescheinigen sowie gegebenenfalls auf der Sendung la¬ 
stende Gebühren oder Nachnahmebeträge zu zahlen. 

Zusteller: Was geschieht mit der Sendung, wenn keine Aus¬ 
händigung an einen der Empfangsberechtigten möglich ist? 
Dienststellenleiter: Vordrucke zu Post- und Zahlungsanweisun¬ 


Leiter des Amtes: Davon werden das Zuhörenkönnen und das 
konkrete Reagieren auf das Vorgetragene wesentlich beein¬ 
flußt. Das Tangieren des Problemkreises „Kritik und Selbstkri¬ 
tik" soll, da er'bereits früher behandelt wurde, heute nur er¬ 
wähnt werden. Gerade im Zusammenhang mit Schöpfertum 
und dem Drang nach Neuem, Besserem im Zuge des sozialisti¬ 
schen Wettbewerbs und der Neuererbewegung auch in unse¬ 
rem Wirtschaftszweig Post- und Fernmeldewesen treten zuwei¬ 
len Probleme auf. Mitunter wird nämlich die Erfahrung überbe¬ 
wertet. Nicht selten hört man (z. B. der potentielle Neuerer 
oder der gerade in den Arbeitsprozeß eintretende Absolvent) 
„Warum ändern, es läuft doch schon immer so". Es ist aber be¬ 
kanntlich nichts so gut, als daß es nicht noch besser sein 
könnte. Also: flexibel, dynamisch, dem technisch-technologi¬ 
schen Fortschritt aufgeschlossen sein. Selbstgerechtigkeit ( = 
auf Kritiklosigkeit und Überheblichkeit fußende Überzeugung 
von der Richtigkeit des eigenen Verhaltens) oder gar Pharisäer¬ 
tum (= selbstgerechtes Heucheln) passen nicht in unsere politi¬ 
sche Landschaft! Aus dieser Geisteshaltung entsteht auch 
leicht ein dogmatisches Verhalten, das sich beispielsweise in 
Gängelei und Unduldsamkeit gegenüber anderen als den eige¬ 
nen Vorgehensweisen äußert. Denken wir an das bekannte 
Sprichwort: „Alle Wege führen nach Rom (aber mancher eher 
als der andere)", wie wir es im „Sprichwörterlexikon" des VEB 
Bibliographisches Institut Leipzig, 1984, S. 657, nachlesen kön¬ 
nen. Lassen Sie mich noch auf zwei markante Beispiele aus der 
Weltliteratur hinweisen: 

- Züs Bünzlin als selbstgerechte und herzlose weibliche Haupt¬ 
gestalt der Novelle „Die drei gerechten Kammacher" aus der 
Novellensammlung „Die Leute von Seldwyla" von Gottfried 
Keller (1819-1890) 

- Brigitte Pian als die Pharisäerin in dem gleichnamigen Ro¬ 
man von Fran 9 ois Mauriac (1885-1970), dem Literaturnobel¬ 
preisträger des Jahres 1952. 

Stellenleiter: Nunmehr bleibt, noch einiges zur „Selbstdiszi¬ 
plin" darzulegen. 

Leiter des Amtes: Darunter verstehen wir eine bewußte Diszi¬ 


gen mit der Zusatzleistung Eilsendung werden in diesem Falle 
über Hausbriefkasten ausgehändigt. Das Gleiche gilt für Brief¬ 
sendungen mit der Zusatzleistung Eilsendung (und Einschrei¬ 
ben), sofern sie sich auf Grund ihrer Beschaffenheit bzw. des 
Formates dafür eignen. Andernfalls werden sie wie Kleingut¬ 
sendungen behandelt und ausgehändigt. Für alle anderen ge¬ 
nannten Sendungen wird eine Benachrichtigung hinterlassen. 
In diesem Zusammenhang möchte ich noch daran erinnern, 
daß bei der Aushändigung an einen Bürger außerhalb der Woh¬ 
nung des Empfängers der Zusteller verpflichtet ist, den Emp¬ 
fänger durch Einlegen eines Hinweiszettels in seinen Hausbrief¬ 
kasten davon zu unterrichten. 

Zusteller: Der Kreis der Empfangsberechtigten reicht bei Klein¬ 
gutsendungen weiter als bei Eil- öder Einschreibebriefen, ob¬ 
wohl beispielsweise für Pakete im Verlustfalle ein weitaus hö¬ 
herer Ersatzbetrag gezahlt wird als für eingeschriebene Sen¬ 
dungen. Ist das nicht unlogisch? 

Dienststellenleiter: Wenn Sie die Regelung ausschließlich 
unter dem Aspekt der materiellen Verantwortlichkeit der Deut¬ 
schen Post betrachten, haben Sie zweifellos recht. Das kann 
aber nicht der einzige und ausschlaggebende Gesichtspunkt 
sein. Maßgebend für diese Bestimmungen war einerseits das 
Bestreben, den Empfänger von Kleingutsendungen unnötige 
Wege zur Abholung ihrer Sendungen weitestgehend zu erspa¬ 
ren. Andererseits wurde auch der berechtigten Erwartung vieler 
Bürger Rechnung getragen, Briefsendungen - die zumeist den 
Charakter einer persönlichen Mitteilung haben - nicht an Per¬ 
sonen außerhalb der Familie bzw. des Haushaltes äuszuhändi- 
gen. Da es sich hierbei in der Regel um „hausbriefkastenfä¬ 
hige" Sendungen handelt, besteht im Gegensatz zu Kleingüt¬ 
sendungen auch keine Notwendigkeit einer solchen Erweite¬ 
rung des möglichen Empfängerkreises. Der Vollständigkeit hal¬ 
ber sei darauf hingewiesen, daß die Deutsche Post zwar be¬ 
rechtigt, nicht aber verpflichtet ist, Postsendungen an andere 
Empfangsberechtigte auszuhändigen. 

(D. Heinrich) 


plin im Sinne der Selbstbeherrschung. Ihr Grad wird entschei¬ 
dend von der Willensqualität abhängen. In dieser Selbstbeherr¬ 
schung laufen praktisch alle zuvor dargelegten psychologi¬ 
schen Einflußgrößen hinsichtlich des Zuhörenkönnens zusam¬ 
men. Hier gibt es - wie mir scheint - auch bei uns Heutigen 
noch manche Reserve. Besonders eindrucksvoll hat der Schrift¬ 
steller und Publizist Maximilian Scheer (1896-1978), der z. B. 
„Die Rosenbergs" und das Filmszenarium „Hotelboy Ed Martin" 
schrieb, in seiner Autobiographie „Ein unruhiges Leben" zu un¬ 
serer Problematik Stellung genommen: „Es ist schwer und bei 
vielen Deutschen [aber gewiß nicht nur bei ihnen!] fast unmög¬ 
lich geworden, das Für und Wider einer Frage vernünftig abzu¬ 
wägen. Man hört einfach nicht zu. Ja, man hört nicht einmal Ar¬ 
gumente, die in das eigene Denken oder Nachplappern nicht 
hineinpassen. Oder man schiebt sie mit einer Handbewegung 
beiseite." 

Stellenleiter: Auf Grund meiner praktischen Erfahrung rechnet 
die Mehrzahl von uns nicht zu dieser Kategorie. Wie soll nun 
der Leiter, aber z. B. auch ein Beauftragter der Nationalen Front 
im Wohngebiet reagieren, wenn sich jemand bei ihm „ausge¬ 
sprochen" hat? 

Leiter des Amtes: Häufig genügt es schon, nur zuzuhören und 
sein Interesse an dem Gehörten zu bekunden. Ansonsten ergibt 
es sich aus der konkreten Situation, ob man raten oder gar un¬ 
mittelbar helfen kann. Übrigens kennen wir viele Beispiele da¬ 
für, daß sich jemand schriftlich „ausspricht", d. h. uns sein Pro¬ 
blem beispielsweise in einem Brief darlegt. Hier sollten wir bis 
zu Ende lesen und mündlich, lediglich im Ausnahmefalle 
schriftlich reagieren. Das Mündliche hat den Vorteil des leben¬ 
digen Dialogs. Es gibt auch genug Menschen, die sich ihre Pro¬ 
bleme „von der Leber schreiben" und dabei nicht einmal des 
konkreten Adressaten bedürfen. So verarbeitete z. B. Goethe 
(1749-1832) sein Liebeserlebnis mit Friedrike Brion aus Sesen- 
heim in seinem Gedicht „Willkommen und Abschied". 


(H. Weis) 
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Versand von 
Numisbriefen 


(4/1987, Seite 151) 


Mitarbeiter: Kürzlich hörte ich von der Herausgabe eines soge¬ 
nannten Numisbriefes. Was ist darunter zu verstehen? 

Leiter des Postamtes: Die Bezeichnung Numisbrief leitet sich 
von dem Wort Numismatik (Münzkunde) ab; es handelt sich 
also um einen „Münzbrief" - genauer gesagt, um einen Brief¬ 
umschlag, der numismatische (eine oder mehrere Münzen) und 
philatelis^ische (Portwertzeichen, Poststempel) Objekte zur 
gleichen Thematik bzw. zum gleichen Anlaß in sich vereint. 
Münzbriefe sind in den letzten Jahren in verschiedenen Län¬ 
dern zu besonderen Ereignissen, die durch die Herausgabe von 
Münzen und Postwertzeichen gewürdigt wurden, ausgegeben 
worden. Sie haben sowohl unter Münz- als auch unter Brief¬ 
markensammlern Interessenten gefunden. Es handelt sich da¬ 
bei um künstlerisch gestaltete Briefumschläge - vergleichbar 
etwa einem Ersttagsbriefumschlag die mit einem oder meh¬ 
reren Postwertzeichen versehen sind und in einem Klarsichtfen¬ 
ster eine eingelegte Münze enthalten. Numisbriefe werden 
grundsätzlich gestempelt abgegeben, d. h. die Postwertzeichen 
sind mit einem Sonderstempel entwertet. In der Regel nehmen 
alle Elemente des Numisbriefes - also Postwertzeichen, Stem¬ 
pel, Münze und Schmuckzudruck - auf das gleiche Ereignis be¬ 
zug. 

Diesem internationalen Trend folgend, hat das Ministerium für 
Post- und Fernmeldewesen in Zusammenarbeit mit der Staats¬ 
bank der DDR am 16. Januar 1987 einen ersten Numisbrief her¬ 
ausgegeben, der dem 750jährigen Bestehen von Berlin gewid¬ 


met ist. Dieser Brief wurde bereits in Wort und Bild in unserer 
Fachzeitschrift vorgestellt (vgl. dDP Heft 2/1987, 2. Umschlag.- 
seite). Inzwischen ist ein zweiter Numisbrief zum gleichen Anlaß 
erschienen (Ausgabetag 26. Juni 1987). Der Umschlag zeigt im 
Schmuckzudruck eine aquarellierte Teilansicht des Berliner 
Alexanderplatzes mit der Weltzeituhr und weist mit dem Text 
„750 Jahre Berlin" auf den Ausgabeanlaß hin. In den Brief ist 
eine Gedenkmünze zu 5 Mark eingelegt, die auf der - sichtba¬ 
ren - Vorderseite die Weltzeituhr mit der Umschrift „Berlin - 
Alexanderplatz" wiedergibt. 

Freigemacht ist der Brief mit den vier Werten der Sonderpost¬ 
wertzeichenausgabe „750 Jahre Berlin" vom 17. Februar 1987 
mit der Abbildung bedeutender Bauwerke. Die Wertzeichen 
sind mit dem zu dieser Ausgabe gehörigen Sonderstempel des 
Zentralen Post- und Fernmeldeverkehrsamtes (Berlin, 1085) mit 
dem Ausgabedatum des Numisbriefes abgestempelt. 
Mitarbeiter: Ist die Herausgabe dieser beiden Numisbriefe eine 
einmalige Sache, oder sind weitere zu erwarten? 

Leiter des Postamtes: Den Geburtstagsreigen für unsere 
Hauptstadt wird im Herbst dieses Jahres ein dritter Numisbrief 
beschließen. Dafür ist „postseitig" ein im September erschei¬ 
nender Postwertzeichenblock, der einen Ausschnitt aus dem 
Berliner Ernst-Thälmann-Park mit dem Thälmanndenkmal zei¬ 
gen wird, und „bankseitig" eine 5-Mark-Gedenkmünze mit dem 
Bild des Roten Rathauses in Berlin vorgesehen. Zum Abstem¬ 
peln der Postwertzeichen wird auch bei diesem Brief der zur 
Postwertzeichenausgabe gehörige Sonderstempel verwendet 
werden. Sicher kann man davon ausgehen, daß auch in den 
kommenden Jahren zu besonderen Höhepunkten wieder ein¬ 
mal ein oder mehrere Numisbriefe gestaltet werden. 
Mitarbeiter: Könnten Sie mir noch etwas Näheres über die 
Münzen sagen, die den Numisbriefen beigelegt sind? 

Leiter des Postamtes: Die drei erwähnten Gedenkmünzen mit 
einem Nennwert von 5 Mark wurden von der Staatsbank der 
DDR am 16. Januar 1987 anläßlich der 750-Jahr-Feier Berlins 
emittiert. Sie bestehen aus einer Neusilber-Legierung (620 Teile 


Gewinnauszahlung im 
Toto-Lotto-Dienst (II) 


Mitarbeiterin: Wie ist bei einer Reklamation zu verfahren, 
wenn die Prüfung des Spielscheinabschnitts A keine Beanstan¬ 
dungen ergeben hat (vgl. dDP Heft 3/1987, S. 101) und ein Ge¬ 
winn in der niedrigsten Gewinngruppe vorliegt? 

Stellenleiter: Es ist ein Vordruck „Gewinnauszahlung ohne Ge¬ 
winnliste" (Umschlag R 47) auszufertigen, wobei auch Prämien¬ 
beträge zu berücksichtigen sind (Abb.). Der Betrag ist auszu¬ 
zahlen und sofort in der'Toto-Lotto-Liste für die Spielwoche zu 
buchen, die als nächste abzurechnen ist. 

Mitarbeiterin: Trifft das auch dann zu, wenn die Kontrollnum- 
mer des Spielscheins in der Gewinnliste enthalten ist, jedoch 
nicht alle Gewinne erfaßt wurden? 

Stellenleiter: Geht es nur um Gewinne in der untersten Ge¬ 
winngruppe, sind alle Gewinne und die festgestellten Prämien 
als „Auszahlung ohne Gewinnliste" zu behandeln. In der Ge¬ 
winnliste sind die Eintragungen mit Rotstift zu umranden und 
damit so zu kennzeichnen, als ob keine Auszahlung erfolgt sei. 
Mitarbeiterin: Was ist zu veranlassen, wenn durch die Annah¬ 
mestelle keine Auszahlung möglich ist? 

Stellenleiter: Der Bürger ist zu bitten, seinen Gewinnanspruch 
mit dem Spielscheinabschnitt A schriftlich oder mündlich bei 
der Bezirksdirektion des Wettspielbetriebes (im folgenden BD 
genannt) geltend zu machen, in deren Bereich der Spielschein 
angenommen wurde. Dazu ist ein Reklamationsvordruck (R 42) 
auszuhändigen, auf dem der Annahmestellen-Wochenstempel 
abzudrucken ist. Handelt es sich um einen Wochenabschnitt ei¬ 
nes Abonnementspielscheins, sind auf dem Vordruck R 42 zu¬ 



(4/1987, Seite 151) 


sätzlich das Kontrollzeichen und die Serienbezeichnung einzu¬ 
tragen. Es ist auf die Einhaltung der Reklamationsfrist von 28 
Kalendertagen nach Annahmeschluß hinzuweisen. Betrifft die 
Reklamation den eigenen Bezirk, ist für den Versand der Unter¬ 
lagen ein vorgedruckter Briefumschlag auszuhändigen. 
Mitarbeiterin: Reklamationen zu Gewinnauszahlungen, die 
Spielscheine aus anderen Bezirken betreffen, können bei der 
Annahmestelle nicht bearbeitet werden. Wie erfährt der Bürger 
die Anschrift der zuständigen BD? 

Stellenleiter: Die Annahmestellen können auf Grund der DA 
2.24 - Anhang 2 - entsprechende Auskünfte erteilen. 
Mitarbeiterin: Den Annahmestellen werden auch Spielschein¬ 
abschnitte zugesandt, weil die Bürger sie nicht selbst zur Aus¬ 
zahlung der Beträge vorlegen können. Was ist zu tun? 
Stellenleiter: Diese Spielscheinabschnitte sind der BD zuzulei¬ 
ten und der Einsender ist davori zu unterrichten, daß die Be¬ 
träge gemäß § 10 Abs. 4 der Wettspielbedingungen durch die 
BD ausgezahlt werden. 
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Kupfer, 180 Teile Nickel, 200 Teile Zink), haben einen Durchmes¬ 
ser von 29 mm und eine Masse von 9,6 g. Während die Vorder¬ 
seite (Avers) jeweils eines der genannten Bildmotive zeigt, trägt 
die Rückseite (Revers) einheitlich das Staatsemblem der DDR, 
die Staatsbezeichnung, die Wertangabe „5 Mark", das Präge¬ 
jahr und den Buchstaben „A" als Zeichen der Prägestätte. Von 
jeder Münze wurden 500 000 Stück ausgeprägt. 

Mitarbeiter: Wo werden diese Numisbriefe verkauft? 

Leiter des Postamtes: Den Vertrieb übernimmt das Zentrale 
Post- und Fernmeldeverkehrsamt ausschließlich im Versandver¬ 
fahren. Der Bezug ist im Abonnement möglich, wobei der Ge¬ 
genwert im Abbuchungsverfahren eingezogen wird. Darüber 
hinaus sind, so lange die Auflage (sie betrug für die bisher her¬ 
ausgegebenen Briefe je 60 000 Stück) verfügbar ist, auch Ein- 
zelbestellungen möglich, die unter Nachnahme beliefert wer¬ 
den. Je Interessent wird ein Brief abgegeben. 

Mitarbeiter: Ich kann mir vorstellen, daß die Herstellung recht 
aufwendig ist. Was kostet ein Numisbrief? 

Leiter des Postamtes: Die Numisbriefe zum Berlin-Jubiläum 
werden zum Preis von je 17,- Mark verkauft. 

Mitarbeiter: Die Beschaffenheit und auch die Bezeichnung die¬ 
ser numismatisch-philatelistischen Souvenirs (kann man so sa¬ 
gen?) lassen dprauf schließen, daß Numisbriefe als Postsen¬ 
dung versandt werden können. Meines Wissens ist es aber 
doch verboten, Geld in Briefen zu verschicken? 

Leiter des Postamtes: Das ist prinzipiell richtig; Brief- und 
Kleingutsendungen mit gültigen in- und ausländischen Zah^ 
lungsmittein sind gemäß § 8 Absatz 1 der Post-Anordnung von 
der Postbeförderung ausgeschlossen. Die Rechtsvorschrift läßt 
jedoch eine Ausnahme von diesem Versandverbot zu. Das sind 
Gedenkmünzen, die innerhalb der DDR in Postsendungen mit 
der Zusatzleistung Wertangabe verschickt werden können. 
Demzufolge ist auch der Versand von Numisbriefen im DDR- 
Verkehr - und zwar als Wertbriefe - gestattet. 

Mitarbeiter: Wenn ich Sie richtig verstanden habe, werden 
doch die Numisbriefe gestempelt verkauft; die Postwertzeichen 


Mitarbeiterin: Nach welchen Fristen wird über Reklamationen 
entschieden? 

Stellenleiter: Liegen entsprechende Voraussetzungen vor, wer¬ 
den Reklamationen in den Annahmestellen sofort erledigt. Die 
BD entscheiden in der Regel innerhalb von zehn Tagen und tei¬ 
len dann das Ergebnis dem Spielteilnehmer mit. 

Mitarbeiterin: Welche Bestimmungen bestehen für die Ge¬ 
winnauszahlung bei Losbriefen? 

Stellenleiter: Die meisten Gewinnlose werden gleich nach dem 
Kauf zur Auszahlung der Beträge zurückgegeben. Eine Sofort¬ 
auszahlung erfolgt durch die Losverkäufer für Gewinne bis 50 
M. Höhere Beträge zahlen alle Kassen aus, die auch sonst Ge¬ 
winnauszahlungen für Lotto-Toto-Spielarten vornehmen. 
Mitarbeiterin: Können Gewinnlose auch bei Losverkäufern vor¬ 
gelegt werden, bei denen der Losbrief nicht gekauft wurde? 
Stellenleiter: Das ist möglich, wobei die zulässige Betragshöhe 
(Losverkäufer bis 50 M) zu beachten ist. 

M|;tarbeiterin: Nach welchen Gesichtspunkten sind dabei die 
Gewinnlose zu prüfen? 

Stellenleiter: Das Gewinnlos muß den eingedruckten Betrag 
und die Serienbezeichnung enthalten. Die Gewinnlose dürfen 
keine starken Beschädigungen, Verschmutzungen oder Über¬ 
klebungen, die die Echtheit beeinträchtigen, aufweisen. Alle 
eingelösten Gewinnlose sind mit dem Annahmestellen-Wo- 
chenstempel so zu bedrucken, daß Betrag und Serienbezeich¬ 
nung erkennbar bjeiben. Gewinnlose sind wie Kassenbelege zu 
behandeln. 

Mitarbeiterin: Wie werden diese Gewinnlose abgerechnet? 
Stellenfeiter: Am Ende jeden Monats (außer Dezember) ist 
eine Gewinnlose-Abrechnung (Vordruck R 51) zu fertigen, und 
der Gesamtbetrag ist mit Auszahlungsbeleg zu verrechnen. Die 
Gewinnlose sind mit einem Streifband (R 20) zu maximal 200 
Stück zu bündeln und zusammen mit der Gewinnlose-Abrech¬ 
nung der Hauptannahmestelle zuzuleiten. 

Mitarbeiterin: Bestehen für die Gewinnauszahlung zu Lotterie¬ 
losen gleiche Regelungen? 

Stellenleiter: Im Unterschied zu den Losbriefen muß bei Lotte¬ 


sind also bereits entwertet. Muß ein solcher Brief dann bei der 
Einlieferung als Postsendung nochmals freigemacht werden? 
Leiter des Postamtes: Nein; das ist nicht notwendig und auch 
nicht gestattet. Für die Einlieferung wurde eine Regelung ge¬ 
troffen, die sich an das langjährig bewährte Verfahren der 
nachträglichen Einlieferung von gestempelten Ersttagsbriefen 
anlehnt, die bekanntlich innerhalb von sieben Tagen nach dem 
im Ersttagsstempel abgedruckten Ausgabetag noch zur Beför¬ 
derung aufgegeben werden können. Allerdings ist für Numis¬ 
briefe eine längere Frist festgelegt worden. Von der Deutschen 
Post herausgegebene Numisbriefe können bis zu einem Jahr 
nach dem Ausgabetag als Brief mit der Zusatzleistung Wertan¬ 
gabe eingeliefert werden. Die mit dem Datum des Ausgabeta¬ 
ges abgestempelten Postwertzeichen werden als gültige Frei¬ 
machung anerkannt. Das spätöre Aufkleben weiterer Postwert¬ 
zeichen ist, wie ich bereits sagte, unzulässig. Da es sich um 
Wertsendungen handelt, wird bei der Einlieferung ein zusätzli¬ 
cher Tagesstempelabdruck neben der Freimachung ange¬ 
bracht, um Einlieferungsort und -tag (die ja nicht mit dem Erst¬ 
tagsstempel übereinstimmen) nachzuweisen. 

Mitarbeiter: Wenn keine weiteren Postwertzeichen aufgeklebt 
werden dürfen, ist es ja auch kaum möglich, weitere Zusatzlei¬ 
stungen (wie z. B. Eilsendung) zu verlangen. 

Leiter des Postamtes: Dafür besteht auch kein anzuerkennen¬ 
des Bedürfnis; denn der Versand von Numisbriefen soll ja nur 
deren Beförderung dokumentieren. Deshalb sind außer der 
Wertangabe keine weiteren Zusatzleistungen zugelassen. 
Mitarbeiter: Muß der Brief beim Versand als Wertbrief versie¬ 
gelt werden? 

Leiter des Postamtes: Das erübrigt sich, da auf Grund der 
neuen Post-Anordnung Wertbriefe mit einer Wertangabe bis zu 
500 Mark unversiegelt versandt werden können. Für die Einliefe¬ 
rung von Numisbriefen ist festgelegt, daß die Wertangabe dem 
Verkaufspreis (hier also 17,- Mark) entsprechen muß, so daß 
ein Versiegeln entfallen kann. 

(D. Heinrich) 


rieiosen erst das Ziehungsergebnis vorliegen, auf dessen 
Grundlage die Gewinnbeträge ausgezahlt werden. Dabei wer¬ 
den in der Regel Beträge bis 100 M unabhängig davon, wo das 
Los erworben wurde, bei allen Gewinnauszahlungsstellen aus¬ 
gezahlt. Die Auszahlung höherer Beträge erfolgt bei der Annah¬ 
mestelle, die das Los verkauft hat, oder bei der zuständigen Ge¬ 
winnauszahlungsstelle. In besonderen Fällen zahlen auch die 
BD Gewinne aus. 

Mitarbeiterir»: Wann trifft das zu? 

Stellenleiter: Das sind Auszahlungen, die auf Grund von Un¬ 
stimmigkeiten bei den Annahme- oder Gewinnauszahlungsstel¬ 
len nicht erfolgen können. Außerdem z. B. bei der Lotterie „750 
Jahre Berlin" (vgl. dDP Heft 1/1987, S. 15) Gewinne von 100 000 
M. 

Mitarbeiterin: Wie sind die Gewinnlose in der Auszahlungs¬ 
stelle zu behandeln? 

Stellenleiter: Gewinnlose, sind darauf zu prüfen, ob sie echt 
und unversehrt sind und keine Merkmale tragen, die auf eine 
bereits erfolgte Auszahlung des Betrages schließen lassen. Da¬ 
nach sind sie mit dem Annahmestellen-Wochenstempel oder 
dem Tagesstempel zu bedrucken, und der ausgezahlte Betrag 
ist auf dem Los zu vermerken. Dabei kann es Lose mit mehre¬ 
ren Gewinnen (z. B. auf ein- und dreistellige Endzahl) geben. 
Die ausgezahlten Beträge sind in eine besondere Toto-Lotto-Li- 
ste zu übernehmen, und die Gewinnlose sind wie Kassenbelege 
zu behandeln. Zum festgelegten Termin wird mit Auszahlungs- 
beieg abgerechnet. Die Gewinnlose werden in einer Lotterie- 
Gewinnloseabrechnung zusammengefaßt, die mit den gebün¬ 
delten Gewinnlosen der Hauptannahmestelle zuzuleiten ist. 
Mitarbeiterin: Wie verhält es sich mit Reklamationen zu Gewin¬ 
nen im Dagerspiel? 

Stellenleiter: Das Dauerspiel beruht auf einem sicher funktio¬ 
nierenden EDV-Verfahren und es sind kaum Reklamationen zu 
erwarten. Gibt es Unstimmigkeiten, haben sich die Spielteilneh¬ 
mer unter Bezugnahme auf ihren Dauerbeleg unmittelbar an 
den Zentralversand des Wettspielbetriebes, Postfach 541, Leip¬ 
zig, 7010, zu wenden. (W. Reball) 
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Gewerkschaftliche Erfahrungen bei der Organisierung und 
Führung des sozialistischen Wettbewerbs zur weiteren 
Verwirklichung der Beschlüsse des XI. Parteitages 
der SED und des 11. FDGB-Kongresses 
im Post- und Fernmeldeamt Weimar < 

Von INGRID CAROLI, Mitglied des Zentralvorstandes der Industriegewerkschaft Transport- und Nachrichtenwesen und 
Vorsitzende des Bezirksvorstandes der IG TN Erfurt 


Unmittelbar nach dem XI. Parteitag der SED haben die Vertrau¬ 
ensleute des Initiativamtes der Deutschen Post, des PFA Wei¬ 
mar, nach vorheriger eingehender Beratung mit allen Werktäti¬ 
gen des Amtes ihren Wettbewerbsbeschluß verabschiedet. Die 
Werktätigen richteten ihre Anstrengungen auf 

- den rationellen Einsatz der Ergebnisse aus Wissenschaft und 
Technik zur Steigerung der Effektivität der Leistungen 

- die höchste Qualität der Leistungen an jedem Arbeitsplatz, 
insbesondere bei der Durchsetzung des Prinzips der fehler¬ 
freien Arbeit 

- die Sicherung einer hohen Verfügbarkeit der postalischen 
und fernmeldetechnischen Einrichtungen bei sinkendem ab¬ 
soluten und spezifischen Produktionsverbrauch durch effek¬ 
tive Materialökonomie und Senkung der Kosten 

- die Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingungen. 

Am Ende des Parteitagsjahres konnten die Werktätigen des 
PFA eine positive Wettbewerbsbilanz ziehen. Sie überboten die 
Leistungen um 448 000 M^ und das bei höherer Qualität und ver¬ 
besserten Arbeits- und Lebensbedingungen. Dafür wurde dem 
PFA Weimar im Februar 1987 die gemeinsame Wanderfahne 
des Ministerrates und des Bundesvorstandes des FDGB über¬ 
geben. Diese Ergebnisse wurden möglich, weil die Gewerk¬ 
schaftsmitglieder in den Parteitagsbeschlüssen die Fortsetzung 
der bewährten und kontinuierlichen Politik der Partei erneut be¬ 
stätigt finden und sich voll zu ihr bekennen. Mit ihren Initiativen 
und Aktivitäten machen sie täglich ihren Arbeitsplatz zum 
Kampfplatz für den Frieden. Welche gewerkschaftlichen Erfah¬ 
rungen haben sich im PFA Weimar besonders bewährt und auf 

Während ihres AufentheKea im PFA Weimar Ende vergangenen Jahres besuch¬ 
ten der Stellvertreter des Vorsitzenden das Ministerrates und Minister für Post- 
und Femmeldewasen Rudolph Schulze, das Mitglied des Präsidiums des 
FDGB-Bundesvorstandes und Vorsitzender des Zentralvorstandes der IG Trans¬ 
port- upd Nachrichtenwesen Karl Kalauch (Bildmitte) und Ingrid Caroli (2. von 
links) auch das Postamt .Am Stadion“. Dabei kam es wie auch in anderen Ein¬ 
richtungen zu herzlichen Gesprächen mit Werktätigen. 



welche Formen und Methoden der Wettbewerbsführung legen 
diG Kolleginnen und Kollegen besonderen Wert? Sie gehen da¬ 
von aus, daß die politisch-ideologische Arbeit für die Gewerk¬ 
schaft eine erstrangige Aufgabe ist und bleibt. Gut bewährt ha¬ 
ben sich dabei die monatliche Schulung der Vertrauensleute, 
die regelmäßige Durchführung der monatlichen Mitgliederver¬ 
sammlungen und der Gesprächsrunden der Schulen der soziali¬ 
stischen Arbeit, die Vertrauensleutevollversammlungen sowie.^ 
das persönliche Gespräch am Arbeitsplatz. Das alles sind Vor¬ 
aussetzungen, um die Stimmungen und Meinungen der Werk¬ 
tätigen gut zu kennen. Sie geben der BGL und den Vertrauens¬ 
leuten die Möglichkeit, die Mitglieder noch tiefgründiger mit 
dem Marxismus-Leninismus vertraut zu machen, ihnen die Poli¬ 
tik der Partei praxisbezogen und lebensnah zu erläutern und 
sich ihrer Vorschläge, Hinweise und Kritiken anzunehmen. Das 
alles ist mit entscheidend dafür, daß die Werktätigen aus Ein¬ 
sicht und Überzeugung Aktivitäten entwickeln, die zur Erfüllung 
und Überbietung der Wettbewerbsverpflichtungen führen. Es 
geht aber auch darum, daß, wie Genosse Harry Tisch auf dem 
11. FDGB-Kongreß sagte, „in Qrdnung kommt, was noch nicht 
in Ordnung ist und ausgemerzt wird, was die Initiativen und al¬ 
les Neue hemmt". 

Gute Erfahrungen im sozialistischen Wettbewerb haben wir im 
PFA Weimar mit den persönlichen und kollektiven Planangebo¬ 
ten, den Notizen zum Plan, der Nullfehlerproduktion, den Ko¬ 
stenkontrolleuren und der saldierten Haushaltsbuchführung ge¬ 
macht. In der Nullfehlerproduktion bringen uns die Qualitätszir¬ 
kel und die Beteiligung von immer mehr Kollektiven im Ringen 
um eine hohe Qualität unter dem Motto „Stets zu Diensten" 
weiter voran. Damit wollen auch die Postler ihre Dienstleistun¬ 
gen für die Bevölkerung weiter verbessern. So verpflichtete 
sich z. B. das Kollektiv Endtelegrafenstelle, in Auswertung der 
Rede des Generalsekretärs des Zentralkomitees der SED, Erich 
Honecker, vor den ersten Kreissekretären, dafür zu sorgen, daß 
alle eingehenden Telegramme innerhalb der vorgeschriebenen 
Zeit den Empfänger erreichen. Kontrolliert und überwacht wird 
diese Kennziffer vom Qualitätszirkel. Die Schalterkräfte errei¬ 
chen durch eine differenzierte Dienstplangestaltung eine Ver¬ 
längerung der Schalteröffnungszeiten an Werktagen. Die Kolle¬ 
gen der zentralen Entstörungsstelle und die Zusteller führen 
täglich Kontrollen über die Funktionsfähigkeit der Münzfern¬ 
sprecher durch. Außerdem werden Fernsprechanschlüsse 
werktags bis 20 Uhr entstört, wodurch Teilnehmer, deren Fern¬ 
sprechanschluß gestört ist, nicht mehr während der Arbeitszeit 
ihren Arbeitsplatz zu verlassen brauchen. Die Kollegen des 
Postbetriebsdienstes wollen die fehler- und rückstandsfreie Be¬ 
arbeitung aller Postsendungen und die Zusteller die tagfertige 
Zustellung aller Presseerzeugnisse sichern. Das sind nur we¬ 
nige Beispfele dafür, wie die Postler ihren Kunden verbesserte 
Dienstleistungen bieten. Wichtig für alle gewerkschaftlichen 
Leitungen sind die Leistungsvergleiche und Erfahrungsaustau¬ 
sche, geht es doch darum, die Leninschen Wettbewerbsprinzi¬ 
pien schöpferisch umzusetzen, die Niveauunterschiede abzu¬ 
bauen und Bestleistungen zu Dauerleistungen zu machen. Eine 
wichtige Aufgabe besteht darin, durch die Leiter täglich gute 
Voraussetzungen für die Förderung und Verwirklichung der In¬ 
itiativen der Werktätigen zu schaffen, so wie dies auch in der 
„Gemeinsamen Direktive des Politbüros des Zentralkomitees 
der SED, des Ministerrates der DDR ünd des Bundesvorstandes 
des FDGB zur Ausarbeitung des Volkswirtschaftsplanes 1988 
und der eingehenden Beratung seiner Ziele und Aufgaben mit 
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In dar Schaltarhalla das PA .Am Stadion' 

den Werktätigen" hervorgehoben wird. Es ist dafür Sorge zu 
tragen, daß alle Werktätigen ihre Aufgaben kennen und sie be¬ 
einflussen und vergleichen können. Den Neuerern und den Ju¬ 
gendbrigaden sind aus dem Plan Wissenschaft und Technik 
Aufgaben zu übertragen, die zur Leistungssteigerung, zur Ver¬ 
besserung der Qualität und zur Verbesserung, der Arbeite- und 
Lebensbedingungen führen. Jetzt geht es darum, die Initiativen 
der Werktätigen auf die allseitige Überbietung der Planaufga¬ 
ben 1987 in Einheit mit der Verbesserung der Arbeite- und Le¬ 
bensbedingungen zu richten. Dazu berieten die Vertrauensleute 
des PFA Weimar in Auswertung des 11. FDGB-Kongresses mit 
Karl Kalauch, Vorsitzender des Zentralvorstandes der IG 
Transport- und Nachrichtenwesen, und übergaben 78 Verpflich¬ 
tungen zur Erfüllung bzw. gezielten Überbietung des Planes 
1987, darunter 12 Maßnahmen zur Fortschreibung des TOM-Pla- 
nes und 19 Neuerervereinbarungen. Insgesamt werden dadurch 
zusätzlich 67 TM erlöswirksam erarbeitet. Unter den weiterfüh¬ 
renden Wettbewerbsverpflichtungen von Arbeitskollektiven be¬ 
finden sich u. a. solche wie 



Der Chor des PFA Weimar . Fotos: Funk 


- die Einrichtung eines Auskunftsschalters unter Einbeziehung 
der Lehrlinge noch im II. Quartal 1987 als entscheidender 
Schritt zur Verbesserung der Kundenberatung 

- die Sicherung des sparsamsten Umganges mit Material, 
Energie, Kosten und Kraftstoff mit Hilfe des Einsatzes mo¬ 
derner Schlüsseltechnologien, z. B. eines Arbeitsplatzcom¬ 
puters zur schnelleren Bearbeitung zugesprochener Tele¬ 
gramme 

- die ständige Verfügbarkeit der Münzfernsprecher durch 
lOOprozentige Bearbeitung gemeldeter Störungen noch am 
gleichen Tag 

- die Überbietung bisheriger Zielstellungen bei der Werbung 
für das bargeldlose Inkasso um 0,5 Prozent 

- die zusätzliche Erlöserwirtschaftung durch Nachermittlung 
von Paketgebühren. 

So wird, wie Genosse Harry Tisch auf dem 11. FDGB-Kongreß 
sagte, die Wettbewerbslosung .Hohe Leistungen zum Wohle 
des Volkes und für den Frieden - alles für die Verwirklichung 
der Beschlüsse des XI. Parteitages der SED" ergebnisreich um¬ 
gesetzt. 


Wir führen den sozialistischen Wettbewerb, um die 
Beschlüsse des 11. FDGB-Kongresses im Sinne 
des XI. Parteitages der SED zu erfüllen 


Von Qberrat Diplomgesellschaftswissenschaftler HORST LEMKE, Leiter des HPA Berlin 17, und Oberrat GÜNTER RIECHERT, 
Sektorenleiter WbN bei der BDP Berlin 


Die 520 Mitarbeiter des HPA Berlin 17 sind für die postalische 
Versorgung der rd. 130 000 Einwohner und der zahlreichen Gä¬ 
ste und Touristen im zentrumsnahen Stadtbezirk Berlin-Fried¬ 
richshain verantwortlich. Daraus erwächst für uns im 750. Jahr 
Berlins eine hohe Verantwortung für eine qualitäts- und be¬ 
darfsgerechte Versorgung unserer Postkunden. Durch die flei¬ 
ßige Arbeit unserer Mitarbeiter hat sich die Leistungsentwick¬ 
lung des HPA von Jahr zu Jahr positiv gestaltet. Im Leistungs¬ 
vergleich der Berliner Ämter haben wir im Jahr des 
XL Parteitages insgesamt den dritten Platz belegt. 


Konkrete Zielstellungen sichern erfolgreiche Arbeit 

In gemeinsamer Auswertung der Beschlüsse des 
XI. Parteitages der SED haben BPO, BGL, FDJ und staatliche 
Leitung die Aufgaben für die Deutsche Post und besonders für 
unser HPA konkretisiert. Gemeinsam handelnd, mit der Kraft 
unserer 24 Arbeitskollektive, richteten wir die politisch-ideologi¬ 
sche und fachliche Arbeit besonders auf eine Verbesserung der 


Qualität unserer Versorgungsaufgaben. Unser Wettbewerbsbe¬ 
schluß für das Jahr 1987, das Jubiläumsjahr unserer Haupt¬ 
stadt, wurde auf die Erfüllung und Übererfüllung dieser Zielstel¬ 
lung ausgerichtet. Mit diesem Wettbewerbsbeschluß und sei¬ 
nen anspruchsvollen Zielstellungen werden wir in diesem Jahr 
in Berlin als beispielgebendes Amt wirken. Diese Rolle sehen 
wir als ehrenvolle und verpflichtende Aufgabe an. Die vorberei¬ 
tende politisch-ideologische Arbeit zu diesem Entwicklungspro¬ 
zeß verlief natürlich nicht problemlos. Manche beharrliche, 
letztendlich überzeugende Aussprachen mit Leitungskadern, 
Funktionären und Arbeitskollektiven waren notwendig. 


Gemeinsames Handeln war entscheidend 

Unter Führung der Partei haben wir, staatliche Leitung, BGL 
und FDJ, den sozialistischen Wettbevyerb konkret, überschau¬ 
bar, verständlich, beeinfluß-, vergleich- und abrechenbar ge¬ 
staltet. Dabei nutzten wir die Erfahrungen der Werktätigen des 
HPA Berlin 58, dem beispielgebenden Amt in der Wettbewerbs- 
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Oberrat Lemke. Leiter des HPA Berlin 17, (links) und Oberrat Riachert, Sekto¬ 
renleiter WbN der BDP Berlin (rechts) im Gespräch mK MKarbeitem der Fir- 
menpostausgebe beim HPA Berlin 17 


führung für unseren Wirtschaftszweig vor und nach dem 
XI. Parteitag der SED. Jede Wettbewerbsverpflichtung wird bei 
uns konkret abgerechnet. Wir haben erkannt, daß der ständige 
tätigkeitsbezogene Leistungsvergleich und der damit verbun¬ 
dene Austausch der Erfahrungen eine wertvolle Wettbewerbs¬ 
methode ist, um sichtbare Niveauunterschiede zu überwinden. 
Ausgewählte Betriebsdienstkollektive entwickeln wir zu Schritt¬ 
macherkollektiven. Dabei unterstützt uns die BDP Berlin. In die¬ 
sen Prozeß haben sich die Jugendlichen des HPA und beson¬ 
ders die Jugendkollektive in den neuen Postämtern Berlin 18 
und 67 erfolgreich eingereiht. Dabei hat das Jugendkollektiv 
des Postamtes Berlin 18 als Ausbildungspostamt unseres Berei¬ 
ches die verantwortungsvolle Aufgabe zu erfüllen, qualifizierte 
Facharbeiter auszubilden. So durchlaufen alle Lehrlinge des 
HPA ihre Ausbildung im Kassendienst im PA 18. Als Lehrfachar¬ 
beiter sind fast ausschließlich Jungfacharbeiter eingesetzt, die 
sich auf entsprechenden Lehrgängen dafür qualifiziert haben. 
Im April 1987 hat ein Lehrling von zehn die Berufsausbildung 
vorfristig mit „Sehr gut“ abgeschlossen. Besonders begabte, 
befähigte und gesellschaftlich aktive Lehrlinge und Jugendli¬ 
che werden gefördert, als Nachwuchskader gewonnen und auf 
die Übernahme von Leitungsfunktionen vorbereitet. Zwei Jung¬ 
facharbeiter besuchen einen Meisterlehrgang für den Einsatz 
als Dienststellenleiter im Postbetriebsdienst, zwei weitere wer¬ 
den ab September 1987 folgen. 


Hohe Qualität in der Arbeit ist unser Wettbewerbsziel 

Wir stimmen mit der Feststellung des Vorsitzenden des Bun¬ 
desvorstandes des FDGB und Mitglieds des Politbüros des Zen¬ 
tralkomitees der SED, Harry Tisch, in seinem Schlußwort auf 
dem 11. FDGB-Kongreß überein, daß „... die Ergebnisse der Ar¬ 
beit - wo immer diese Arbeit zu leisten ist, ... die weitere Ent¬ 
wicklung der sozialistischen Gesellschaft und die Verbesserung 
der Lebensqualität sind". In dieser Erkenntnis richten sich alle 
Initiativen auf die ständige Verbesserung der Qualität vornehm¬ 
lich der bevölkerungswirksamen Leistungen. Darauf basieren 
auch unsere Schlußfolgerungen aus dem Seminar des Mini¬ 
sters mit den Leitern der Ämter des Post- und Fernmeldewe¬ 
sens in Leipzig. In Auswertung des Seminars haben die Arbeits¬ 
kollektive unseres Amtes ihre Wettbewerbsprogramme für das 
Jahr 1987 präzisiert und mit hoher Einsatzbereitschaft und per¬ 
sönlichem Engagement im I. Quartal, insbesondere in der lan¬ 
gen, kalten Winterperiode, hervorragende Arbeitsergebnisse 
und Bestwerte in vielen Planpositionen erreicht. Dafür gebührt 
den Arbeitskollektiven und Mitarbeitern, die unter erschwerten 
Arbeitsbedingungen ihre Versorgungsaufgaben in hoher Quali¬ 
tät erfüllten bzw. übererfüllten. Dank und Anerkennung. Alle Ar¬ 
beitskollektive und Mitarbeiter des HPA haben im Monat März 
in Vorbereitung auf den 11. FDGB-Kongreß den Kampf um 
Höchstleistungen und Bestwerte geführt. So konnten von den 
insgesamt 21 beauflagten Kennziffern 19 in ausgezeichneter 
Qualität erfüllt werden, das sind 90,5 Prozent Erfüllungsanteil, 



Amtmann Hasse (Bildmitte) leitet den Quslitätszirkel .Zustelldienst". 

Fotos: Riechert 

der Bestwert im BDP-Bereich. Darunter waren so bedeutungs¬ 
volle, bevölkerungswirksame Kennziffern wie 

- TWK 1.7.1 Arbeitsbereitschaft der Annahmestellen in Post¬ 
ämtern 

- TWK 1.7.3 Arbeitsbereitschaft der Verkaufsstellen des PZV 

- TWK 1.8 Arbeitsbereitschaft im Brief- und Zeitungszustell- 
dienst 

- TWK 2.3 Qualitätsgerechte Bearbeitung der Telegramme 
vom Eingang bis zur Aushändigung. 

Diese vier Kennziffern wurden auch im I. Quartal 1987 insge¬ 
samt mit 100 Prozent erfüllt, was z. B. bei der Telegrammbear¬ 
beitung im IV. Quartal 1986 noch nicht der Fall war. 

Im Vergleich zu 1986 wurden im I. Quartal 1987 ein wesentlicher 
Durchbruch erreicht: 



1/86 

11/86 

111/86 

IV/86 

1/87 

vorgegebene TWK 

18 

18 

18 

18 

21 

Erfüllte TWK 
davon 

13 

15 

14 

14 

19 

ausgezeichnete 
Qualität absolut 

11 

13 

13 

13 

19 

in Prozent 

61,1 

72,2 

72,2 

72,2 

90,5 


Unter der qualitätsgerechten Erfüllung der Kennziffern verste¬ 
hen wir aber auch eine niveauvolle, höfliche und fachgerechte 
Bedienung unserer Postkunden und eine vorbildliche Ordnung, 
Sauberkeit und Disziplinf; dabei ist das Tragen der Dienstuni¬ 
form selbstverständlich. 

Im Rahmen der Erprobung ohne materielle Wirkung der „Kom¬ 
plexkennziffer des Leistungs- und Versorgungsniveaus“ konnte 
das HPA Berlin 17 im I. Quaiial 1987 einen Wert von 105,6 Pro¬ 
zent erreichen. Als Anleitung bei der Erprobung diente u. a. der 
Artikel über die Einführung der Komplexkennziffer in dDP, Heft 
2/1987, S. 68/69. 


Postamt 18 — Jugendobjekt im Bereich des HPA Berlin 17 
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Die genannten guten Ergebnisse sind aber kein Grund zur 
Selbstzufriedenheit. Das HPA 17 ist nämlich das einzige Amt im 
Bezirk, das seine Zielstellung bei der Werbung von Teilnehmern 
am Abbuchungsverfahren im I. Quartal 1987 nicht erreicht hat. 
Hier müssen wir die Erfahrungen unserer Kollegen vom HPA 58 
noch konsequenter auf unsere Bedingungen übertragen und 
anwenden. 

Zur Verbesserung der technologischen Arbeitsabläufe in ausge¬ 
wählten Dienstzweigen arbeiten wir seit Jahresbeginn mit Qua¬ 
litätszirkeln. Erfahrene Mitarbeiter analysieren und beraten im 

- Bereich der Eingangspostverteilung Möglichkeiten zur Ver¬ 
kürzung der Laufzeiten und zur Vermeidung von Fehlsortie¬ 
rungen von Postsendungen 

- Bereich des Zustelldienstes Maßnahmen zur Stabilisierung 
und Qualitätserhöhung der Telegramm- und Eilzustellung. 

Aus der Arbeit dieser Qualitätszirkel ergeben sich Aufgaben¬ 
stellungen für die Neuererbewegung. Im Prozeß der Arbeit der 
Qualitätszirkel, aber auch besonders im Planungs- und Realisie¬ 
rungsprozeß, bilden WAQ-Maßnahmen und solche zur Verbes¬ 
serung der Arbeite- und Lebensbedingungen eine Schwer¬ 


punktaufgabe. Dies gilt sowohl aus der Sicht einer stärkeren 
Motivierung der Mitarbeiter als auch einer attraktiveren Gestal¬ 
tung der postalischen Einrichtungen unseres HPA-Bereiches für 
unsere Postkunden. 

Die verpflichtende Aufgabe als beispielgebendes Amt im BDP- 
Bereich bedingt aktuelles Informiertsein und ein sofortiges Rea¬ 
gieren auf neue Erkenntnisse und solche Informationen, die be¬ 
völkerungswirksame Betriebsprozesse betreffen. So haben wir 
am 29. April 1987 in einer Vertrauensleutevollversammlung, we¬ 
nige Tage nach dem 11. FDGB-Kongreß, unseren Ergänzungs¬ 
beschluß zur Weiterführung des sozialistischen Wettbewerbs 
im Jahre 1987 bestätigt. Dieser Beschluß enthält neue Zielstel¬ 
lungen zur fehlerfreien Arbeit und zu den Qualitätszirkeln, zu 
den Jugendobjekten, zu den Bestwerten, zur Verbesserung der 
Arbeits- und Lebensbedingungen und zu den Leistungsverglei¬ 
chen. Mit den weiteren Zielstellungen wollen wir noch besser 
im Sinne der Beschlüsse des XI. Parteitages der SED und des 
11. FDGB-Kongresses den gesellschaftlichen Erfordernissen ei¬ 
ner qualitäts- und hauptstadtgerechten postalischen Versor¬ 
gung nachkommen. 


Wettbewerbsinitiativen im Funkamt Oranienburg - 
Beispielamt des Funkwesens 


Von Oberinspektor EDITH WOLSKI, Funkamt Oranienburg 


Im Jahr des XI. Parteitages der SED haben die Mitarbeiter des 
Funkamtes Oranienburg hervorragende Leistungen im soziali¬ 
stischen Wettbewerb vollbracht. Anläßlich der Auszeichnung 
mit einem Ehrenbanner des Zentralkomitees zu Ehren des 
XI. Parteitages übernahmen die Mitarbeiter die Verpflichtung, 
als Initiativamt für das Funkwesen zu wirken und stellten sich 
im sozialistischen Wettbewerb das Ziel, die ihnen übertragenen 
Planaufgaben in hoher Qualität zu erfüllen und zielgerichtet zu 
überbieten. In Übereinstimmung zwisqhen dem Leiter des Am¬ 
tes und der Betriebsgewerkschaftsleitung wurden allen Kollek¬ 
tiven entsprechend der Planauflage Führungsgrößen vorgege¬ 
ben. Daraufhin übernahmen die Kollektiv^ konkrete Verpflich¬ 
tungen zur Führung des sozialistischen Wettbewerbs. Diese 
Wettbewerbsprogramme unserer Kollektive bildeten die Grund¬ 
lage für den gemeinsamen Wettbewerbsbeschluß des Amtes. 
Mit dieser Methode haben wir bisher gute Erfahrungen ge¬ 
macht. Dadurch werden die Verpflichtungen des Wettbewerbs¬ 


beschlusses unse/es Amtes von allen Kollektiven von Anfang 
an mitgetragen. 

Zu gesellschaftlichen Höhepunkten bzw. zu bestimmten Anläs¬ 
sen gaben die Leitung des Amtes und die gesellschaftlichen 
Kräfte mit offenen Briefen und Aufrufen Anregungen zur Fort¬ 
schreibung des Wettbewerbsbeschlusses an alle Kollektive. So 
schuf z. B. ein offener Brief an alle Leiter, Vertrauensleute, Par¬ 
teisekretäre und FDJ-Sekretäre der Kollektive als gemeinsame 
Orientierung des Leiters des Amtes, der BPO, der BGL und des 
FDJ-Aktivs des Funkamtes die Voraussetzung zur Führung des 
sozialistischen Wettbewerbs nach dem XL.Parteitag der SED. 
Das führte dazu, daß im April 1986 ein Wettbewerbsprogramm 
beschlossen wurde, das das Erreichen der Qualitätsstufe 1 in al¬ 
len Quartalen und bis zum Jahresende eine Einsparung von drei 
Tagessätzen beeinflußbare Selbstkosten enthält. Der Hör- und 
Fernsehrundfunk wurde insgesamt und im besonderen zu den 
politischen Höhepunkten des Jahres in hoher Qualität abge- 



Kollege Frank Bochow vom Bundes¬ 
vorstand des FDGB überreicht das 
Ehrenbanner des Zentralkomitees 
der SED an den Leiter des Funkamtes 
Hauptrat Günter Wenzel. 

Foto: Lenke 
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strahlt. Die Zielstellung, die Qualitätsstufe 1 zu erreichen, 
wurde in allen Quartalen des Jahres erfüllt. Hier zeigt sich, daß 
die Durchsetzung der fehlerfreien Arbeit in jedem Kollektiv und 
an jedem Arbeitsplatz sehr wichtig ist. Durch die fleißige Arbeit 
aller Kollegen wurde die Verpflichtung zur Einsparung beein¬ 
flußbarer Selbstkosten weit überboten. 

Bewährt hat sich die Durchführung des „Monats der ausge¬ 
zeichneten Qualität" vor gesellschaftlichen Höhepunkten. Diese 
Methode wird vor allem genutzt, um Bestwerte in der Qualität 
zu verallgemeinern und stabile neue Leistungsbedingungen zu 
erreichen. Auch in diesem Jahr wurden und werden in Vorbe¬ 
reitung der Übertragungen des Hör- und Fernsehrundfunks zum 
11. FDGB-Kongreß und zum 70. Jahrestag der Großen Soziali¬ 
stischen Oktoberrevolution zwei „Monate der ausgezeichneten 
Qualität" durchgeführt. Die Mitarbeiter des Funkamtes Ora¬ 
nienburg übernahmen in'Gemeinschaftsarbeit mit anderen Be¬ 
trieben der Deutschen Post im Planjahr 1986 die Aufgabe, eine 
neue Richtfunkstrecke aufzubauen. Zur Vorbereitung und Inbe¬ 
triebnahme dieser Technik wurden Mitarbeiter der Wartungs¬ 
stelle Birkholzaue und der Erdefunkstelle Intersputnik abgeord¬ 
net. Die DSt Baureparaturen wurde ebenfalls für diese Aufga¬ 
ben eingesetzt. Das Vorhaben wurde in guter Qualität termin¬ 
gemäß realisiert. 

Hervorzuheben sind auch die Initiativen der Kollegen der Funk¬ 
stelle Helpterberg bei der termingerechten Realisierung der 
Maßnahmen zur Frequenzerweiterung bis 104 MHz. Das Kollek¬ 
tiv dieser Funkstelle hat durch eine intensive Neuerertätigkeit 
im Rahmen dieser Maßnahme zur weiteren Verbesserung der 
Hörrundfunkversorgung der DDR im UKW-Bereich einen be¬ 
deutenden Beitrag geleistet. Dadurch konnten erhebliche finan¬ 
zielle und materielle Mittel eingespart werden. Ober den 
Dienstunterricht wurden die Mitarbeiter des funktechnischen 
Dienstes rechtzeitig und gründlich auf die mit Aufnahme des 
Betriebes der neuen Sender für das 5. UKW-Programm vorbe¬ 
reitet. Beispielgebend für das gesamte Funkwesen der DDR 
sind die Schrittmacherleistungen des Kollektivs SL 2 bei der 
Einführung und Anwendung der Rechentechnik im Funkbetrieb. 
Hier hat sich besonders die aktive und schöpferische Einbezie¬ 
hung Jugendlicher bei der praxiswirksamen und zukunftsträch¬ 
tigen Anwendung von Schlüsseltechnologien bewährt. Die Ju¬ 
gendlichen haben das Kommandopult der Funkstelle ein¬ 
schließlich des Einsatzes eines Prozeßsteuergerätes und der 
Modernisierung des Senderverstimmungsschutzes durch einen 
Einplatinenrechner RSV 1 in hoher Qualität rekonstruiert. Wei¬ 
tere Aktivitäten unserer Jugendlichen im Rahmen der MMM 
waren 

- Herstellen eines Vakuumprüfgerätes für Klystrons 



Die Neuerer bei der Funktionskontrolle des Exponates ..Digitales Milliohmme- 
ter". 


- Bau eines digitalen Milliohmmeters zur schnelleren Erken¬ 
nung von Störungen und deren Beseitigung 

- Bau eines modifizierten Bedienfeldes für Trägerfrequenz- 
Blöcke bei der Erdefunkstelle Intersputnik. 

Der Einplatinenrechner „Rechnergesteuerter Senderverstim¬ 
mungsschutz 1" und das „digitale Milliohmmeter" wurden als 
MMM-Exponate auf der ZMMM 1986 in Leipzig ausgestellt und 
mit Urkunden und Medaillen ausgezeichnet. 

Das tägliche Rapportsystem und die kontinuierliche Arbeit mit 
den Antihavariekonzeptionen führten dazu, daß das Prinzip der 
fehlerfreien Arbeit im gesamten Amt zu einem wesentlichen 
Wettbewerbsfaktor jedes Kollektivs und Mitarbeiters wurde. 
Auftretende Störungen und Ausfälle werden gründlich analy¬ 
siert und ausgewertet. 

Die technischen und technologischen Prozesse wurden durch 
zielgerichtete Leistungsvergleiche zwii^chen den Kollektiven 
stabilisiert und die vorhandenen Niveauunterschiede ausgegli¬ 
chen. Das Verantwortungsbewußtsein eines jeden Mitarbeiters 
an seinem Arbeitsplatz wurde weiter gefestigt. Ein weiterer 
Schwerpunkt der Leistungsvergleiche war die Arbeit mit Röh¬ 
renverbrauchsnormen, die zur Einsparung von Röhrenkosten 
führten. 

Großes Augenmerk legen wir auf die Verbesserung der Arbeits¬ 
und Lebensbedingungen. So wurde z. B. durch die Einrichtung 
einer Kantinen-Küche in der Funkbetriebsstelle Zehlendorf die 
Schichtversorgung, speziell für die Spät- und Nachtschicht, we¬ 
sentlich verbessert. Außerdem wurde unmittelbar in Arbeits- 


Von Jugendlichen entwickeltes und 
erprobtes MMM-Exponst „Rechner¬ 
gesteuerter Sendeverstimmungs¬ 
schutz 1' 

Des Kollektiv der Erdefunkstelle In¬ 
tersputnik (Seite 158) 
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platznähe des Schichtpersonals eine Schicht-Kaffeeküche ein¬ 
gerichtet. Weitere Verbesserungen gab es hier durch Umbau¬ 
maßnahmen; es entstanden eine Wasch- und Duscheinrichtung 
sowie ein Umkleide- und Aufenthaltsraum für Frauen und ein 
kombinierter Speise- und Schulungsraum. Auch in der Funk¬ 
stelle Helpterberg konnten durch den Bau und die Einrichtung 
eines Pausenraumes für das Schichtpersonal die Arbeite- und 
Lebensbedingungen weiter verbessert werden. Bei der Abrech¬ 
nung der Wettbewerbsprogramme verteidigten 11 von 13 Kol¬ 
lektiven den Titel „Kollektiv der sozialistischen Arbeit". Als Er¬ 
gebnis für hervorragende Leistungen im sozialistischen Wett¬ 
bewerb wurde das Kollektiv der Erdefunkstelle Intersputnik als 
bestes Kollektiv des Amtes am 1. Mai 1987 ausgezeichnet. Stell¬ 
vertretend für viele Kollektive unseres Amtes hier die Spitzen¬ 
leistungen der Erdefunkstelle: 

Bei der Verteidigung des Wettbewerbsprogramms 1986 wurde 
eingeschätzt, daß alle übernommenen Verpflichtungen des Kol¬ 
lektivs der Erdefunkstelle erfüllt wurden. Auch die Zusatzver¬ 
pflichtungen zu Ehren des XI. Parteitages und des Weltfrie¬ 
denstages wurden eingelöst. So konnten z. B. die vorgesehene 
Energieeinsparung und der Plan insgesamt überboten werden. 
Die Erweiterung der übertragungstechnischen Einrichtungen 
erforderte im Bereich Instandhaltung eine Erhöhung der Ar¬ 
beitsproduktivität um etwa 20 Prozent. Auf der 8. Betriebskon¬ 
ferenz des IFSS Intersputnik 1986 wurde vom Kollektiv Inter¬ 
sputnik ein optimierter Abschaltplan eingereicht. Dieser diente 
als Vorlage für den internationalen Beschluß zur Senkung der 
Abschaltzeiten ab 2. Halbjahr 1986 um 16 Prozent (4 Std./Jahr) 
als Ergebnis einer durchgeführten Initiativschicht. 

Die insgesamt guten Ergebnisse konnten wir erreichen, weil be¬ 
reits seit Jahren der sozialistische Wettbewerb unter Führung 
der Betrtiebsparteiorganisation und gemeinsam mit den staatli¬ 
chen Leitern und gewerkschaftlichen Leitungen in den Mittel¬ 
punkt unserer täglichen Arbek gestellt wurde. Alle Mitarbeiter 
werden zur bewußten aktiven Teilnahme mobilisiert. Gezielt or¬ 
ganisieren und nutzen wir die Leistungsvergleiche und Erfah¬ 
rungsaustausche, um weitere Reserven zur Qualitäts- und Lei¬ 
stungssteigerung zu erschließen und Bestleistungen zu Dauer¬ 
leistungen für die Übererfüllung des Planes 1987 zu machen. 


Postalische und fernmeldemäßige Versorgung der 
Urlauber - ein hoher Anspruch an die Mitarbeiter 
des Post- und Fernmeldeamtes Neustrelitz 

Von Rat Dipl.-Ing.-Ök. GÜNTHER GRUNDMANN, Saisonbeauftragter des PFA Neustrelitz 


Von Jahr zu Jahr steigt das Bedürfnis der Bürger der DDR, sich 
in der wald- und wasserreichen Umgebung der Mecklenburger 
Landschaft von den Strapazen der täglichen Arbeit zu erholen 
und die Arbeitskraft zu reproduzieren. Der Bereich des PFA 
Neustrelitz mit den drei LPÄ Neustrelitz, Waren und Röbel, mit 
der Müritz, dem größten Binnensee der DDR, dem Plauer See 
und dem Kleinseengebiet Neustrelitz/Feldberg bildet das 
größte Urlaubergebiet im Bezirk Neubrandenburg. Die drei LPÄ 
umschließen mit ihrem Territorium die Müritz, so daß scherz¬ 
haft vom PFA „Rund um die Müritz" gesprochen wird. Im Be¬ 
reich des PFA befinden sich 56 Campingplätze, 93 Betriebsfe¬ 
rienheime, 120 Kinderferienlager und 23 Bungalowsiedlungen, 
wo sich jährlich etwa 330 000 Urlauber erholen. Dazu kommen 
noch eine ständig wachsende Anzahl von Wasserwanderern 
und Zehntausende Naherholungssuchende. Die größten Cam¬ 
pingplätze sind die Zeltplätze C 99 Waren-Ecktannen an der Mü¬ 
ritz und C 75 Zislow am Plauer See mit einer Kapazität von täg¬ 
lich 2400 bzw. 1200 Unterkunftsplätzen. Weitere neun Zeltplätze 
weisen eine Kapazität von täglich 750 bis 1000 Plätzen aus. Die 
meisten Zeltplätze haben eine Belegungsgröße bis zu 480 Plät¬ 
zen. 40 Campingplätze befinden sich allein im Kreis Neustrelitz. 
Die Zersplitterung der Urlauber im PFA-Bereich auf eine Viel¬ 


zahl von Campingplätzen, die zeitliche Begrenzung auf etwa 
vier Monate im Jahr mit den Spitzenmonaten Juli/Äugust, die 
räumliche Entfernung der Plätze bis zur nächsten PSt bzw. dem 
PA stellen hohe Anforderungen an die Mitarbeiter des PFA bei 
der reibungslosen Abwicklung der Urlaubersaisoh, auch unter 
dem Aspekt, in der Vor- und Nachsaison ein volles Leistungsan¬ 
gebot zu sichern. 


Die Vorbereitung der Urlaubersaison 

Zur Vorbereitung und Durchführung der Urlaubersaison wird 
vom PFA jährlich ein Maßnahmeplan ausgearbeitet der u. a. 

— die materiellen und personellen Voraussetzungen 

— die erforderlichen Reparaturen und Renovierungsarbeiten 

— und die Öffnungszeiten 
enthält. 

Die Grundlage für den Maßnahmeplan bilden die Auswertung 
der Saison des Vorjahres und die dazu getroffenen Festlegun¬ 
gen, die Absprachen mit den örtlichen Organen und den Zweck¬ 
verbänden sowie die Hinweise des übergeordneten Organs. 
Unter Leitung der Abteilungen Umweltschutz, Wasserwirt- 
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Schaft und Erholungswesen der Räte der Kreise finden in der 
Regel mit den Vertretern der Räte der Städte und Gemeinden, 
den Zweckverbänden und den Versorgungseinrichtungen Bera¬ 
tungen über den Stand der Vorbereitung und über aufgetretene 
Probleme vor Beginn der Urlaubersaison statt. Bei der örtlichen 
Abnahme der Campingplätze mit allen Beteiligten wird festge¬ 
legt, bis wann noch bestehende Mängel zu beseitigen sind. 
Gleichzeitig wird abgestimmt, wie erforderliche Reparatur- und 
Renovierungsarbeiten für die kommenden Jahre im Komplex 
realisiert werden können, um die notwendigen Aufwendungen 
und Transportleistungen zu senken. 


Die postalische und fernrneldemäßige Absicherung 
der Urlaubersaison 

Die Postversorgung entspricht den vom MPF herausgegebenen 
„Grundsätzen für die Postversorgung auf den Campingplätzen" 
nach den Jeweils von den örtlichen Organen festgelegten Kate¬ 
gorien I bis III für die einzelnen Plätze. Im Bereich des PFA wur¬ 
den für die Versorgung 14 stationäre Saison-PÄ aus Fertigteilen 
der Baustoffversorgung (Typ GL bzw. BB) aufgebaut. Eine Er¬ 
weiterung ist vorerst nicht vorgesehen, da der Aufwand für die 
laufende Unterhaltung sehr hoch ist. Es wird immer mehr ange¬ 
strebt, die erforderlichen Räume für die Postversorgung in kom¬ 
plexen Versorgungseinrichtungen mit unterzubringen, wie es 
für das Jahr 1987 für den Zeltplatz C 100 in Waren-Kamerun er¬ 
folgte. Alle übrigen Campingplätze werden von benachbarten 
PÄ und PSt, oft unter beengten räumlichen Verhältnissen, ver¬ 
sorgt. Hier ist vorgesehen, jährlich zwei PSt je LPA nach der 
WAO-Typenlösung umzugestalten. Größere Probleme ergeben 
sich bei der räumlichen Erweiterung der PÄ in den Kleinstädten. 
Durch beharrliche Verhandlungen und Eigeninitiativen sind Ver¬ 
besserungen anzustreben. So konnte das PA im Luftkurort Feld¬ 
berg vorwiegend durch Eigenleistungen der Abteilung Postbau 
des PFA im Jahr 1986 im Werte von 70 TM der entsprechend 
WAO umgestaltet, modernisiert und mit einer Zentralheizung 
ausgestattet werden (Abb. 2). Umgebaut wurde bei vollem 
Dienstbetrieb, was von den Mitarbeitern viel Verständnis und 
eine hohe Einsatzbereitschaft erforderte. Zur besseren Versor¬ 
gung der Urlauber auf kleineren oder weiter entfernten Cam¬ 
pingplätzen wurden mit 30 Zeltplatzleitern bzw. Mitarbeitern in 
Verkaufskiosken des Handels für die Ausgabe von gewöhnli¬ 
chen Postsendungen und Presseerzeugnissen gegen eine Pau- 
schalvefgütung Verträge abgeschlossen. Diese Form hat sich 
bewährt und bedeutet eine wesentliche Erleichterung für die 
Urlauber. Alle 14 Saison-PÄ und -PSt sind mit Fernsprechan¬ 
schlüssen ausgerüstet. Auf größeren Campingplätzen wurden 
SWFD-Münzer installiert. Von den 56 Zeltplatzwarten sind auf 
Grund der notwendigen hohen materiellen und finanziellen Auf¬ 
wendungen nur 14 mit einem Fernsprechanschluß ausgerüstet, 
was nicht befriedigen kann. 

Die Arbeitskräftetage für die Abwicklung der Saison 

Auf Grund der Tatsache, daß die Saison sich maximal über ei¬ 
nen Zeitraum von vier Monaten erstreckt und die Camping- 



Abb. 2 Das innen und außen rekonstruierte PA Feldberg 

• Foto: WandeK 


plätze sich über das ganze Territorium verstreuen, bereitet die 
arbeitsmäßige Absicherung der Saison-PÄ mit ausgebildeten 
Kräften immer größere Schwierigkeiten. Die Vielzahl der vor¬ 
handenen Betriebsferienheime und Kinderferienobjekte er¬ 
schwert zusätzlich die Gewinnung von Kräften. 

Die Altersstruktur der Mitarbeiter in einzelnen Dienststellen 
und die sozial politischen Maßnahmen des XI. Parteitages der 
SED, die von den jungen Familien begrüßt wurden, stellen er¬ 
höhte Anforderungen bei der Abdeckung des Arbeitskräftebe¬ 
darfs. Diese Problematik gilt für alle Versorgungsträger. Die Lö¬ 
sung des Arbeitskräfteproblemes bedarf einer langfristigen Pla¬ 
nung und einer ständigen operativen Leitung. Hierbei orientie¬ 
ren wir auf folgende Maßnahmen: 

- Ausbildung von Kräften (vereinfachte Ausbildung) bei den 
LPÄ und PÄ, die für die Saison vorzusehen sind und in der 
übrigen Zeit in den Ämtern arbeiten 

- Verlängerung der Arbeitszeit bei den Teilkräften in den PSt, 
die zusätzlich Saisoneinrichtungen übernehmen oder dafür 
die ständigen Vertreter abstellen 

- Einsatz von Schülern und auch von Rentnern für Hilfstätig¬ 
keiten, wie Ausgabe von Postsendungen, Annahme von 
Kleingutsendungen und Verkauf von Presseerzeugnissen zur 
Entlastung von Fachkräften 

- weitere Rationalisierung von Arbeitsprozessen und Aufdek- 
kung von Reserven zur Freisetzung von Arbeitskräften. 


Leistungsangebot 

Entsprechend den „Grundsätzen für die Postversorgung auf 
Campingplätzen" ist das Leistungsangebot abzusichern. Von 
den Urlaubern werden folgende Leistungen besonders in An¬ 
spruch genommen: 

— Ausgabe und Annahme von Postsendungen 

— Sparkassendienst und Scheckverkehr 



Abb. 1 Entwick¬ 
lung Warenumsatz 
EV1986 Im PFA 
Neustrelitz 


Abb. 3 Entwick¬ 
lung der aufgelie¬ 
ferten Tele¬ 

gramme 1986 im 
PFA Neustrelitz 
(Das Diagramm 
dar eingehenden 
Telegramme weist 
eine ihniiche Ten¬ 
denz aus) 


T Stück 
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- Überlassung von PMV 

- Verkauf von Presseerzeugnissen, vorwiegend Tageszeitun¬ 
gen und Erzeugnisse der Warengruppe 9 

- Aufgabe von Telegrammen und Abwicklung von Ferngesprä¬ 
chen. 

Neu eingesetzte Mitarbeiter werden individuell ausgebildet und 
bekommen spezielle Arbeitsmappen zur Verfügung gestellt, die 
die wichtigsten Bestimmungen für den Arbeitsbereich beinhal¬ 
ten. Der Bedarf an PMV, obwohl durch\den höheren Motorisie¬ 
rungsgrad der Kleingutverkehr während der Urlaubersaison zu¬ 
rückgegangen, kann nicht immer voll abgedeckt werden. Auch 
das Informationsbedürfnis der Urlauber an Tageszeitungen ist 
größer geworden und konnte, bedingt durch die Auflagenbe¬ 
grenzung, nicht immer befriedigt werden. Das Angebot an Er¬ 


zeugnissen der Warengruppe 9 ist wesentlich günstiger und 
spiegelt sich im EV-Umsatz in den Sommermonaten wieder 
(Abb. 1). Die Uriaubersaison führt auch zu einer erheblichen 
Steigerung der ankommenden und abgehenden Telegramme, 
was erhöhte Anforderungen an die Mitarbeiter der ETSt zur Ein¬ 
haltung der TWK P 2.4, F 5 und F 6 stellt (Abb. 3). In den ETSt 
werden zusätzliche Aushilfskräfte (Oberschüler) für das Zuspre¬ 
chen von Telegrammen über Fernsprecher eingestellt, Stand¬ 
verbindungen zu den Pä und zusätzliche Hauptanschlüsse zur 
Entlastung der PSt eingerichtet. 

Den Mitarbeitern gebührt für die aktive und kundenfreundliche 
Arbeit während der Urlaubersaison unsere Anerkennung und 
unser Dank. Unser Ziel ist es, in den kommenden, Jahren den 
Versorgungsgrad zu halten und noch weiter auszubauen. 


Kostenkonzeptionen und Kostensicherungsprogramme - 
wichtige Führungsinstrumente zur Verbesserung 
der Kostenarbeit 


Von Oberrat Diplomstaatswissenschaftler RENATE SCHRÖTER, wiss. Mitarbeiter in der Hauptabteilung 
Planung und Ökonomie des MPF 


Im Mittelpunkt der neuen Etappe zur Verwirklichung der ökono¬ 
mischen Strategie der SED steht die kontinuierliche und dauer¬ 
hafte Erhöhung der Effektivität der gesellschaftlichen Produk¬ 
tion durch immer umfassendere Nutzung aller Faktoren der In¬ 
tensivierung. Dabei kommt dem Kampf um sinkende Kosten bei 
ständig wachsender Produktivität zunehmend größere Bedeu¬ 
tung zu. Das erfordert insbesondere eine wesentliche Verbes¬ 
serung der Kostenarbeit, wozu konkrete Kostenkonzeptionen 
entsprechend der „Verordnung über die weitere Vervollkomm¬ 
nung der wirtschaftlichen Rechnungsführung auf der Grund¬ 
lage des Planes" (GBl. I, Nr. 3, S. 85 vom 28.1.1982) entschei¬ 
dend beitragen. Als wichtige Führungsinstrumente zur Siche¬ 
rung der festgelegten Selbstkostensenkung und vor allem zur 
Senkung des Produktionsverbrauchs müssen sie konkrete Maß¬ 
nahmen für den Zeitraum eines Fünfjahrplanes enthalten, mit 
denen die Erfüllung der Planziele gewährleistet wird. Vorrang 
haben dabei insbesondere die Effekte, die in Durchführung wis¬ 
senschaftlich-technischer und technisch-organisatorischer 
Maßnahmen auftreten. 

Von diesem volkswirtschaftlichen Grundanliegen der Verord¬ 
nung ausgehend, werden auch bei allen Direktionen, dem Kom¬ 
binat Fernmeldebau und den Zentralen Ämtern der Deutschen 
Post Kostenkonzeptionen erarbeitet, die jedoch mit ihren kon¬ 
kreten Aussagen den Anforderungen noch nicht genügend ent¬ 
sprechen. Hauptursachen dafür sind vor allem 

• die in der überwiegenden Anzahl der planenden Einrichtun¬ 
gen nicht leistungsproportionale Kostenentwicklung, die sich 
aus dem vorrangigen Dienstleistungscharakter der Deutschen 
Post, aus dem koordinierten Zusammenwirken aller Einrichtun¬ 
gen im Nachrichtenverkehrsprozeß sowie den unterschiedli¬ 
chen Leistungs- und Gebührenanteilen daraus ergibt und eine 
Anwendung der volkswirtschaftlichen Berechnungsmethoden 
für die Selbstkostensenkung kaum ermöglicht; 

• die aus langfristigen Konzeptionen für die wissenschaftlich- 
technische Entwicklung des Post- und Fernmeldewesens nur 
bedingt für die einzelnen Einrichtungen ableitbaren längerfristi¬ 
gen Auswirkungen; 

• unterschiedliche Einflußfaktoren auf die Kostenentwicklung, 
die sich u. a. 

- aus dem Grundmittelbestand und seiner Veränderung 

- aus den Versorgungsanforderungen vorhandener und neu 
entstehender Wohngebiete sowie 

- aus Erfordernissen zur Gewährleistung einer hohen Versor¬ 
gungsqualität 

ergeben. 

In Auswertung der bisher gesammelten Erfahrungen hat des¬ 


halb das MPF zur sinnvollen und zielgerichteten weiteren Arbeit 
auf diesem Gebiet festgelegt, künftig bei den planenden Ein¬ 
richtungen Kostenkonzeptionen im vollen Sinne der vorgenann¬ 
ten Verordnung nur noch für das Kombinat Fernmeldebau ins¬ 
gesamt zu erarbeiten, und sich bei allen Direktionen, Zentralen 
Ämtern und Ämtern auf die Ausarbeitung qualifizierter Kosten¬ 
sicherungsprogramme zu beschränken. Für diese Kostensiche¬ 
rungsprogramme, deren Ziel die Einhaltung bzw. Unterschrei- 
tung der staatlichen Planauflage „Selbstkosten der realisierten 
finanzgeplanten Warenproduktion" sein muß, wurden die 
Grundlagen einer einheitlichen Rahmenrichtlinie von einer Ar¬ 
beitsgruppe unter Mitwirkung erfahrener Praktiker erarbeitet. 
Eine wesentliche Neuerung bildet dabei als Bestandteil der Ko¬ 
stensicherungsprogramme ein „Nachweis der Mehr- und Min¬ 
derkosten zum<Vorjahr", der bereits für 1988 erstmalig mit dem 
Planentwurf zum Volkswirtschaftsplan auszuarbeiten ist und 
gleichzeitig die Basis für die Beurteilung des Kostenansatzes in 
den Planverteidigungen bildet. Damit sind unabhängig von der 
nicht voll vergleichbaren Entwicklung der realisierten finanzge¬ 
planten Warenproduktion die leistungs- und qualitätsbedingten 
Kostenveränderungen nachzuweisen. 

Im Kostensicherungsprogramm ergibt sich dann nach der For¬ 
mel Ist-Selbstkosten Basisjahr plus/minus Kostenveränderung 
Planjahr minus staatliche Planauflage Planjahr die Zielstellung 
für den absolut einzusparenden Selbstkostenanteil. 

Den wichtigsten Teil der Kostensicherungsprogramme bilden 
jedoch die Maßnahmen zur Realisierung der Selbstköstenein- 
sparung, wobei mit der Erstaufstellung dieses Programmteiles 
am Jahresbeginn mindestens 75 bis 80 Prozent der Gesamtziel¬ 
setzung bereits mit Maßnahmen abgesichert sein und der Rest 
bei maximal zwei Fortschreibungen (Ende des I. bzw. Ende des 
li. Quartals) folgen sollte. In der Erstaufstellung bzw. Fort¬ 
schreibung ist der jeweils erreichte Anteil der Absicherung an 
der Gesamtzielstellung auszuweisen. Damit bildet das Kostensi¬ 
cherungsprogramm als Führungsinstrument des Leiters sowohl 
für die Kontrolle der Maßnahmenrealisierung als auch für die 
Festlegung noch erforderlicher weiterer Maßnahmen gleichzei¬ 
tig eine Grundlage für die Rentabilitätsberatungen und wird 
zum Bestandteil permanenter Kostenarbeit auf allen Ebenen im 
Bereich der Deutschen Post. 

Ausschlaggebend für die weitere Arbeit mit den vereinheitlich¬ 
ten Kostensicherungsprogrammen wird die volle Einbeziehung 
der Initiativen aller Mitarbeiter des jeweiligen Verantwortungs¬ 
bereiches in ihre Ausgestaltung und Realisierung sein, wobei 
das Ergebnis vorrangig aus den Plänen Wissenschaft und Tech¬ 
nik (TOM) resultieren sollte. 
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Ein neues Wahrzeichen im Bezirk Cottbus — 
der Fernsehturm Calau 


Von Rat Dipl.-Ing. HERMANN SCHEWE, Baustellenleiter 

Die Menschen des Bezirkes Cottbus haben ein ganz besonde¬ 
res Naturell. Härte und persönliche Einsatzbereitschaft, wenn 
es um ihre Aufgabe - Kohleförderung und Energieerzeugung — 
geht, zeichnen sie genau so aus wie die Liebe zu ihrer Heimat — 
dem Spreewald, in dem sie vielen Besuchern aus aller Welt auf¬ 
geschlossene und aufmerksame Gastgeber sind. 

Für diese Menschen im Rahmen der planmäßigen Rekonstruk¬ 
tion des Grundsendernetzes der Deutschen Post eine neue, mo¬ 
derne Funksendestelle aufzubauen war eine herausfordernde, 
aber immer auch befriedigende Aufgabe für alle, die in den 
Phasen der Vorbereitung und Realisierung an diesem kompli¬ 
zierten Investitionsvorhaben beteiligt waren. Aus den Ergebnis¬ 
sen und Forderungen des X. Parteitages der Sozialistischen Ein¬ 
heitspartei Deutschlands leiteten wir die Aufgabe ab, sowohl 
bau- als auch anlagentechnisch für diese Rekonstruktionsmaß¬ 
nahme eine optimale Lösung zu finden. Es galt, alle noch beste¬ 
henden Versorgungslücken durch ein ausgereiftes Anlagenkon¬ 
zept zu schließen, den notwendigen Umfang des technischen 
Personals der Funksendestelle zu optimieren und den bautech¬ 
nischen Aufwand so gering wie möglich zu halten. Mittelpunkt 
und Kernstück der neuen Funksendestelle ist der 185 m hohe, 
weithin sichtbare Fernsehturm. Seine Antennenanlagen ermög¬ 
lichen im gesamten Bezirk Cottbus und darüber hinaus sowohl 
den Empfang der UKW-Prograrpme unserer Republik in Stereo¬ 
qualität als auch den Empfang unserer beiden Fernsehpro¬ 
gramme in ausgezeichneter Farbwiedergabe. 

Eines Tages war es endlich so weit; die Grundsatzentscheidung 
des Ministeriums für Post- und Fernmeldewesen war getroffen, 
die umfangreiche und verantwortungsvolle Phase des Ringens 
um die beste Lösung bei der Bau- und Ausrüstungsprojektie¬ 
rung war überstanden, die erste Planierraupe senkte ihr Schie¬ 
beschild ih den Rasen ... Sie schob nicht nur den Mutterboden 
vom künftigen Baugelände weg - sie beendete auch unerbitt- 


Abb. 1 Die von der Schlitzwand umgebene Btugrube enthält bereits den Stehl- 
bewehrungskorb. Die Betonpumpe zum Einbringen des Fundsmentbetons 
steht bereit. 

Abb. 2 Der Femsehturm Celau in der Bauphase des SBK Megdeburg. Der Turm¬ 
schaft hat eine Höhe von 122 m erreicht; die letzten Betonierungserbeiten an 
der unteren Plattform stehen kurz vor dem Abschluß. Links daneben der bishe¬ 
rige Antennenträger 



lieh die in vielen Jahren gewachsene Ordnung im Tagesablauf 
einer Funksendestelle, die von diesem Tage an das unruhige 
Gepräge einer Großbaustelle erhielt. Die besondere Schwierig¬ 
keit für die bauausführenden Betriebe bestand in der räumli¬ 
chen Enge des Gesamtbauplatzes, vor allem aber in der beäng¬ 
stigenden Nähe der Turmbaustelle zu einem vorhandenen Be¬ 
triebsgebäude, in dem während der gesamten Bauzeit der Sen¬ 
debetrieb weitergehen mußte und dessen Standsicherheit 
durch die Baugründung des Turmes nicht gefährdet werden 
durfte. Die Lösung dieses schwierigen Problems war nur durch 
ein für den Ausführungsbetrieb neuartiges SchlitzwandgTün- 
dungsverfahren möglich. Dabei kam es für die Bauarbeiter des 
Bau- und Montagekombinates Kohle und Energie Cottbus dar¬ 
auf an, mit großer Genauigkeit 9 m lange spezialangefertigte, 
schwertartige Betonfertigteile kreisrund mit dem Durchmesser 
des Turmfundamentes von 24 m so in den Erdboden einzulas¬ 
sen, daß sie nach dem Ausbaggern des etwa 1500 m^ fassenden 
innenraumes dem enormen äußeren Erddruck standhalten und 
darüber hinaus dem außen anstehenden Schichtenwasser den 
Zutritt zum Innenraum versperren. Nachdem in der Schlitz¬ 
wandgrube 70 t Bewehrungsstahl zu einem riesigen Korb ver¬ 
flochten waren, mußte eine weitere Schwierigkeit bewältigt 
werden. Es galt, 900 m^ Beton ständig gJeichbleibender Qualität 
in einem ununterbrochenen „Guß" hohlraumfrei in die stahlbe¬ 
wehrte Baugrube einzubringen (Abb. 1); nur so konnte, ein 
Turmfundament entstehen, das dem Kräftespiel eines 185 m 
hohen Bauwerkes dauerhaft gewachsen war. Erleichterung und 
Stolz waren in den Gesichtern aller Beteiligten zu lesen, als die 
Staatliche Bauaufsicht ihnen das Gelingen dieses komplizierten 
Bauabschnittes bescheinigte. Enge Bautermine ließen wenig 
Zeit, das gelungene Werk lange zu bewundern. Wieder war es 
die Planierraupe, die einem Zeitabschnitt ein Ende setzte. Sie 
überdeckte das Fundament mit Erdreich und gab damit das 
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Abb. 3 Ein Hubschrauber dar Interflug- bei dar Lastenaufnahma 


Startzeichen für den Hochbau. Diesem nun folgenden Bauab¬ 
schnitt gab ein Wettlauf mit der Zeit das besondere Gepräge. 
Zwei in ihrem Leistungsprofil völlig verschiedene Baubetriebe 
waren die Teilnehmer: das Spezialbaukombinat Magdeburg, 
unter anderem prädestiniert für besondere Hochbauten wie 
Kraftwerkschornsteine und Fernsehtürme aus Stahlbeton, und 
der vergleichsweise kleine örtliche Baubetrieb VEB Bau (K) Ca- 
lau. Während der eine mit den Betonarbeiten für den 122 m ho¬ 
hen Stahlbetonschaft begann, war es das Ziel des anderen, die 
Rohbaufertigstellung des unmittelbar neben dem Turmbauwerk 
zu errichtenden Sendegebäüdes zu dem Zeitpunkt abzuschlie¬ 
ßen, zu dem der Turmschaft die Dachhöhe des Gebäudes, er¬ 
reicht haben würde. Dieses Ziel nicht zu erreichen, hätte zur 
Folge gehabt, die Bauleistungen am Sendegebäude einzustel¬ 
len, da ein „Übereinander" arbeiten aus arbeitsschutztechni- 


Abb. 4 Dar Hubtehraubar dar Intarflug balm Anflug zur Montagastalla. Dar seit¬ 
lich am Turmkopf montlarta Glttartrigar diant dam Pilotan als Orlantiarungs- 
hllfa bal dar zantlmatarganauan Platzierung der Last auf dar Montagastalla. 



sehen Gründen nicht zulässig ist und dem Turmbau Vorrang 
einzuräumen war. 

Durch den Einsatz aller betrieblichen Mittel und Möglichkeiten 
gelang es dem relativ kleinen Baubetrieb, seine Betonierungsar¬ 
beiten am Dach des Sendegebäudes in den Tagen abzuschlie¬ 
ßen, als der leistungsfähige Großbetrieb dicht neben ihm den 
Turmschaft in der Höhe des Sendegebäudes betonierte. Man 
muß wohl dabeigewesen sein, um das Gefühl zu kennen, dem 
versprochenen Inbetriebnahmetermin der Sendeanlagen wie¬ 
der einen Schritt nähergekommen zu sein. Trotzdem ging der 
Kampf um die Termintreue weiter. Das nun folgende Teilobjekt, 
die Fertigstellung aller Betonierungsabschnitte des Stahlbeton^ 
Schaftes (Abb. 2) war zeitlich bereits fixiert, denn ein anschlie¬ 
ßender Hubschraubereinsatz und eine renommierte Stahlbau¬ 
firma sind nur langfristig zu planen. Die Bauleistungen am 
Stahlbetonschaft sind ermüdende Routine und harte „Knochen¬ 
arbeit" zugleich. Sie müssen von nur wenigen Arbeitskräften 
bewältigt werden, denn auf der vergleichsweise winzigen Ar¬ 
beitsstelle ist nur wenig Platz. Unmengen von widerspenstigen 
Bewehrungsstählen sind in die jeweilige Arbeitshöhe zu ziehen 
und dort projektgerecht und zentimetergenau zu fixieren, eine 
Vielzahl von Einlegeteilen, an denen später alle Ein- und Anbau¬ 
ten befestigt werden müssen, sind mit der Bewehrung haarge¬ 
nau an der vorgesehenen Stelle zu verschweißen. Danach ist 
die innere und äußere Schalung für jeden Betonierungsab¬ 
schnitt absolut maßhaltig zu montieren, denn Abweichungen 
von der Lotrechten sind nur in winzigen Toleranzen zulässig. 
Dann endlich kann der Beton in den Schalungsabschnitt einge¬ 
bracht werden, und auch hier ist größte Sorgfalt oberstes Ge¬ 
bot. Hohlräume oder unzulässige Abweichungen von der gefor¬ 
derten Betonqualität wären - würden sie nur einmal verkom¬ 
men, das „Aus" für die Terminkette; denn ein schlechter Beto¬ 
nierungsabschnitt müßte unwiderruflich in zeitraubender Hand¬ 
arbeit abgestemmt und erneuert werden, da er die Standsicher¬ 
heit und die Lebensdauer des Gesamtbauwerkes in Frage stel¬ 
len würde. Weiß man, daß ein Schalungsabschnitt „nur" 2,5 m 
hoch ist, der Turmschaft aber 122 m lang werden muß, dann 
läßt sich ermessen, wie konstant und zuverlässig ein Kollektiv 
von nur wenigen Arbeitskräften sein muß, um am Ende eine 
fehlerfreie Arbeit abzuliefern. 

Die besondere Schwierigkeit dieses Bauabschnittes bestand in 
der Notwendigkeit, die Arbeiten während der Winterperiode 
nicht zu unterbrechen. Beschreiben ließen sich die betrieblich 
getroffenen Sondermaßnahmen zur Qualitätssicherung wie 
z. B. Beheizung der gesamten äußeren Schalung, Antransport 
von Warmbeton, Herstellung einer Einrichtung zum schnellen 
Einbringen des Betons und vieles andere. Nicht beschreiben 
lassen sich die Härten, die durch eisigen Wind, Schnee und 
Frost zusätzlich für die Bauarbeiter entstanden. Sie hatten den 
Kampf mit sich und den Unbilden der Witterung täglich zu ge¬ 
winnen — und sie haben ihn gewonneni Im Bautagebuch heißt 
es dazu: „Mit der termin- und qualitätsgerechten Fertigstellung 
des Stahlbetonschaftes hat das Spezialbaukombinat Magde¬ 
burg die Voraussetzung für die Vorbereitung der weiteren 
Stahlbaumontage des Antennenträgers durch den VEB Sächsi¬ 
scher Brücken- und Stahlhochbau Dresden geschaffen". 

Der Calauer Fernsehturm besteht, wie die Türme verschiedener 
anderer Funksendestellen in der DDR auch, aus vier unter¬ 
schiedlich langen Sektionen. War zu diesem Zeitpunkt die erste 
Sektion fertiggestellt, so mußte nun die Montage der zweiten 
Sektion, einer etwa 40 m langen Stahlröhre als Träger der 
UKW-Antenne auf der Spitze des 122 m hohen Stahlbeton¬ 
schaftes erfolgen. Die dritte würde dann ein etwa 20 m langer 
Kunststoffzylinder sein, in dessen Innern die Fernsehsendean¬ 
tenne witterungsgeschützt montiert ist. Ganz oben schließlich 
als vierte Sektion, in 185 m Höhe vom Kunststoffzylinder aus 
glasfaserverstärktem Laminat gehalten, befindet sich im Innern 
einer kurzen Stahlröhre ein 1,5 t schweres gedämpftes Tilger¬ 
pendel, das das elastische Turmbauwerk daran hindert, bei 
stürmischer Witterung in gefährliche Schwingungen zu gera¬ 
ten. Aber wer dachte jetzt schon an das Pendel?! 

Vor den Stahlbauern stand das gewaltige Stück Arbeit, 15 zylin¬ 
derförmige Stahlrohrteile - teilweise fast fünf t schwer - in 
schwindelnder Höhe untrennbar miteinander zu verschweißen. 
Voraussetzung dafür war die Montage eines Kletterkranes auf 
der Spitze des Stahlbetonschaftes. Es begann mit einem 
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Schauspiel für die Calauer. Mi^ gewaltigem Motorenlärm 
senkte sich eines frühen Morgens ein Lastenhubschrauber der 
Interflug unmittelbar neben der Turmbaustelle auf die Erde. Ge¬ 
meinsam mit den Stahlbauern sollte mit seiner Hilfe in sechs 
Einzelflügen eine Montagebühne auf den Turmkopf aufgeflo¬ 
gen und dort fest verankert werden. Die Einzellasten waren bis 
zu 1,5 t schwer und mußten oben zentimetergenau abgesetzt 
werden - eine Aufgabe, die äußerste Konzentration und großes 
fliegerisches Können von der Besatzung verlangt (Abb. 3 und 
4). 

Während der Hubschrauber mit seiner Last über der Montage¬ 
stelle schwebt, erzeugen seine Rotorblätter einen orkanartigen 
Abwind, in dem die Stahlbaumonteure in schwindelnder Höhe 
die schweren Teilstücke der Montagebühne schnell und ge¬ 
schickt zu einer Einheit zusammenfügen müssen, ohne einen 
Moment zu vergessen, sich selbst so zu sichern, daß der Sturm 
sie nicht vom Turm blasen kann. Sechsmal das gleiche Ritual, 
die gleiche Präzision, der Motorenlärm, der Sturm - dann war 
es geschafft, ohne jeden Zwischenfall. Die Befestigungsbühne 
für den Kletterkran war oben, der nächste schwierige Schritt - 
die Montage des Kletterkranes - konnte beginnen. 

Er war ein notwendiges Übel, dieser Kletterkran, denn ohne ihn 
würde jetzt nichts mehr gehen (Abb. 5). Von gewaltigen Anker¬ 
schrauben gehalten, reckte er sich nach vier Wochen harter 
Montagearbeit mit einer Länge von fast 25 m, als wollte er 
selbst die Fortsetzung des Turmbauwerkes sein, endlich in den 
Himmel. Mit seiner Hilfe konnte nun das erste Stahlrohrteil vom 
Hauptwindenführer in die Höhe gezogen und auf das Turmzen¬ 
trum abgesetzt werden. Hier war es mit besonderer Sorgfalt 
auszunivellieren und dann mit 40 riesigen Gewindebolzen, die 
insgesamt eine Masse von etwa fünf t haben, fest mit dem 
Turmkopf zu verschrauben. Diese Schraubverbindung wird im 
.Leben" des Turmes nie wieder gelöst werden, sie muß für 
viele Jahrzehnte der Hitze des Sommers und der Kälte des Win¬ 
ters genau so trotzen wie den stärksten denkbaren Herbststür¬ 
men, ohne dabei zuzulassen, daß sich die Trennfuge zwischen 
dem Stahlbetonteil und dem Stahlteil des Turmes auch nur um 
Frauenhaarbreite öffnet; denn eindringendes Wasser und der 
Sauerstoff der Luft würden als Zahn der Zeit im Verborgenen 
an den Bolzen nagen, und die Katastrophe wäre vorprogram¬ 
miert. Nachdem dieses verantwortungsvolle Stück Arbeit fer¬ 
tiggestellt und den Stahlbauern Qualitätsarbeit bescheinigt 
worden war, folgte eine Phase zeitraubender Routinearbeit mit 
ständig wiederkehrenden Arbeitsschritten - die Montage der 
zweiten Sektion. 

Ist mit Hilfe des Kletterkranes ein etwa 2,5 m langes Teilstück 
hochgezogen und auf das vorangegangene abgesetzt, ist es zu¬ 
nächst sehr genau lotrecht einzumessen und in dieser Lage zu 
fixPeren, denn der Turm muß unbedingt gerade in die Höhe 
wachsen. Nun beginnt die schwierige Arbeit des Aneinander¬ 
schweißens dieser beiden Teile. Über den gesamten Umfang 
gemessen, hat die Schweißnaht eine durchschnittliche Länge 
von ungefähr 8 m. Ihnenherum und außenherum geschweißt er¬ 
gibt das die Gesamtlänge von etwa 16 m Schweißnaht, in der 
nicht ein einziger Fehler in Form einer Luftblase enthalten sein 
darf. Dieser Fehler würde bei der anschließenden Ultraschall¬ 
prüfung unweigerlich gefunden, müßte herausgeschliffen und 
nachgeschweißt werden. Weiß man, daß alle Schweißnähte 
dieser Sektion aneinandergereiht eine Strecke von über 240 m 
ergeben, und weiß man, daß bei den Schweißnahtprüfungen 
nicht ein einziger Fehler festgestellt wurde, dann läßt sich er¬ 
messen, mit wieviel handwerklichem Geschick und welcher 
Konstanz die beiden Spezialisten ausgestattet waren, die diese 
Mammutarbeit in schwindelnder Höhe und bei jedem Wetter zu 
bewältigen hatten. Ist die Schweißnaht anschließend dauerhaft 
konserviert, folgt der Kletterschritt; das heißt, der Kletterkran 
wird bis zu dem eben angeschweißten Turmteil hochgezogen 
und mit ihm fest verschraubt - eine Arbeit, bei der den Stahl¬ 
bauern höchste Aufmerksamkeit abverlangt wurde. Denn es 
durfte ihnen nichts aus der Hand fallen. Wenngleich den abge¬ 
steckten Sicherheitsbereich um den Turm herum während der 
Stahlbaumontage niemand betreten durfte, bestand doch die 
Gefahr von Beschädigungen an den allzu nahen Betriebsgebäu¬ 
den durch eventuell herabfallende Werkzeuge, die wegen der 
großen Höhe zu „Bomben" werden. Das heikle Problem dieses 
Bauabschnittes bestand in der Schwierigkeit der Zeitplanung 


Abb. 5 Dor Kletterkran in seiner höchsten Stallung. Alle Vorbereitungen zum 
Ziehen dar beiden Kunststoffzylinderhälften und des Tilgerpendels sind getrof¬ 
fen. 


Abb. 6 Oie erste Hälfte des insgesamt 20 m langen Kunststoffzylinders (mit ein¬ 
gebauter Femsehsendeantenne) wird mit dem Lasthaken des Kletterkrans, ver¬ 
bunden. 
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Abb. 7 Auf dam W«g nach oben passiert das erste Teilstück des Kunststoffzy¬ 
linders die Mpntagebühne am Turmkopf der Stahlbetonsektion. Im Hintergrund 
eine Teilansicht des Neubaugebietes der Kreisstadt Calau 


Abb. 8 Oer Kunststoffzylinder im Bereich des Kletterkrans, kurz vor seiner end¬ 
gültigen Montagestelle in 165 m Höhe 

Fotos: RFZ/Dummer 
Zückmantel (Abb. 1) 
Reimer (Abb. 5) 


für das Gesamtvorhaben, denn fast alle nachfolgenden Ge¬ 
werke waren vom Turmbau abhängig. In dieser Zeit erhielt der 
Spezialwetterbericht des Amtes für Meteorologie, der allmorg¬ 
endlich per Fernschreiber einlief, für die täglich abzustim¬ 
mende Arbeitsstrategie besondere Bedeutung. An den hohen 
Qualitätsforderungen, vor allem aber an den Forderungen des 
Gesundheits- und Arbeitsschutzes, die bei der Gefährlichkeit 
dieser Stahlbaumontage vorrangig sind, geht nichts vorbei. 
Starker Wind beim Heraufziehen der Stahlrohrteile, Regen und 
Frost beim Schweißen und Konservieren, das waren unsere 
Hauptfeinde in dieser Zeitetappe. 

Witterungsbedingte Ausfälle im Bau- und Montagegeschehen 
hatten inzwischen alle Zeitreserven des Gesamtvorhabens auf¬ 
gezehrt. Jede weitere Verzögerung im Realisierungsprozeß 
würde den geplanten Sendetermin gefährden. In dieser ange¬ 
spannten Montagephase waren es die Stahlbauer, die, um ihre 
mögliche Arbeitszeit optimal auslasten zu können, vorschlugen, 
das Frühstück und das Mittagessen nicht in der Kantine, son¬ 
dern oben an ihrem Arbeitsplatz einzunehmen. Mit besonderer 
Liebe hatten in diesen Tagen und Wochen die Mitarbeiterinnen 
der Arbeiterversorgung das Frühstück für die Stahlbauer zube¬ 
reitet, das dann, sorgsam verpackt, am Lasthaken des Kletter¬ 
kranes den Weg nach oben nahhi und ihnen so zeitraubende und' 
anstrengende Kletterpartien ersparte. Es war inzwischen Ende 
Oktober geworden, und immer noch standen die dritte Sektion, 
zwei Teilstücke eines 20 m langen Kunststoffzylinders mit ein¬ 
gebauter Fernsehsendeantenne (Abb. 6)^ und das Tilgerpendel 
— die vierte Sektion - auf der Erde. Der Zeitdruck war fast uner¬ 
träglich. Einerseits rückte der vorgesehene Inbetriebnahmeter¬ 
min für die Sendeanlagen unerbittlich näher, andererseits 
nahm die stürmische Wetterneigung zu. 

Die Fernsehsendeantenne, vor allem aber das Tilgerpendel 
mußten so schnell wie möglich „hoch", um das Turmbauwerk 
vor schädlichen Schwingungen (durch Sturmböen) zu schüt¬ 
zen. Zwei schöne Tage für die Montage der Kunststoffzylinder 
mußte dar Herbst noch für uns übrig haben - er hatte sie (Abb. 
7 und 8). Alles war längst vorbereitet, jeder kannte seine Auf¬ 
gabe - es durfte nichts „schiefgehen". Als am Ende des zwei¬ 
ten Tages in 185 m Höhe die letzten Schrauben zur Befestigung 
des Tilgerpendels angezogen wurden, war es bereits dunkel. 
Lassen Sie mich mit einiger Übertreibung sagen, daß es wohl 
mehr die strahlenden Augen als die Lampen waren, die an die¬ 
sem Abend den Turm beleuchteten - den Turm, der nun end¬ 
lich seine endgültige Höhe erreicht hatte und von nun an seine 
Rolle als neues V^ahrzeichen im Bezirk Cottbus übernehmen 
konnte. Waren bis zu diesem Tage Aufmerksamkeit und Priori¬ 
tät auf die Fertigstellung des Turmbauwerkes gerichtet, so er¬ 
hielt jetzt die bereits angelaufene Montage der technischen An¬ 
lagen vorrangige Bedeutung. Vier Monate blieben noch für die 
Fertigstellung und Inbetriebsetzung eines umfangreichen Anla¬ 
genkomplexes, dessen fehlerloses Zusammenspiel am Tage 
der Inbetriebnahme der neuen Funksendestelle erprobt sein 
mußte. Eine detaillierte Beschreibung dieser modernen Anla¬ 
gentechnik wäre ein umfangreiches Kapitel für sich und würde 
den Rahmen dieses Artikels sicher sprengen. Aber erst mit ih¬ 
rer Hilfe erfüllt die neue Funksendestelle Calau ihre Aufgabe, 
für die Bürger des Bezirkes Cottbus die Rundfunk- und Fernseh¬ 
programme unserer Republik in bester Ton- und Bildqualität 
auszustrahlen. Dieses Ziel galt es im ersten Quartal 1987 zu er¬ 
reichen. Es war ein Kampf an vielen Fronten; aber wie so oft 
beim Ringen um die Einhaltung der Zwischentermine konnte 
auch der Endtermin durch die Unbeirrbarkeit und durch den 
Fleiß aller, die an der Vorbereitung und Realisierung dieses In¬ 
vestitionsvorhabens beteiligt waren, erreicht werden. 

Zum dritten Mal ist es die Planierraupe, die ein untrügliches Zei¬ 
chen setzt, sie beseitigt die Spuren, die eine Großbaustelle hin- 
terlassen hat und leitet die neue Gegenwart für das Funksen¬ 
destellenkollektiv ein. Für die GAN-Bauleitung des Rundfunk- 
und Fernsehtechnischen Zentralamtes, die in Calau für einige 
Jahre eine zweite Heimat gefunden hatte, naht der Abschied. 
Er fällt schwer, dieser Abschied von Freunden, die sich bei ge¬ 
meinsamer engagierter Arbeit gefunden haben. Aber auch ein 
wenig Stolz mischt sich in den „Blick zurück" - Stolz darüber, 
für die Menschen des Bezirkes Cottbus an einöm weithin sicht¬ 
baren, Jahrzehnte überdauernden Projekt beteiligt gewesen zu 
sein - für die Menschen mit ihrem besonderen Naturell. 
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Neue Vergütungsregelungen 
für Bild-Ton<Vorträge 


(4/1967, Seite 165) 



KLEINE FACHGESPRÄCHE 


BGL-Mitglied: Wir sind augenblicklich dabei, für unsere Be¬ 
triebs- und Wohngebietsfestspiele den Veranstaftungsplan zu 
konzipieren^; Dabei ist eventuell auch vorgesehen, einen oder 
zwei Bild-Ton-Vorträge einzuplanen, weil besonders unsere Ve¬ 
teranen und die älteren Bürger im Wohngebiet dafür ansprech¬ 
bar sind. Mir sind aus dem Wohngebiet auch Themenvor¬ 
schläge gebracht und Adressen von Bürgern vermittelt worden, 
die solche Vorträge halten. Gibt es für derartige Vortragslei- 
stungen auch spezielle Vergütungsrichtlinien? 

Klubleiter: Bei einem Bild-Ton-Vortrag oder auch einem Licht¬ 
bildvortrag ohne zusätzliche Tontechnik würde es sich um eine 
kulturell-künstlerische Leistung im Sinne des § 197 Zivilgesetz¬ 
buch handeln. In diesem und den nachfolgenden Paragraphen 
werden Festlegungen über die Beziehungen zwischen Bürgern 
und Betrieben und zwischen Bürgern untereinander u. a. auch 
für kulturell-künstlerische Leistungen getroffen. Leider eind 
auch in diesem Bereich immer wieder Verstöße gegen den Be¬ 
schluß des Ministerrates vom 4. 11. 1970 zur Durchsetzung von 
Ordnung und Disziplin bei Leistungen festgestellt worden, für 
die Honorare und Gebühren zu zahlen sind. Aus diesem Grund 
hat der Minister für Kultur auch eine neue Richtlinie für die Zu¬ 
lassung von Bürgern erlassen, die nebenberuflich Bild-Ton-Vor- 
träge in öffentlichen Veranstaltungen übernehmen. 
BGL-Mitglied: Wären unsere Wohngebietsveranstaltungen als 
öffentliche Veranstaltungen anzusehen? 

Klubleiter: Aber gewiß; im Sinne dieser neuen Richtlinie des 


Ministers für Kultur, die am 1. April dieses Jahres in Kraft getre¬ 
ten ist, sind dies alle Veranstaltungen für andere Bürger, ausge¬ 
nommen der Personenkreis,, dem der Vortragende selbst ange¬ 
hört (wie Familien- oder Verwandtenkreis, Arbeitskollektiv oder 
Hausgemeinschaft). Die Neuregelungen gelten auch nicht für 
Veranstaltungen der URANIA oder des Kulturbundes der DDR. 
Für Bild-Ton-Vorträge an Bildungseinrichtungen bleibt es eben¬ 
falls bei den bisherigen gesetzlichen Regelungen. 
BGL-Mitglied: Mich interessiert im Augenblick auch nur die 
Vorbereitung unserer Betriebs- und Wohngebietsfestspiele. Ich 
bin dort in der Arbeitsgruppe Veranstaltungen ehrenamtlich 
eingesetzt und möchte gern wissen, was ich zu beachten habe, 
wenn ich einen Bürger für einen Lichtbildvortrag verpflichtete? 
Klubleiter: In diesem Fall dürfen derartige Vorträge nur dann 
gegen Entgelt dargeboten werden, wenivder Auftraggeber (der 
Vortragende) für seine Tätigkeit eine entsprechende Erlaubnis 
besitzt. Nun gibt es bereits einige wenige hauptberuflich tätige 
Bürger wie Gina Teuscher und Detlef Müller mit ihren Raum¬ 
bildvorträgen, die ohnehin eine Lizenz des Ministeriums für Kul¬ 
tur besitzen. Neu ist die Festlegung, daß auch alle Bürger eine 
solche Zulassung vorweisen müssen, die nebenberuflich Licht¬ 
bild- und Ton-Bild-Vorträge durchführen, wobei Journalisten 
diese Zulassung ohne einen besonderen Nachweis erhalten. 
BGL-Mitglied: Ist diese Zulassung auch mit der Festlegung ei¬ 
nes bestimmten Vergütungssatzes verbunden? 

Klubleiter: Ihre Vermutung ist richtig. In Anlehnung an Rege- 
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Leiter des Amtes: Der kürzlich in unserem Amt eingetretene 
Arbeitsunfall hat uns schmerzlich daran erinnert, daß wir noch 
nicht alles getan haben, um unsere Mitarbeiter vor Schaden zu 
bewahren. 

Sicherheitsinspektor: Die Kollegin ist auf einer defekten Stelle 
im Fußboden gestürzt und erlitt eine Fraktur des rechten Unter¬ 
schenkels. Auf die ungenügende Trittsicherheit hatte ich Sie 
aber bereits mehrfach aufmerksam gemacht und die Abstel¬ 
lung des Mangels gefordert. 

Leiter des Amtes: Durch die Ordnungsstrafe der Arbeits¬ 
schutzinspektion wurden mir meine Pflichtversäumnisse nach¬ 
drücklich bewußt. Hinzu kommt, daß die zuständigen leitenden 
Mitarbeiter ebenfalls nicht richtig gehandelt haben. Der Kolle¬ 
gin wurde bis zum Eintreffen der Dringlichen Medizinischen 
Hilfe nur unvollkommen Erste Hilfe zuteil. 
Sicherheitsinspektor: Ich habe in der Zwischenzeit nochmals 
die Durchsetzung der Arbeitsschutzanordnung 20/1 in unserem 
Amt überprüft. 

Abteilungsleiter: Wenn ich noch richtig informiert bin, handelt 
es sich um die «Erste Hilfe bei Unfällen und Erkrankungen von 
Werktätigen im Betrieb". 

Sicherheitsinspektor: Ja, und obwohl sie seit dem 4. August 
1969 in Kraft ist, hat sich diese Anordnung in dieser Zeit be¬ 
währt. Ergänzt wurde lediglich die Anlage über den Inhalt der 
Verbandskästen durch den Fachbereich standard TGL 20680. 
Leiter des Amtes: Die Leiterin der allgemeinen Verwaltung 
wurde neben einigen anderen Mitarbeitern als Gesundheitshel¬ 


fer eingesetzt. Wieviel werden eigentlich in unserem Amt benö¬ 
tigt? 

Sicherheitsinspektor: Wie es in der Anordnung so schön for¬ 
muliert ist, muß sich in allen Arbeitsstätten von Werktätigen 
mindestens ein Gesundheitshelfer für 25 Werktätige in jeder 
Schicht befinden oder jederzeit leicht erreichbar sein. Wir ha¬ 
ben eine solche Regelung getroffen, daß in jeder Etage - auf¬ 
geschlüsselt auf Dienststellen - Gesundheitshelfer eingesetzt 
sind, allerdings leider erst nach Eintritt des vorhin genannten 
Unfalles. Da als Gesundheitshelfer Werktätige benannt werden 
können, die mindestens die Grundausbildung des DRK in der 
DDR besitzen, konnten wir auf einen ausreichenden Personen¬ 
kreis zurückgreifen. Die weiterhin geforderte regelmäßige Wei¬ 
terbildung wurde abgesichert. 

Abteilungsleiter: Was hätte nach dem Unfalleintritt geschehen 
müssen? 

Sicherheitsinspektor: Die Kollegin hätte auf der Krankentrage 
gelagert werden müssen. Da sie ansprechbar war, entfiel die 
Maßnahme der stabilen Seitenlage. Die Trage war jedoch so 
verstellt, daß man sie nicht sofort fand. Dann versuchte man - 
ohne den zuständigen Gesundheitshelfer zu benachrichtigen - 
der Kollegin den Schuh am gebrochenen Unterschenkel auszu¬ 
ziehen. Richtig wäre gewesen, das Bein mit Hilfsmitteln zu 
schienen. Die Benachrichtigung der Dringlichen Medizinischen 
Hilfe verzögerte sich, da man fälschlicherweise erst den Notruf 
der VP betätigte. Allerdings halfen die Genossen sofort, indem 
sie den Anruf weiterleiteten. 

Leiter des Amtes: Eine wichtige Schlußfolgerung ergibt sich 
für mich aus der Verhaltensweise unserer Mitarbeiter. Auf 
Grund unserer niedrigen Unfallzahl in Amt ergab sich eine 
Kopflosigkeit. In den Arbeitsschutzbelehrungen müssen wir 
künftig solche Maßnahmen trainieren. An erster Stelle steht 
das Einprägen der Notruf-Nummern. Allerdings weiß ich aus ei¬ 
genem Erleben, wie schwer das umsichtige und richtige Han¬ 
deln in einer Notsituation ist. Ich denke zum Beispiel an Ver¬ 
kehrsunfälle, bei denen auch offene Wunden für den Ersthelfer 
einen nicht gerade schönen Anblick bieten. 
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lungen, die für Volkskünstler getroffen worden sind, nehmen 
die Bezirkskabinette für Kulturarbeit eine Einstufung vor. Zu¬ 
nächst sind jedoch Anträge auf Zulassung an den Rat des Bezir¬ 
kes zu richten, wobei der Nachweis der Vollbeschäftigung und 
die Zustimmung des Beschäftigungsbetriebes beizufügen sind. 
Die Einstufung wird natürlich die kulturell-künstlerische und die 
technische Qualität der Vorträge berücksichtigen. 
BGL-Mitglied: Sagt die neue Richtlinie auch schon konkret et¬ 
was über die Höhe der Vergütungssätze aus? Unsere Arbeits¬ 
gruppe „Finanzen" für die Betriebs- und Wohngebietsfestspiele 
wird mich sicher danach fragen. 

Klubleiter: In den Verfügungen und Mitteilungen des Ministe¬ 
riums für Kultur Nummer 1/1987 sind die Vergütungssätze be¬ 
reits genannt. Sie können zwischen 20,- M und 120,- M je Dop¬ 
pelstunde liegen, wobei nach vier Vergütungsgruppen unter¬ 
schieden wird. 

- I: Vorträge in guter Qualität bei Einsatz geringer Technik 
von 20,- bis 50,- M 

- II: Vorträge in guter Qualität bei Einsatz normaler Technik 
von 30,- bis 70,- M . 

- III: Vorträge in sehr guter Qualität mit wissenschaftlichem 
oder künstlerischem Niveau bei Einsatz besonderer Technik 
(mehrere Projektoren, weitere technische Mittel) oder mit 
besonderem Verfahren (wie 3-D-Vorträge) 

von 50,- bis 90,- M 

- IV: Vorträge in ausgezeichneter Qualität auf hohem wissen¬ 
schaftlichem oder künstlerischem Niveau und mit komple¬ 
xem Einsatz besonderer Technik und besonderer Verfahren 
sowie künstlerisch-schöpferischen Aussagen 

von 80,- bis 120,- M 

BGL-Mitglied: Werden mit diesen Vergütungssätzen alle Auf¬ 
wendungen abgegolten sein oder bestehen dem Vortragenden 
gegenüber noch weitere finanzielle Verpflichtungen? 

Klubleiter: Wir haben die Erfahrung gemacht, daß man in ein¬ 
zelnen Fällen noch Abnutzungsgebühren für die eingesetzte 
Technik und das Bildmaterial haben wollte. Solche Forderun¬ 


Abteilungsleiter: Was ist denn nach Eintritt eines Unfalles als 
erstes zu tun? 

Sicherheitsinspektor: Die Unfallstelle ist zu sichern und der 
Verletzte aus dem Gefahrenbereich zu bergen. Insbesondere 
bei Verkehrsunfällen ist die Absicherung der Unfallstelle we¬ 
sentlich, da weitere Fahrzeuge in dem Moment verwickelt sein 
können, wo Sie mit der Bergung des Verletzten beschäftigt 
sind. Aber auch in unserem Amt hätten wir die Stelle, an der 
die Kollegin verletzt wurde, sofort sichern müssen. Die weite¬ 
ren Maßnahmen richten sich danach, in welchem Zustand sich 
der Verletzte befindet. 

Abteilungsleiter: Wenn ein Kollege nun überhaupt kein Le¬ 
benszeichen mehr von sich gibt — was dann? 
Sicherheitsinspektor: Sollte er nicht mehr atmen, dann wird 
die Mund-Mund- oder abhängig von der Verletzung die Mund- 

Dies» Unordnung fordert geradezu Unfälle heraus. Foto; Autor 



gen sind jedoch zurückzuweisen. Der Vortragende hat lediglich 
noch Anspruch auf die unmittelbar anfallenden Reisekosten. 
Diese sind nach den Festlegungen der Reisekostenverordnung 
nachprüfbar schriftlich abzurechnen und zu belegen. 
BGL-Mitglied: Werden die gemäß Einstufung festgelegten Ver¬ 
gütungssätze voll ausgezahlt oder müssen hier auch steuerli¬ 
che Gesetzesregelungen beachtet werden? 

Klubleiter: Diese Vergütungen unterliegen der Besteuerung 
nach § 5 der Verordnung über die Besteuerung des Arbeitsein¬ 
kommens. Der Steuerabzug beträgt 20 Prozent der Vergütun¬ 
gen; er ist vom Veranstalter, für die anstehenden Betriebs- und 
Wohngebietsfestspiele vom Trägerbetrieb, abzuführen. 
BGL-Mitglied: Nun habe ich noch eine abschließende Frage, 
um eventuell auch darüber Auskunft geben zu können. Wird 
diese Zulassung auch an Bürger ausgestellt, die vorübergehend 
keine berufliche Tätigkeit ausüben? 

Klubleiter: Eine Zulassung zu Lichtbild- oder Bild-Ton-Vorträ- 
gen erhalten auch Studenten, Alters- und Invalidenrentner so¬ 
wie Hausfrauen und Teilbeschäftigte, wenn dies den gesell¬ 
schaftlichen Erfordernissen entspricht und damit die kulturell¬ 
künstlerische Betätigung dieses Personenkreises aktiviert wird. 
Abschließend möchte ich jedoch für die anstehenden Betriebs¬ 
und Wohngebietsfestspiele ein gutes Getingen wünschen. 

(H. Rick) 


Nase-Beatmung angewandt. So lange, bis der Geschädigte at¬ 
met. Ein wichtiges Hilfsmittel ist dabei die Mundbeatmungs¬ 
maske. Keinesfalls darf Atemspende erfolgen, wenn sich der 
Atmungsvorgang noch vollziehtl Sollte gleichzeitig auch der 
Blutkreislauf zum Stillstand gekommen sein, so muß die Herz- 
Druck-Massage durchgeführt werden. Beengende Kleidungs¬ 
stücke sind zu öffnen; wobei grundsätzlich gilt, daß nur soweit 
wie unbedingt erforderlich entkleidet werden soll. Die Schiene 
am Bein unserer Kollegin konnte ohne Bedenken bei belassener 
Kleidung angelegt werden. 

Leiter des Amtes: Dem eintreffenden Arzt müssen doch be¬ 
stimmte Angaben gemacht werden. 

Sicherheitsinspektor: Die Mitteilung sollte - wenn möglich - 
schriftlich erfolgen und in Kurzfassung Angaben zur Person, 
Hinweise zum Unfallgeschehen, Angaben über Wiederbele¬ 
bungsmaßnahmen usw. enthalten. Bei Druck- und Abschnür- 
verbänden muß unbedingt die Uhrzeit des Anlegens dieser Ver¬ 
bände angegeben werden. 

Abteilungsleiter: Im Zusammenhang mit Unfällen wird immer 
wieder vom Schock gesprochen. 

Sicherheitsinspektor: Der Schock ist ein Syndrom, das sich 
aus mehreren charakteristischen Symptomen zusamrnensetzt. 
Infolge eines Mißverhältnisses zwischen zirkulierender Blut¬ 
menge und der Gefäßkapazität kommt es zu Herz-Kreislauf-Ver- 
änderungen, bei denen Organe und Gewebe weniger durchblu¬ 
tetwerden können. Ursachen sind meistens Schlag-, Stoß- und 
Stichverletzungen, extreme Temperaturschwankungen (Ver¬ 
brennung, Erfrierung), Angst, Vergiftungen usw. Eine entspre¬ 
chende Lagerung des Geschädigten kann bis zum Eintreffen, 
des Arztes über die Situation hinweghelfen. 

Ich möchte aber nochmals betonen: Ersthelfer sind keine Ärzte. 
Die Maßnahmen am Unfallort sollen dem Geschädigten das Le¬ 
ben retten und weiterert Schaden durch zweckmäßiges Verhal¬ 
ten verhindern. (Für Interessenten: ASAO 20/1; TGL 20 680 Blatt 
Ol bis 04; DA 9.820 Anlage 5) 

(V. Pusch) 
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Zusteller: In den letzten drei Kleinen Fachgesprächen zu The¬ 
men des Arbeitsrechts (vgl. dDP, Hefte 4 und 6/1986 und 
2/1987) haben wir in besonderer Weise über die Konfliktkom¬ 
missionen als gesellschaftliche Gerichte gesprochen. Dafür bie¬ 
ten ja die gerade abgeschlossenen Wahlen zu den Konfliktkom¬ 
missionen einen sehr guten aktuellen Bezug. Heute nun interes¬ 
siert mich, welche ganz konkrete Konfliktkommission zuständig 
ist, wie das Verfahren abgeschlossen wird, in welcher Form die 
Entschefdung ergeht und wie sie durchgesetzt wird. 

Schöffe: Zuerst zur Frage der Zuständigkeit. Die Frage scheint 
vielleicht schon erledigt zu sein, denn wir haben ja im vorherge¬ 
henden Kleinen Fachgespräch umfassende Überlegungen dar¬ 
über angestellt, wofür die Konfliktkommissionen zuständig 
sind. Es fehlt aber noch die Erörterung der Frage, welche von 
den vielen Konfliktkommissionen für den einzelnen Fall zustän¬ 
dig ist. 

Zusteller: Können Sie den Inhalt dieser Fragestellung am Bei¬ 
spiel erläutern? 

Schöffe: Für diese Problematik gibt es gerade bei der Deut¬ 
schen Post viele Beispiele. Zuerst möchte ich auf die Fälle ver¬ 
weisen, in denen einem Werktätigen vorübergehend eine Tätig¬ 
keit in einem anderen Amt an einem anderen Ort übertragen 
wurde. Verursacht z. B. der von Neubrandenburg nach Berlin 
abgeordnete Mitarbeiter im Annahmedienst dort einen Kassen¬ 
minderbetrag, so entsteht hinsichtlich der Geltendmachung 
dieses Anspruchs der Deutschen Post auf materielle Verant¬ 


wortlichkeit dieses Mitarbeiters sogleich die Frage, ob die Kon¬ 
fliktkommission des Heimat-, oder die des Einsatzamtes ange¬ 
rufen werden muß. Ähnlich verhält es sich mit Anträgen gegen 
Lehrlinge, die zur Ausbildung (Praxis) in verschiedenen Organi¬ 
sationseinheiten eingesetzt sind. Eine besondere Frage ent¬ 
steht bei der materiellen Verantwortlichkeit von Studenten im 
Praktikum usw. 

Zusteller: Erläutern Sie bitte diese Zuständigkeitsregelung und 
nennen Sie dazu noch konkrete Beispiele zu den genannten Fäl¬ 
len. 

Schöffe: Wir wollen in diesem Rahmen nur über die örtliche 
Zuständigkeit in Arbeitsstreitfällen reden. Sie klärt die Frage, 
welche Konfliktkommission bzw. die Konfliktkommission wel¬ 
ches Betriebes bzw. welcher Organisationseinheit der Deut¬ 
schen Post über den konkreten Rechtsstreit zu entscheiden hat. 
Im Prinzip ist das stets die Konfliktkommission, die der Werktä¬ 
tige selbst mit gewählt hat, d. h. die Konfliktkommission seines 
Betriebes, bzw. bei der Deutschen Post seiner Organisations 
einheit. Bestehen im Amt mehrere Konfliktkommissionen, so-ist 
diesen Überlegungen entsprechend natürlich auch nur eine 
Konfliktkommission zuständig. Das. gilt grundsätzlich auch 
dann, wenn der Werktätige zeitweilig (z. B. durch Delegierung) 
nicht in seiner Organisationseinheit (Amt bzw. Einrichtung) tä¬ 
tig ist. 

Zusteller: Gilt das auch dahn, wenn zwischen dem Streitfall 
und der Tätigkeit im anderen Amt ein unmittelbarer Zusammen¬ 
hang besteht? 

Schöffe: Das gilt auch in diesem Fallel 
Zusteller: Nennen Sie mir dafür bitte ein Beispiel. 

Schöffe: Für die Monate August und September wird mit ei¬ 
nem Mitarbeiter der Deutschen Post, der sozialistische Hilfe in 
einem Landwirtschaftsbetrieb leisten soll, ein Delegieruhgsver- 
trag geschlossen. Anfang September verursacht er der LPG ei¬ 
nen Schaden. Die Geltendmachung dieses Schadens muß vor 
der Konfliktkommission des Beschäftigungsamtes der Deut¬ 
schen Post erfolgen. 


Roboter- und 
Handhabetechnik (13) 
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Abteilungsleiter: In den bisherigen Gesprächen haben wir uns 
einen umfassenden Überblick über die Hauptbaugruppen eines 
Industrieroboters verschafft. Abschließend dazu möchte ich 
noch auf jene Einrichtungen eingehen,, welche eine wesentliche 
Voraussetzung für die Realisierung der unterschiedlichsten 
Handhabeaufgaben bilden, die peripheren Einrichtungen. Die 
Peripherie eines Industrieroboters charakterisiert entscheidend 
mit die Arbeiten bei der Einsatzvorbereitung, denn Industriero¬ 
boter sind in den seltensten Fällen allein einsetzbar. Die prakti¬ 
schen Erfahrungen beim Einsatz von Industrierobotern lehren 
uns, daß Umfang und Kosten für periphere Einrichtungen den 
Wert des eigentlichen Roboters um ein mehrfaches überschrei¬ 
ten und bis zu 300 Prozent über denen des Industrieroboters lie¬ 
gen können. Die Planung der peripheren Einrichtungen ist da¬ 
her für jeden Einsatzfall von Anfang an mit zu bestreiten. Ge¬ 
genwärtig ist es noch so, daß die periphere Technik im großen 
Umfang von den Roboteranwendern selbst entwickelt werden 
muß. Die Zielstellung besteht jedoch darin, geschaffene Lösun¬ 
gen peripherer Einrichtungen zu katalogisieren und damit eine 
organisierte Nachnutzung zu sichern. Der höchste Nutzeffekt 
wird erreicht, wenn eine zentrale Entwicklung und Produktion 
mit entsprechender Modifizierung sichergestellt ist. 
Stellenleiter: Wir können feststellen, daß der Peripherie eines 
Industrieroboters im Rahmen der Einsatzvorbereitung eine 
große Bedeutung zukommt. Das liegt sicherlich darin begrün¬ 
det, daß die peripheren Einrichtungen in Arbeitsmittelstruktu¬ 
ren mit Industrierobotern zur unmittelbaren Erfüllung einer 


Handhabeaufgabe unentbehrlich sind. Die für den konkreten 
Einsatzfall zutreffende Technik ist gewiß von zahlreichen Fakto¬ 
ren zu entwickeln und auszuführen. Diese Bedingungen zu ana¬ 
lysieren ist Aufgabe der Einsatzvorbereitung. Der Begriff „Peri¬ 
pherie" ist nun schon mehrmals gefallen. Welche technischen 
Einrichtungen gehören denn dazu? 

Abteilungsleiter: Der Peripherie eines Industrieroboters wer¬ 
den insbesondere Objektspeicher, externe Meß- und Prüfein¬ 
richtungen, Zubringeeinrichtungen, Spann- und Fügeeinrichtun¬ 
gen, Reinigungseinrichtungen, Werkzeug- und Greiferwechsel¬ 
einrichtungen, sicherheitstechnische Einrichtungen sowie 
Lage- und Objekterkennungseinrichtungen fsofern diese nicht 
zum Führen eines Industrieroboters dienen) zugeordnet. Für 
jede der genannten peripheren Einrichtungen gibt es noch eine 
Vielzahl unterschiedlicher Lösungsmöglichkeiten. Die Werk¬ 
stückspeicher nehmen quantitativ den größten Umfang der zu 
den peripheren Einrichtungen gehörenden Technik ein. Abbil¬ 
dung 31 zeigt die Einteilung der Werkstückspeicher, unterteilt 
nach der Bewegbarkeit des Arbeitsgutes im Speicher und der 
Bewegbarkeit im Arbeitsraum. Diese Art Peripherie kann als 
^as z. Z. noch bestimmende Element bei der komplexen Auto¬ 
matisierung von Arbeitsplätzen in der metallverarbeitenden In¬ 
dustrie betrachtet werden. Hinsichtlich des Werkstückflusses 
ist der Werkstückspeicher eines automatisierten Arbeitsplatzes 
die Schnittstelle zwischen dem innerbetrieblichen Transport im 
Fertigungsabschnitt und dem Beschickungs- und Arbeitsraum 
einer Maschine. Die eigentliche Aufgabe des Speichers besteht 
darin, die Werkstücke in einer für den Industrieroboter und die 
Aufnahmevorrichtung der Maschine günstigen Lage aufzuneh¬ 
men und bereitzuhalten. Die Beschickung der Speicher mit 
Werkstücken läßt sich sowohl manuell (bei kleinen und mittle¬ 
ren Losgrößen) als auch mechanisiert ausführen. Besondere 
Bedeutung kommt dem Zusammenwirken von Industrieroboter 
und Werkstückspeicher zu. Geometrie und Vorzugslage der 
Werkstücke bestimmen im wesentlichen die Ausführungsart 
und die Lage der Greiferelemente am Roboter. Zur Gewährlei¬ 
stung eines automatisierten Fertigungsablaufes ist es erforder- 
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Zusteller: Das würde demnach auch dann gelten, wenn vom 
FBA Leipzig ein Mitarbeiter für fünf Monate zum Kombinat 
Fernmeldebau Berlin delegiert würde. Die Geltendmachung 
müßte im Schadensfälle in Leipzig erfolgen. 

Schöffe: So ist es. Hierbei ist allerdings außerdem noch zu be¬ 
merken, daß in einem solchen Falle keine „Delegierung" im 
Sinne des AGB, also auf der Grundlage eines Delegierungsver¬ 
trages, vorläge, weil der „Delegierungsvertrag" des AGB als 
Einsatzbetrieb einen „anderen Betrieb" voraussetzt. Das wäre 
hier nicht der Fall. Der Mitarbeiter ist die ganze Zeit bei der 
Deutschen Post beschäftigt. Es läge demnach entweder „Über¬ 
tragung anderer Arbeit" oder ein befristeter Änderungsvertrag 
vor. In diesen Fällen wird oft fälschlicherweise von „Delegie¬ 
rung" gesprochen. Für die Beantwortung Ihrer Frage hat das al¬ 
lerdings keine Bedeutung. 

Zusteller: Können Sie noch ein Beispiel für die Zuständigkeit 
der Konfliktkommission bei Lehrlingen nennen? 

Schöffe: Wenn der Lehrling gewerkschaftlich bei der betreffen¬ 
den Betriebsschule organisiert ist, dann hat er auch die dortige 
Konfliktkommission gewählt. Sie allein ist demrrach für ihn zu¬ 
ständig. So hatte z. B. ein Lehrling (Abgänger 8. Klasse, also 
noch sehr jung) sich rechtswidrig Sachen zugeeignet, die aus 
beschädigten Sendungen herausgefallen waren. Da der Um- 
fang dieser Diebstähle gering war und auch die anderen Über¬ 
gabevoraussetzungen Vorlagen, wurde die Sache von der 
Volkspolizei an die Konfliktkommission des Paketumschlagam¬ 
tes übergeben, wo der Lehrling in der praktischen Ausbildung 
tätig war. Die Konfliktkommission erteilte dem Lehrling eine 
Rüge. Wenig später löste dieses Amt mit Zustimmung des Or¬ 
gans des Stadtbezirkes den Lehrvertrag wegen Nichteignung, 
die konkret und ausschließlich mit diesen Diebstählen begrün¬ 
det wurde, auf. Da der Lehrling in diesem Falle gewerkschaft¬ 
lich bei der Betriebsschule organisiert war und auch die dortige 
Konfliktkommission mitgewählt hatte, war die Konfliktkommis¬ 
sion des Paketumschlagamtes unzuständig. Auf die anderen 
rechtlichen Probleme dieses Falles soll hier nicht eingegangen 


lieh, die Speicherkapazität so zu bemessen, daß sie mit der Fer¬ 
tigungslosgröße korrespondiert. Ob stationäre oder ortsverän¬ 
derliche Speicher eingesetzt werden, richtet sich vorrangig 
nach dem Automatisierungsgrad des gesamten Fertigungsab¬ 
laufes. Gegenwärtig werden überwiegend stationäre Werk¬ 
stückspeicher eingesetzt. Diese sind auf die vorhandenen Be- 
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werden. Über den Einspruch, den die Eltern des fünfzehnjähri¬ 
gen Lehrlings gegen die Auflösung des Lehrvertrages durch die 
Deutsche Post'einlegten, hätte diese Konfliktkommission unter 
den gegebenen Bedingungen nicht verhandeln dürfen. 
Zusteller: Das ist gewiß bei Hoch- oder Fachschulpraktikanten 
ebenso? 

Schöffe: Da ist es ganz anders. Verursacht ein solcher Prakti¬ 
kant - also nicht ein Student, der in den Ferien arbeitet, son¬ 
dern ein Student im planmäßigen Praktikum - einen Schaden, 
so liegt kein Fall arbeitsrechtlicher materieller Verantwortlich¬ 
keit vor. Der Student handelt hier nicht im Rahmen eines Ar¬ 
beitsrechtsverhältnisses, sondern im Rahmen seines staats- 
bzw. verwaltungsrechtlichen Ausbildungsverhältnisses. Das 
Praktikumsamt kann wegen fahrlässig herbeigeführter Schäden 
weder vor einer Konfliktkommission noch vor einem Kreisge¬ 
richt Ansprüche gegen den Studenten geltend machen. Es muß 
seine Forderurrg gegen die Hoch- oder Fachschule richten, und 
diese kann auf der Grundlage der Disziplinarordnung^ wenn der 
Student nicht freiwillig zahlt (maximal ein monatliches Grund¬ 
stipendium) beim örtlich für die Schule zuständigen Kreisge¬ 
richt - Kammer für Zivilsachen - Klage erheben. Konfliktkom¬ 
missionen können also nicht tätig werden. 

Zusteller: Wie fällt nun die Entscheidung? 

Schöffe: y\/enn sich die Beteiligten in der Beratung einigen und 
diese Einigung den Grundsätzen des sozialistischen Rechts ent¬ 
spricht, bestätigt die Konfliktkommission diese Einigung durch 
Beschluß. Kommt keine Einigung zustande, entscheidet die 
Konfliktkommission über den Anspruch durch Beschluß. Der 
Beschluß muß auch die Belehrung darüber enthalten, daß die 
Parteien gegen den Beschluß innerhalb von zwei Wochen nach 
Zugang des Beschlusses beim örtlich zuständigen Kreisgericht 
Einspruch einlegen können. Der Beschluß wird den Beteiligten 
gegen Anerkenntnis übergeben. Der Einspruch ist schriftlich 
einzulegen. Er kann jedoch auch bei der Rechtsantragsstelle 
des Kreisgerichts mündlich zu Protokoll erklärt werden. 

(H.Sohre) 


dingungen ausgerichtet und nach dem Grundprinzip der Mehr- 
lagen-Bundtischspeicher gestaltet. Transportable Speicher auf 
der Basis von Systemp'aletten gewinnen an Bedeutung, da 
durch ihre relativ einfache Konstruktion geringe Herstellungs¬ 
kosten entstehen und sie durch ihre Koppelbarkeit mit techni¬ 
schen Elementen des TUL-Prozesses eine gute Voraussetzung 
in der integrierten Fertigung bieten und Teilsortimente um¬ 
schlagarm transportiert werden können. 

Stellenleiter: Beim Einsatz von Industrierobotern wird bekannt¬ 
lich den Sicherheitseinrichtungen zur Gewährleistung des Ge- 
sundheits- und Arbeitsschutzes große Aufmerksamkeit ge¬ 
schenkt. Mit diesen zum Schutze der Arbeitskraft bei der Bedie¬ 
nung, Kontrolle und Überwachung erforderlichen Einrichtungen 
wollten wir uns noch etwas näher beschäftigen. 
Abteilungsleiter: Bei der Betrachtung zu den Sicherheitstech¬ 
nischen Einrichtungen muß davon ausgegangen werden, daß 
diese sich kaum von denen an den Werkzeugmaschinen unter¬ 
scheiden. Insbesondere muß das Betreten des aktiven Wir¬ 
kungsbereiches des Roboters verhindert werden. Dazu gibt es 
eine Reihe allgemeiner und besonderer sicherheitstechnischer 
Maßnahmen, die in den einschlägigen TGL festgelegt und in 
betrieblichen Regelungen zu betrachten sind. Bereits während 
der Einsatzvorbereitung ist eine Sicherheitskonzeption zu erar¬ 
beiten.' Entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen muß 
auch der Nachweis über Gesundheits-, Arbeits- und Brand¬ 
schutz (GAB-Nachweis) bereits in der Projektierungsphase er¬ 
arbeitet werden. Neben Umzäunungen sind es vor allem Senso¬ 
ren, die die Sicherheit gewährleisten. An die Sicherheitstechnik 
werden die. folgenden Anforderungen gestellt: zwangsläufige 
Wirkung ohne Zutun des Werktätigen, räumliche und zeitliche 
Abschirmung der Bediener in den gefährdeten Räumen gegen 
den Gefahrenkomplex zu jedem Zeitpunkt, Standhaftigkeit der 
sicherheitstechnischen Mittel gegen mechanische, thermische 
und chemische Beanspruchungen und keine zusätzlichen Er¬ 
schwernisse und Verletzungen für Bediener durch automati 
sehe Schutzeinrichtungen. 

(H.-J. Pohl) 


168 


Dtsch. Post 32 (1987) 4 











Analog - digital 


(4/1967, Seite 169) 


Lehrling: Im Zusammenhang mit Anzeigeeinrichtungen, der 
Nachrichtenübertragung oder Signalspeicherung hört man im¬ 
mer häufiger die Bezeichnungen analog oder digital. Was gibt 
es dabei für Besonderheiten? 

Meister: Sie haben doch eine Digitaluhr am Handgelenk. Was 
ist denn daran das Besondere? 

Lehrling: Die Anzeige springt von Ziffer zu Ziffer. 

Meister: Tatsächlich! Diese Uhr summiert kleinste Zeitab¬ 
schnitte und zeigt Sekunde auf Sekunde ohne Zwischenwerte 
an. Man spricht von digitaler Anzeige; denn das griechische 
„Digitus" heißt Finger und wird technisch im Sinne von zählend 
gebraucht. Es gibt auch Digitaluhren, die von Minute zu Minute 
springe/i. Da Zwischenwerte nicht angezeigt werden, kann die 
Anzeige bis zu knapp einer Minute falsch sein. Die Anzeigegen¬ 
auigkeit einer Digitaluhr läßt sich allerdings mit Vergrößerung 
der Stellenzahl beliebig verfeinern, z. B. Anzeige der Zehnteise¬ 
kunden. Meine Armbanduhr hat dagegen Zeiger, die langsam 
aber gleichmäßig über das Zifferblatt wandern. Sehen wir von 
Gangungenauigkeiten ab, so entspricht die Zeigerstellung in je¬ 
dem Augenblick auch der tatsächlichen Zeit. Meine Uhr hat 
eine Analoganzeige; analog bedeutet nämlich entsprechend, 
vergleichbar. 

Lehrling: Die Bezeichnung analog und digital sind mir nun klar. 
Wie aber muß ich sie im Zusammenhang mit Nachrichtensigna¬ 
len verstehen? 

Meister: Wir haben uns doch in der vorigen Woche auf einem 


Oszilloskop die Sinusschwingung einer Wechselspannung an¬ 
gesehen. Das war ein durchgehender Schwingungszug mit al¬ 
len Zwischenstufen. Zu jedem Zeitpunkt entspricht der Abstand 
der Kurve von der NuUachse dem augenblicklichen Spannungs¬ 
wert. Demnach haben wir es mit einer analogen Schwingung zu 
tun. Auch Nachrichtensignale sind letztendlich Schwingungen, 
auch wenn sie viel kompliziertere Kurvenverläufe haben. So ist 
auch das Tonsignal als elektrisches Abbild der Schallschwin¬ 
gung ein analoges Signal. Seine Kurve folgt genau den Schwin¬ 
gungen der menschlichen Stimme oder eines Musikinstru¬ 
ments. Führt man das Tonsignal einem Lautsprecher zu, so voll¬ 
zieht dieser ersatzweise die Schwingungen und strahlt den 
Schall ab. 

Lehrling: Habe ich das nun richtig verstanden: Ein analoges Si¬ 
gnal ist die genaue Abbildung der ursprünglichen Information 
in einer anderen physikalischen Form? Aus einer mechanischen 
Schwingung - dem Schall - wird eine elektrische - das Tonsi¬ 
gnal, aber mit dem gleichen Schwingungsbild. 

Meister: Das ist korrekt. Man könnte noch ergänzen, daß das 
analoge Signal jede beliebige Größe zwischen einem Höchst- 
und einem Kleinstwert annehmen kann. 

Lehrling: Und wie verhält es sich bei digitalen Signalen? 
Meister: Vielleicht sollte ich erst einmal erwähnen, was ein di¬ 
gitales Signal nicht ist. Es ist nicht die genaue Abbildung der ur¬ 
sprünglichen Information und es kann nicht jede beliebige 
Größe zwischen zwei Grenzwerten annehmen. Das bedeutet 
letztendlich, daß ein analoges Signal erst in ein digitales umge¬ 
wandelt werden muß. Man spricht dabei auch von Codierung 
oder Umsetzung. Am Ende der Signalübertragung muß das di¬ 
gitale Signal in ein analoges zurückverwandelt werden, damit 
der Empfänger die Nachricht überhaupt verstehen kann. 
Lehrling: Was aber ist nun das digitale Signal wirklich? 
Meister: Es ist gewissermaßen eine Folge von Zahlen, mit de¬ 
ren Hilfe man den Schwingungsverlauf des analogen Ur¬ 
sprungssignals ausreichend genau beschreibt. Praktisch han¬ 
delt es sich um elektrische Impulsfolgen, wobei die Einzelim- 



Sparsame Verwendung 
von Kraftstoffen 


(4/1987, Seite 169) 


Dienststellenleiter: Weiterführung der komplexen Maßnah¬ 
men zur Senkung des spezifischen Produktionsverbrauches an 
flüssigen Energieträgern! Was ist unter dieser Aufgabe zu ver¬ 
stehen und wie soll sie bei der Deutschen Post verwirklicht wer¬ 
den? 

Leiter des Amtes: Aus der auf dem XI. Parteitag der SED be¬ 
schlossenen Direktive zum Fünfjahrplan 1986-1990 leitet sich 
für die Deutsche Post die Aufgabe ab, den spezifischen Kraft¬ 
stoffeinsatz zur Durchführung der Transport- und Dienstlei¬ 
stungsaufgaben dem technologisch begründeten Minimalbe¬ 
darf anzupassen. Diese Aufgabe, die bereits seit längerer Zeit 
ein Schwerpunkt unserer Arbeit ist, wird uns auch über das 
Jahr 1990 hinaus ständig beschäftigen. Die Verwirklichung die¬ 
ser anspruchsvollen Zielstellung erfordert die bewußte und ge¬ 
zielte Einflußnahme auf eine Reihe von Faktoren, die direkt auf 
den Verbrauch von Kraftstoff wirken oder besser gesagt, eine 
Vielzahl von Einflußmöglichkeiten auf die Einsparung von Kraft¬ 
stoffen enthalten. 

Dienststellenleiter: Um welche Faktoren handelt es sich? 
Leiter des Amtes: Das sind im wesentlichen betriebsorganisa¬ 
torische, technologische und technische sowie subjektive Ein¬ 
flußfaktoren. 

Dienststellenleiter: Das weist ja auf ein breites Spektrum von 
Einflußmöglichkeiten hin. 

Leiter des Amtes: Genau so ist es. Diese komplexe Aufgabe 
kann nur dann zufriedenstellend gelöst werden, wenn jeder Mit¬ 
arbeiter im Amt im Rahmen seiner dienstlichen Verantwortung 


direkt oder indirekt Einfluß auf die sparsame Verwendung von 
Kraftstoff nimmt. Die Verantwortung dafür beginnt schon bei 
der Planung und Vorbereitung von Prozessen und geht über die 
Phase ihrer Durchführung bis hin zu Kontrolle und Abrechnung. 
Anhand einer Übersicht wird die Vielzahl der Einflußmöglichkei¬ 
ten sichtbar: 


Subjektive 

Faktoren 

Organisation 

Technologie 

Technik 

— Fahrverhalten 

- Tätigkeit der 

- Transportoptimie- 

- Prüf- und 

— Schulung und 

Arbeitsgruppe 

rung, 

Meßdienst 

Weiterbildung 

VK/DK im /Vmt 

-koordinierung 

- Durchführung 

— erzieherische 

- Maßnahmeplan 

- Einsatz von 

der Techni- 

Maßnahmen 

VK/DK 

- Arbeit mit den 
Kontingenten 

- Fuhrparkordnung 

- Arbeit mit den 
TWK 

- Kontrolltätigkeit 

- Leistungsver¬ 
gleiche 

- Sozialistischer 
Wettbewerb 

Zweiradfahrzeugen 

- Ausnutzung des 
Transportraumes 

- Anhängereinsatz 

sehen 
Kontrollen 
an Kfz 

- Anwendung 
technischer 
Maßnahmen 


Dienststellenleiter: Damit trägt die Dienststelle Kraftfahrwe¬ 
sen bzw. die OWKw im Amt also sozusagen die Hauptverant¬ 
wortung für die Einsparung von Kraftstoffen? 

Leiter des Amtes: Dieser Standpunkt ist falsch. Die Dienst¬ 
stelle Kraftfahrwesen trägt selbstverständlich im Rahmen ihrer 
fachlichen Verantwortung ihren Teil zur Erfüllung der Gesämt- 
aufgabe bei. Der Kraftstoff wird aber in der Phase der Durch¬ 
führung von Prozessen, also „vor Ort", verbraucht, bzw. der 
Verbrauch wird bereits schon in der Vorbereitungsphase konzi¬ 
piert. Damit tragen die Kfz-nutzenden Dienststellen, und das 
sind eine ganze Reihe, eine ebenso hohe Verantwortung. Das 
erfordert zum Beispiel, daß in diesen Dienststellen jeder Zeit 
ein aktueller Überblick über den tatsächlichen Kraftstoffver¬ 
brauch vorhanden ist und besonders unter dem Aspekt des 
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pulse in Breite, Höhe, gegenseitigem Abstand oder anderweitig 
variiert werden, um sie dem vereinbarten Zahlenbereich zuzu¬ 
ordnen. Dazu ein Beispiel: Wirteilen den Spannungsbereich, in 
dem sich eine Sinusschwingung mit ±3 Volt Spitzenwert be¬ 
wegt, in sechs gleiche Bereiche ein, gewissermaßen .Span¬ 
nungsstreifen" mit je 1 Volt Breite. Das Codierungsgerät kon¬ 
trolliert dann in kurzen, festgelegten Zeitabständen, in welchem 
der sechs Spannungsbereiche sich der Schwingungszug ge¬ 
rade befindet, und lediglich die „Nummer" des betreffenden 
Bereichs wird übertragen. Auf diese Weise entsteht aus der ur¬ 
sprünglichen analogen Schwingung eine Ziffernfolge aus 1 bis 
6 und nur aus diesen Ziffern: ein digitales Signall 
Lehrling: Da stelle ich mir aber vor, daß das Zurückverwandeln 
nach der Übertragung in ein Analogsignal nur sehr unvollkom¬ 
men möglich ist. Schließlich h'atte das Ursprungssignal doch 
unendlich viele Zwischenwerte, die bei der Codierung verloren¬ 
gegangen sind und auf der Empfangsseite nun fehlen. 

Meister: Es war auch nur ein sehr vereinfachtes Beispiel. Ich 
erwähnte schon, daß die übertragene Ziffernmenge das Ur¬ 
sprungssignal ausreichend genau beschreiben muß. Darum 
werden die Signale in der Praxis in viel feinere Bereiche unter¬ 
teilt. Bei Fernsprechsignalen sind es z. B. 256, bei digitaler 
Rundfunkübertragung müßten es sogar bis zu 65 536 Span- 
nungsbereicKe sein. Warum ausgerechnet diese krummen 
Werte eine Rolle spielen, darauf komme ich noch zurück. 
Lehrling: Das bedeutet, daß man auch über 65 000 verschie¬ 
dene Ziffern übertragen muß, also 65 000 unterschiedlich ge¬ 
formte Spannungsimpulse verwendet? 

Meister: Das ist zum Glück nicht der Fall, sonst wäre überhaupt 
kein Vorteil mit der digitalen Übertragung verbunden. Bei den 
modernen Übertragungsverfahren bestehen die digitalen Si¬ 
gnale aus Binärzeichen. Das sind Impulse, die nur zwei Werte 
annehmen können, nämlich 0 (kein Strom) oder 1 (Ström 
fließt). Diese Impulse werden auch Bits genannt; das ist die Ab¬ 
kürzung des englischen Worts Binary Digit: etwa zweiwertige 
Ziffer. 


häufigen Fahrerwechsels eine regelmäßige kollektive Auswer¬ 
tung des Kraftstoffverbrauchs vorgenommen wird. 
DienststellenleKer: In meiner Dienststelle habe ich das so or¬ 
ganisiert, daß die Fahrtenbücher während des gesamten Mo¬ 
nats regelmäßig auf ordnungsgemäße Eintragungen, zum Bei¬ 
spiel Übereinstimmung der Plankilometer mit den Istkilome- 
tern, Eintragung über Benutzung von Anhängern, Nachweis des 
getankten Kraftstoffes mit Ermittlung des Durchschnittsver¬ 
brauches je 100 km, und die Durchführung der technischen 
Durchsichten vor Antritt der Fahrt überprüft werden. 

Leiter des Amtes: Wie ist die Zuführung der Kfz, die den be¬ 
trieblichen Richtwert um mehr als fünf Prozent überschreiten 
zum Prüf- und Meßdienst (PMD) gesichert und wie werden die 
Meßprotokolle in der Dienststelle ausgewertet? 
Dienststellenleiter: Durch die regelmäßige Auswertung der 
Fahrtenbücher kann ich einerseits Normüberschreitungen so¬ 
fort feststeilen und die notwendigen Maßnahmen zur Beseiti¬ 
gung der Ursachen einleiten. Bei nichterkennbaren Ursachen 
für den Mehrverbrauch wird das Kfz umgehend dem PMD in 
der OWKw zugeführt. Das Meßprotokoll ist Grundlage einer 
umgehenden Auswertung, die bei Feststellung subjektiver Ur¬ 
sachen auch disziplinarische Konsequenzen enthalten kann. 
Auf der anderen Seite werden im sozialistischen Wettbewerb 
gute Ergebnisse mit Mitarbeiter anerkannt. Wir beteiligen uns 
an der Bestenbewegung „Wer fährt den billigsten Kilometer" 
bzw. „Bester Kraftfahrer". 

Leiter des Amtes: Trotz vieler Initiativen weisen die Ergebnisse 
der Inanspruchnahme von Kraftstoffen auf unbegründete Ni¬ 
veauunterschiede zwischen den Dienststellen unseres Amtes 
hin. Um diese Niveauunterschiede abzubauen und so weitere 
Kraftstoffreserven für die notwendige Leistungssteigerung zu 
gewinnen, müssen wir noch mehr als bisher die Methode des 
themenbezogenen Leistungsvergleiches nutzen. 
Dienststellenleiter: Wir müssen im täglichen Dienstbetrieb im¬ 
mer wieder feststellen, daß die Einstellung der Mitarbeiter zum 
Kfz eine entscheidende Rolle spielt. 

Leiter des Amtes: Das ist zweifellos der Fall. Bei einer Wertung 


Lehrling: Worin ist nun eigentlich der Hauptvorteil dieser digi¬ 
talen Übertragung mit Binärzeichen zu suchen? 

Meister: Weil die Impulse nur zwei Spannungszustände anneh¬ 
men können, nämlich 0 oder 1, lassen sich diese beiden Zu¬ 
stände selbst bei erheblich gestörter Übertragung am Emp¬ 
fangsort immer reproduzieren. Man erhält eine überaus zuver¬ 
lässige und originalgetreue Nachrichtenverbindung. Außerdem 
lassen sich die Impulse verschiedener digitaler Signale ineinan¬ 
der „auf Lücke" verschachteln. 

Lehrling: Im Zusammenhang mit der digitalen Übertragung 
taucht oft der Begriff PCM auf. Was ist darunter zu verstehen? 
Meister: PCM ist die Abkürzung für Pulscodemodulation. Das 
ist das spezielle Verfahren, mit dem man ein Digitalsignal ge¬ 
winnt. Bei PCM wird jedem der erwähnten Spannungsbereiche 
des analogen Signals ein „Impulstelegramm" aus bis zu 16 Bits 
zugeordnet. Mit einer 16stelligen Binärzahl kann nämlich im De¬ 
zimalsystem genau bis 65 536 gezählt werden, und soviel ver¬ 
schiedene Spannungsschritte werden ja zum Teil übermittelt. 
Lehrling: Und wie häufig müssen diese Impulstelegramme 
übertragen werden, damit die Originalschwingung am Emp¬ 
fangsort wieder richtig zusammengesetzt werden kann? 
Meister: Übertragen wird im konstanten Zeittakt und zwar so 
oft, daß die kürzeste im Originalsignal vorkommende Teil¬ 
schwingung - sie entspricht der höchsten Frequenz im Nach¬ 
richtensignal - mindestens zwei Impulstelegramme liefert. 
Grob gerechnet müßten wegen der höchsten Tonfrequenz von 
20 kHz bei einer Rundfunkübertragung 40 000 Impulstele¬ 
gramme je Sekunde gesendet werden, und jedes besteht aus 
16 Bit! 

Lehrling: Hilfe! Das bedeutet ja 6^ 000 Impulse je Sekunde! 
Meister: Das haben Sie ganz richtig erkannt und berühren da¬ 
mit auch das Hauptproblem bei der Übertragung und Speiche¬ 
rung digitaler Signale. Es werden Übertragungskanäle mit we¬ 
sentlich größerer Frequenzbandbreite als bei der analogen 
Übertragung benötigt, die nicht überall zur Verfügung stehen. 

(P. Leue) 


der zu Beginn unseres Gesprächs genannten Faktoren genießt 
der sogenannte subjektive Faktor primäre Bedeutung. Erfahrun¬ 
gen anderer Fuhrparkhalter haben gezeigt, daß bis zu 70 Pro¬ 
zent der möglichen Kraftstoffeinsparungen durch eine positive 
Beeinflussung des subjektiven Faktors realisiert werden kön¬ 
nen. Das Gaspedal wird zwar vom Fuß betätigt - aber der wird 
vom Kopf des betreffenden Mitarbeiters gesteuert. 
Dienststellenleiter: Der gute Wille ist die eine Seite. Aber oft¬ 
mals ist es schwierig, bei manchem Mitarbeiter das nötige Ver¬ 
ständnis für bestimmte physikalisch-technische Zusammen¬ 
hänge als Voraussetzung für eine verbrauchsökonomische 
Fahrweise zu wecken. 

Leiter des Amtes: Obwohl jeder Führerscheininhaber über ein 
Mindestmaß an technischen Grundwissen verfügen sollte, ist 
hier zur Gestaltung einer praxisnahen Weiterbildung der Dialog 
zwischen Instandsetzer und Kraftfahrer stärker als bisher ge¬ 
fragt. Dazu ist es erforderlich, in die Kraftfahrerschulungen den 
Meister der OWKw oder einen Schlosser des PMD einzubezie¬ 
hen. 

Dienststellenleiter: Wir haben in unserer Dienststelle ja bereits 
einen vergleichsweise njedrigen spezifischen Streckenkraft¬ 
stoffverbrauch in Litern je 100 km erreicht, da ist kaum noch et¬ 
was „drin". 

Leiter des Amtes: Keiner ist so gut, als daß er nicht noch bes¬ 
ser werden könnte. Ein simples Rechenexempel soll den Ge¬ 
samteffekt verdeutlichen, der entstünde, wenn der Kraftstoff¬ 
verbrauch im Bereich der Deutschen Post um nur 0,1 1/100 km 
gesenkt werden würde. Auf der Basis der Fahrkilometer des 
Jahres 1985 entstünde eine Einsparung von etwa 138 000 I Kraft¬ 
stoff. Damit könnten wiederum zusätzliche Transport- und Ver¬ 
sorgungsleistungen, z. B. in neuen Wohngebieten, realisiert 
werden. Also, es lohnt sich. Dazu kann und muß jeder Mitarbei¬ 
ter, der in irgendeiner Art und Weise mit dem Einsatz von Kfz 
zu tun hat, seinen Beitrag leisten. Dabei ist es wichtig, die Er¬ 
fahrungen der Besten möglichst schnell zu verallgemeinern, 
denn jeder Kilometer mit überhöhtem Kraftstoffverbrauch be¬ 
deutet Verlust. (J. Eger/W. Müller) 
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RUNDSCHAU 


Nach dem 11. FDGB<Kongreß 
„Erhöhung der Leistungsqualität - 
im Dialog mit dem Bürger" 

Die Beratung des Sekretariats des Zentralkomitees der SED mit 
den ersten Sekretären der Kreisleitungen wurde von den Ge- 
npssen der Grundorganisation der SED beim PFA Angermünde 
ausgewertet. Aus der Feststellung des Genossen Honecker, 
daß „kommunale Leistungen das Wohlbefinden und die staats¬ 
bürgerliche Mitverantwortung beeinflussen", galt es insbeson¬ 
dere entsprechende Schlußfolgerungen zu ziehen. Der Versor¬ 
gungsbereich des PFA Angermünde umfaßt die Chemiearbei¬ 
terstadt Schwedt und den Landkreis Angermünde, der flächen¬ 
mäßig zu den zehn größten Kreisen unserer Republik gehört. 
Das schnelle Wachsen der Stadt Schwedt brachte auch für die 
Deutsche Post eine Vielzahl von Problemen mit sich. Neue Zu¬ 
stellbezirke mußten eingerichtet, vorhandene laufend erweitert, 
Zustellfachanlagen aufgebaut und umgesetzt, Postämter in den 
Wohngebieten eingerichtet werden. Manchmal konnte der Ein¬ 
druck entstehen, alle postalischeh Veränderungen und Erweite¬ 
rungen kommen nur den Bürgern der Stadt Schwedt zugute. 
Dem ist aber nicht so. 

Seit Jahren gilt uiisere Sorge besonders den Bürgern in den 
Gemeinden des Kreises Angermünde, die aufgrund der Kreis¬ 
ausdehnung teilweise bis zu 50 km von der Kreisstadt entfernt 
wohnen. So wurden und werden jährlich mindestens fünf Post¬ 
stellen von den Mitarbeitern der Abteilung BKP rekonstruiert, 
nach dem XI. Parteitag vier Poststellen eingerichtet und damit 
die Anzahl der Landzustellbezirke verringert. Seit mehreren 
Jahren hat sich die „Fahrende Poststelle" bewährt, die bei Aus¬ 
fall (Krankheit, Urlaub) von Leitern von Poststellen „in Aktion" 
tritt. Damit war es möglich, bisher die TWK 1.7.2. in ausgezeich¬ 
neter Qualität zu erfüllen. Genügen nun unsere Leistungen den 
Anforderungen, insbesondere den höheren Anforderungen 
nach dem XI. Parteitag? Dies sollten uns die Vorsitzenden der 
Räte der Städte und Gemeinden des Kreises Angermünde be¬ 
antworten. In Vorbereitung des 11. FDGB-Kongresses wurden 
sie gebeten, uns ihren Standpunkt zu nachstehenden Proble¬ 
men mitzuteilen; 

- entsprechen die Schalteröffnungszeiten der Poststellen den 
Bedürfnissen des überwiegenden Teils der Bürger? 

- wird in einer guten Qualität zugestellt? 

- treten unsere Mitarbeiter gegenüber den Postkunden höf¬ 
lich, freundlich und sachlich auf? 

- wie ist der Zustand der vorhandenen Münzfernsprecher? 

- welche Meinung gibt es zur Störungsdauer und Störungs¬ 
häufigkeit der Fernsprechanschlüsse? 

- wie ist die Zusammenarbeit unserer Mitarbeiter der Poststel¬ 
len sowie der Dienststellenleiter mit dem Rat? 

- wie schätzt der Rat die gesellschaftlichen Aktivitäten unserer 
Mitarbeiter im Territorium ein? 

Die Hinweise der Ratsvorsitzenden sollten in die Auswertung 
des 11. FDGB-Kongresses einfließen, wir baten deshalb um 
Stellungnahme bis zum 17. April 1987. Von dieser Möglichkeit 
zur Einflußnahme auf die Erhöhung unserer Leistungen haben 
zu diesem Termin von 6Ö Bürgermeistern 35 Gebrauch ge¬ 
macht. 

Wie ist die Resonanz auf unser Anliegen? Die Arbeitsweise un¬ 
serer Mitarbeiter wird von fast allen Bürgermeistern gelobt. Sie 
heben die große Einsatzbereitschaft bei der Dienstabwicklung 
in den Wintermonaten sowie die Aktivitäten bei der Dienst¬ 
durchführung bei Ausfall von Mitarbeitern hervor. Lediglich in 
zwei Fällen gab es hierzu Kritiken. Für fünf Gemeinden werden 
zusätzliche Öffnungszeiten der Poststellen in den späten Nach¬ 
mittag- und Abendstunden vorgeschlagen. Drei Bürgermeister 
schlagen Annahmestunden in zugehörigen Ortsteilen vor. Un¬ 
zufriedenheit wurde über die Dauer der Störungen an Fern¬ 
sprechanschlüssen oder deren Störungshäufigkeit geäußert. 
Die Mitarbeit in gesellschaftlichen Organisationen sowie im Rat 


bzw. in Kommissionen wurde besonders hervorgehoben. Eine 
Vielzahl unserer Mitarbeiter sind Träger von Auszeichnungen 
gesellschaftlicher Organisationen des Territoriums. 

Mit der Auswertung der vielen Hinweise wurde begonnen. So 
nahmen der AbtL Postbetrieb, Amtm Dähn, sowie der DStL 
Land, Oberinspektor Zeige, an einer öffentlichen Ratssitzung 
teil. In einer sachlichen Diskussion konnten die Probleme ge¬ 
klärt werden. Gleichzeitig wurde für die Probleme der Deut¬ 
schen Post Verständnis aufgebracht. In den Beratungen der 
Poststellen-Kollektive werden die Stellungnahmen ausgewer¬ 
tet. Ich bin mir sicher, daß die kritischen Hinweise von unseren 
Mitarbeitern richtig verstanden werden. Die anerkennenden 
Worte „ihrer" Bürgermeister werden unsere Mitarbeiter anspor¬ 
nen in ihren Bemühungen, für die Verbesserung der Leistungs¬ 
bereitschaft keinen Stillstand aufkommen zu lassen. 

Wir meinen, daß damit eine weitere Form gefunden wurde, die 
wachsenden Anforderungen zu präzisieren und mit dem 
Schwung des 11. FDGB-Kongresses zu verwirklichen. 

Rat Hermann Fritsch, StV PZ, PFA Angermünde 

Aus der Geschichte des Nachrichten¬ 
wesens im PFA Angermünde 1945-1985 

Diese Broschüre im Umfang von 96 Seiten wurde vom PFA An¬ 
germünde - gewissermaßen im Selbstverlag - herausgegeben. 
Sie ist eine sehr engagierte Arbeit, die nicht nur mit großem In¬ 
teresse und Gewinn zu lesen ist, sondern durch ihre vielfältige 
Gestaltung mit zahlreichen, inzwischen schon historischen Fo¬ 
tos auch zum Betrachten reizt. Es ist ein Buch über unsere Er¬ 
folge - natürlich. Aber es ist in erster Linie ein Bericht über die 
Postler, die diese Erfolge errungen haben. Ihre Arbeit, ihr 
Kampf wird so anschaulich geschildert, daß der Leser sie pla¬ 
stisch vor sich sieht, sie ihn ansprechen. Sie vermitteln ihm den 
Stolz auf das Erreichte und die Zuversicht, auch Künftiges zu 
bezwingen. Damit ist diese Broschüre ein Geschichtsbuch eige¬ 
ner Güte - ein historisches Dokument. 

Sein Inhalt spannt den Bogen von der geschichtlichen Wende, 
dem Neubeginn für die Angermünder Postler über die ersten 
Jahre sozialistischer Umgestaltung, die industrielle Entwick¬ 
lung von Schwedt, die Erhöhung der Leistungsqualität, die In¬ 
tensivierung und Rationalisierung bis zum Vorabend des 
XI. Parteitages der SED. 

Interessierte Kollegen können die Broschüre gegen einen Ko¬ 
stenbeitrag von 5 M beim PFA Angermünde beziehen. -kd- 

Zu unseren Jahrbüchern 

über zwei Jahrzehnte haben das Flieger-Jahrbuch (erscheint 
Ende 1987 letztmalig), das Motor-Jahr (letztmalig Mitte 1988), 
das Jahrbuch der Schiffahrt und das Eisenbahn-Jahrbuch das 
Profil des transpress VEB Verlag für Verkehrswesen maßgeb¬ 
lich geprägt. In Hunderten von Beiträgen boten sie einer gro¬ 
ßen Zahl von Lesern Informationen zu aktuellen Themen der 
einzelnen Verkehrszweige. Folgerichtig wuchs der Kreis der In¬ 
teressenten ständig, so daß Verlag und Buchhandel keinen lük- 
kenlosen Bezug der einzelnen Jahrgänge mehr garantieren 
konnten. 

Diese Situation veranlaßte den Verlag, die Sammelbände neu 
zu konzipieren. Forderungen an das neue Projekt waren unter 
anderem: eine höhere Auflage, mehrfarbiger Druck und pro 
Ausgabe ein Umfang, der regelmäßiges Erscheinen gestattet. 
Das neue Periodikum befindet sich nunmehr auf dem Reißbrett, 
und es wird sich ab 1989 als transpress-Magazin vorstellen. Als 
erste Ausgabe wird das Magazin Schiffahrt erscheinen, dem 
die Bände über die Luft- und Raumfahrt, den Schienenverkehr 
sowie den Kraftverkehr und das Straßenwesen folgen werden. 
Die 112 Seiten starken Periodika im Format 16,5 cm x 24,0 cm 
werden einen hohen Farbanteil haben und voraussichtlich 
12,80 M kosten. 
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Ein Tag der 

neugewählten Kulturfunktionäre 

ln dem Beschluß des Bezirksvorstandes unserer Industriege¬ 
werkschaft zur Bildung des Zentralen Klubs der Deutschen Post 
in Dresden wurde uns bereits die Aufgabe gestellt, der Qualifi¬ 
zierung der ehrenamtlichen Kulturfunktionäre besondere Auf¬ 
merksamkeit zu schenken. Soweit dies die Anleitung von Kolle¬ 
ginnen und Kollegen betraf, die diese Funktion schon einige 
Jahre ausüben, gab es von Anfang an keine Probleme. Vor we¬ 
nigen Wochen gestalteten wir für 100 Kulturfunktionäre ge¬ 
meinsam mit der Domowina, dem Verband der Lausitzer Sor¬ 
ben, unser 41. geselliges Nachmittagsseminar, wobei wir be¬ 
sonders auf die Bräuche dieser in der DDR beheimateten natio¬ 
nalen Minderheit eingingen. 

Weitaus schwieriger war die Aufgabe, neugewählten Kultur¬ 
funktionären ein erstes Grundwissen zu vermitteln, das sie be¬ 
fähigt, in ihrer neuen ehrenamtlichen Tätigkeit erfolgreich wirk¬ 
sam zu werden. Noch 1974 führten wir zu diesem Zweck im 
Ferienheim des Hauptpostamtes Dresden 7 in Nassau einen 
Wochenlehrgang durch. Die sich immer schwieriger gestal¬ 
tende Arbeitskräftesituation zwang uns aber, auch hier neue 
Wege zu gehen. 

Seit 1980 haben wir nunmehr begonnen, jeweils nach den Ge¬ 
werkschaftswahlen für die heugewählten Kolleginnen und Kol¬ 
legen, aber auch für neue Organisationsleiter von Volkskunst¬ 
kollektiven oder für ehrenamtliche Gewerkschaftsbibliothekare 
einen besonderen Schulungstag vorzubereiten, bevor sie spä¬ 
ter an den dreimal jährlich stattfindenden geselligen Nachmit¬ 
tagsseminaren teilnehmen. 

In der Einladung, die der Vorsitzende des Bezirksvorstandes der 
IG Transport- und Nachrichtenwesen unterschreibt, wird den 
neugewählten Kulturfunktionären zunächst der Glückwunsch 
zur Wahl in ihre neue verantwortungsvolle Funktion ausgespro¬ 
chen. Bereits im vergangenen Jahr mieteten wir für den 29. Ja¬ 
nuar 1987 erneut die beiden Gesellschaftsräume des Kulturpala- 
steä, weil sie uns beste Voraussetzungen für ein gutes Gelingen 
solcher Weiterbildungsvorhaben bieten. Dazu gehören 

- eine gepflegte Raumatmosphäre 

- gute Voraussetzungen für die gastronomische Pausenversor¬ 
gung und 

- die technischen Möglichkeiten für eine vielseitige Wissens¬ 
vermittlung und die Gestaltung künstlerischer Beiträge. 

Inhaltliche Gestaltung des Tages 

Bereits mit der Einladung erhielten die neugewählten Kultur¬ 
funktionäre den Zeitplan, um sich auf geplanten Themen ein¬ 
stellen zu können. In diesem Jahr behandelten wir 

- aktuelle Fragen der sozialitischen Kultur und Lebensweise 

- die X. Dresdner Musikfestspiele - Bilanz und Ausblick 

- aktuelle Aufgaben des Kulturobmannes - woher kann er 
Hilfe bekommen 


Mitglieder der Landesbühne Sachsen in der heiteren Kammeroper .Die Magd 
als Herrin* von Giovanni Battista Pergolesi Foto; Müller 



- Vorbereitung des 70. Jahrestages der Großen Sozialisti¬ 
schen Oktoberrevolution in den Arbeitskollektiven 

- bezirkliche kulturelle Betreuungsaufgaben der Landesbüh¬ 
nen Sachsen. 

Bei einer solchen Fülle an Informationen war es natürlich not¬ 
wendig, gute Referenten zu gewinnen, um Ermüdungserschei¬ 
nungen im voraus einzudämmen. So standen uns der Leiter der 
Abteilung Kultur des FDGB-Bezirksvorstandes Dresden, Kollege 
Günter Grehling, für das erste Thema und der stellvertretende 
Direktor des Büros der Dresdner Musikfestspiele, Genosse 
Rottgard, für das zweite Thema zur Verfügung. 

Zu den aktuellen Aufgaben des Kulturobmannes haben wir 
selbst gesprochen und damit erste Kontakte zum Zentralen 
Klub der Deutschen Post Dresden hergestellt. Überrascht und 
erstaunt waren die Teilnehmer dieses Tages der neugewählten 
Kulturfunktionäre, nach den Ausführungen über die bezirkli¬ 
chen Betreuungsaufgaben der Landesbühnen Sachsen die hei¬ 
tere Kammeroper „Die Magd als Herrin" von Giovanni Battista 
Pergolesi zu erleben. Sie wurde 1733 in Neapel als erste heitere 
Oper aufgeführt. 

Während der Kaffeepause konnten unsere Kolleginnen und Kol¬ 
legen die Vorbereitungsarbeiten der Technik, wie das Aufstel¬ 
len der Requisiten, der Scheinwerfer usw. verfolgen. Drei Dar¬ 
steller zauberten dann - zwischen den Tischen und auf einem 
kleinen Tanzparkett agierend - eine Theateraufführung, wie sie 
die Besucher so hautnah wohl noch nie erlebt hatten. Herzli¬ 
cher Beifall belohnte zum Abschluß nicht nur die Künstler, son¬ 
dern auch die Organisatoren dieses Tages der neugewählten 
Kulturfunktionäre. Wir haben das selbst gestellte Ziel erreicht, 
indem wir 

- ein gewisses Anfangswissen und die Bedeutung der neuen 
Funktion erlebbar machen konnten 

- ein anregendes und weiterwirkendes Kunsterlebnis vermittel¬ 
ten und 

- nicht zuletzt uns Klubmitarbeitern neue Partner herangezo¬ 
gen haben, die uns helfen, für unseren Betreuungsbereich die 
Aufgaben auf geistig-kulturellem Gebiet erfolgreich in An¬ 
griff zu nehmen, die uns vom 11. FDGB-Kongreß neu gestellt 
worden sind. 

Amtmann Hans Rick, Leiter des Zentralen Klubs der Deutschen 
Post Dresden 

Im Dialog mit Postkunden 
9 uf besondere Weise 

Seit März 1985 besteht in Schwedt beim Kulturbund der DDR 
der Freundeskreis der Rollstuhlfahrer und Behinderten. Diese 
Gruppe ist recht aktiv und lud leitende Mitarbeiter des PFA An¬ 
germünde zu Gesprächsrunden ein, um individuelle Behinder¬ 
tenprobleme zu erörtern, die im Zusammenhang mit dem Post- 
und Fernmeldewesen stehen. Jeweils eine Veranstaltung be¬ 
suchten die Stellvertreter des Leiters Rat Fritsch und Oberrat 
Krüger. Das hat eine gute Resonanz gefunden. Wer bedenkt 
schon, wie kompliziert es für Rollstuhlfahrer ist, ihre Wohnung 
zu verlassen, um ein Postfach zu leeren, an die viel zu hoch hän¬ 
genden Münzer heranzureichen, Zeitungen zu bestellen? Im Ex¬ 
tremfall ist sogar das Betätigen des Nummernschalters des 
Fernsprechapparates ein Probleml Da gewinnt die Möglichkeit 
eines Abonnements für Zeitungen und Zeitschriften eine ganz 
andere Bedeutung. Die leitenden Genossen des PFA nahmen 
so manche Anregung auf. Mehr noch, wir haben uns auf die Be¬ 
sonderheiten dieser Bürger besser einzustellen begonnen: Mit¬ 
arbeiter des Amtes nutzten die Zusammenkünfte und halfen 
diesen Bürgern bei der Anfertigung einer Postvollmacht für die 
Abholung ihrer Sendungen durch Dritte, ermöglichten ihnen 
Abonnements nach Bedarf und übergaben Fernsprechapparate 
mit Tastwahl. Wir haben zwei Münzfernsprecher tiefer ange¬ 
bracht und werden das mit einem weiteren tun. Um die Aus¬ 
händigung ihrer Pakete und Päckchen in der Wohnung zu si¬ 
chern, lassen sich unsere Rollstuhlfahrer nun ihre Sendungen 
vom Absender besonders kennzeichnen. Wir wissen dann Be¬ 
scheid und ersparen ihnen die Mühen des Abholens. Auf der 
Kreisdelegiertenkonferenz des Schwedter Kulturbundes haben 
wir für diese Aktivitäten viel Lob bekommen. 

Hauptrat Hans-Ulrich Tittler, Leiter des PFA Angermünde 
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Die „Postverladestelle am Hauptbahnhof in Leipzig" 
nahm vor 75 Jahren ihren Betrieb auf 


ln diesem Jahr besteht die weit über die Grenzen der Messe¬ 
stadt hinaus bekannte Leipziger Paketumschlagstelle, die, wie 
wir wissen, gegenwärtig komplex mechanisiert wird, 75 Jahre. 
Es dürfte deshalb nicht ohne Interesse sein zu erfahren, wel¬ 
ches die Ursachen ihres Entstehens waren und wie die Vorstel¬ 
lungen zu ihrem Bau vor mehr als 75 Jahren realisiert wurden. 
Die Notwendigkeit der Neugestaltung des Ladungsaustausches 
im Leipziger Bahnhofspostdienst, der bis dahin über sechs Ein¬ 
zelbahnhöfe abgewickelt wurde, ergab sich aus der umfassen¬ 
den Umgestaltung der Bahnhofsverhältnisse, die zu Anfang des 
20. Jh. konkrete Formen annahm. Im Jahre 1902 hatten sowohl 
die preußische als auch die sächsische Regierung ein Projekt 
genehmigt, das den Bau eines zentralen Leipziger Bahnhofs am 
Georgiring vorsah. Da auch der Rat der Stadt dieser Ausarbei¬ 
tung zustimmte, war der Bau des Hauptbahnhofes (1909/15) 
von da an beschlossene Sache. 

Die Postverwaltung hatte schon ein Jahr früher mit beiden Re¬ 
gierungen und dem Leipziger Stadtrat Beratungen über die sich 
für sie ergebenden Maßnahmen zur Anpassung der Postanla¬ 
gen, über Standortfragen, Grunderwerbungen, den Bau von Zu¬ 
fahrtsstraßen, Schienenanschlüssen usw. aufgenommen und 
über das Ergebnis dieser Verhandlungen den grundlegenden 
Vertrag vom 23. 7./1.8. bzw. 19.9.1904 abgeschlossen. Ihre 
konzeptionellen Überlegungen zur Veränderung des Bahnhofs- 
postdienstes konzentrierten sich auf zwei Hauptpunkte: Erstens 
auf den Bau eines Bahnpostamtes in unmittelbarer Nähe des 
zentralen Bahnhofs und zweitens, weil es sich als nicht durch¬ 
führbar erwies, die mit den Bahnposten auszutauschenden 
Mengen von Orts- und Durchgangspaketen in der Personen¬ 
halle des neuen Bahnhofes zu verladen, auf die Einrichtung ei¬ 
ner besonderen Verladestelle für Bahnpostwagen. 

Jahr In Leipzig Für Leipzig Täglich im Durchgang 

aufgegebene eingegangene zu bearbeitende 

Pakete Pakete J’akete 


1901 6 682 621 3 574 457 77 000 (1902) 

1911 10 100 000 4 800 000 100 000 

Der Neubau des Bahnpostamtes, mit dem gleichzeitig das vor¬ 
herige Postamt 2 zu ersetzen war, ging in der Brandenburger 
Straße, nahe dem Hauptbahnhof, bereits bis zum Jahre 1908 
vor sich. Mit diesem Teil der Maßnahmen, für den 1,5 Mill. 
Mark aufzuwenden waren, wollen wir uns im folgenden jedoch 
nicht befassen, stattdessen aber unsere Aufmerksamkeit der 
„Postverladestelle" zuwenden. Als geeigneten Standort .für 
diese „Postverladestelle" fand man ein damals noch weitge¬ 
hend unerschlossenes Gelände an der „Parthe", etwa 1 km in 
nordöstlicher Richtung vom Hauptbahnhof entfernt. Das 5,8 ha 
große Areal hatte eine relativ günstige Lage zu den preußi¬ 
schen und sächsischen Gleisgruppen, bedurfte aber der stadt¬ 
technischen Erschließung, insbesondere des Ausbaues der Zu¬ 


fahrtsstraßen und sehr aufwendiger Maßnahmen wegen des 
ungünstigen Baugrundes. Der Bau der Anlagen begann im 
Jahre 1905 und wurde sieben Jahre später mit einem für heu¬ 
tige Verhältnisse erstaunlich geringem Aufwand von nur reich¬ 
lich vier Mill. Mark abgeschlossen. 


Position Aufwand 

(Mark) 

Grunderwerbskosten 777 000 

Anliegerbeiträge für die Herstellung der Rohrteich- und Branden- 200 000 

burger Straße 

Erdaufschüttungen unter Gebäuden und 70 000 

Höfen 

Erdaufschüttungen unter Gleisen und 250 000 

Bahnanlagen 

Dienstgebäude 1 700 000 

Bahnsteighallen und Bahnsteigbefestigungen 437 000 

Maschinenanlagen einschließlich Zentralheizung, Beleuchtung, 375 000 

Aufzüge, Krane 

Gleisanlagen 334 000 


.Postverladestelle' insgesamt 4 143 000 


Entsprechend dem Charakter seiner Umgebung wählte man für 
das in Ziegelbauweise ausgeführte und außen mit Rauhputz 
versehene Gebäude-Ensemble einen damals neuzeitlichen 
Landhausstil. Bevor jedoch mit den Hochbauten begonnen wer¬ 
den konnte, waren umfangreiche Erdaufschüttungen und, weil 
eine natürliche Gründung nur im östlichen Teil des Packkam¬ 
mergebäudes möglich war, war das Einbringen von Senkbrunnen 
und Betonpfählen erforderlich. Herausragende bauliche Anla¬ 
gen dieses- Komplexes der Superlative wurden das Packkam- 
mergebäude (a) mit der 3282 m’ großen Packkammer im Erdge¬ 
schoß und den u. a. im Obergeschoß angeordneten 27 Über¬ 
nachtungszimmern für Bahnpostfahrer sowie die diesem Ge- 



Abb. 1 Lageplan der Postverladestelle (Legende im Text) 




Abb. 2 Pakete, Pakete... 

Abb. 3 Packkammergebäude, an der Rampe Elektrofahrzeuge 
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bäude vorgelagerte eigentliche „Postverladestelle" mit dem 180 
m langen und acht m breiten Querbahnsteig, den von acht 
Bahnsteighallen überdachten 16 Verladebahngleisen und den 
29 Postgleisen, von denen 17 in das preußische und 12 in das 
sächsische Gleisnetz mündeten. 

Außerdem waren auf dem Grundstück u. a. ein Annahmege¬ 
bäude (b] für Brief- und Paketannahme, ein Werkstattgebäude 
(c), ein Lager- und Verwaltungsgebäude für das damalige Tele¬ 
grafenzeugamt (d), ein Wagenhaus (e) für 26 „Päckerei-Kraft- 
wagen" sowie das Beutelschüttelwerk (f) gebaut worden. Eine 
Reservefläche (h) war zur Aufnahme einer Halle (900 m^) be¬ 
stimmt, die als Hilfspackkammer genutzt werden sollte. Insge¬ 
samt zehn Wohnungen für die Vorsteher der Ämter, für Maschi¬ 
nisten und andere Mitarbeiter standen zur Verfügung. Für die 
Zu- und Abführung der Ortssendungen beabsichtigte man ur¬ 
sprünglich, neben den Güterposten mit Pferdebespannung die 
Leipziger Straßenbahn zu benutzen. Dafür sollten nicht nur die 
„Postverladestelle" (über die damalige Oststraße), sondern 
auch das Paketpostamt in der Hospitalstraße (Leninstraße) so¬ 
wie die Postämter 1, 2, 3, 8 und Plagwitz Anschlußgleise an das 
Straßenbahnnetz erhalten und die erforderlichen posteigenen 
Motorwagen angeschafft werdön. Als man jedoch im Jahre 
1909 den Einsatz elektrisch betriebener Kraftwagen aufgrund 
allgemeiner Erfahrungen als praktikabler erkannte, verzichtete 
man auf den Straßenbahntransport und beschaffte im Frühjahr 
1912 die ersten zwei Fahrzeuge mit je 1,5 t Nutzlast. Im Som¬ 
mer des gleichen Jahres kamen weitere sieben Fahrzeuge mit 
je 21 Nutzlast hinzu, und bereits im Oktober 1912 besaß die 
Leipziger Post 26 dieser Postkraftwagen. Eine besondere. Lö¬ 
sung mußte auch für den zu erwartenden Stromverbrauch ge¬ 
funden werden. 

Man entschied sich für ein „reichseigenes elektrisches Kraft¬ 
werk" (g), das den gesamten Kraft- unÖ Beleuchtungsstrom mit 
vorerst zwei Zweizylinder-Dieselmaschinen von je 120 PS Lei¬ 
stung, die mit Gleichstrom-Nebenschluß-Dynamomaschinen (je 
80 kW) gekoppelt waren, herstellte. 


Beleuchtung .Postverladestelle', 250 000 

Beleuchtung Bahnpostwagen (Laden der 

Sammler) 

Laden der Sammler der Kraftwagen 200 000 

Werkzeugmaschinen, Krane, Aufzüge 35 000 

Maschinen im Beutelschüttelwerk, In der 36 000 

Waschanstalt, in der elektrischen Stopferei 

Jahresverbrauch insgesamt etwa 515 000 


Bereits im Frühjahr 1912 war die Fertigstellung der „Postverla¬ 
destelle" soweit fortgeschritten, daß zuerst die Verkehrsanteile 
des „Thünnger Bahnhofs" (1.2./1. 5. 1912) und zuletzt die des 
„Eilenburger Bahnhofs" (1.5. 1914) übernommen werden konn¬ 
ten. Als die „Postverladestelle" vor 75 Jahren so in Betrieb ge¬ 
nommen wurde, geschah das, davon dürfen wir ausgehen, mit 
Anlagen, Maschinen und Technologien, die durchaus den da¬ 
maligen Erkenntnisstand repräsentierten und die zugleich den 
an sie gestellten quantitativen Anforderungen entsprachen. Der 
geringe Mechanisierungs- und Automatisierungsgrad beein¬ 
flußte zunehmend jedoch nicht nur die Produktivität, sondern, 
gemeinsam mit dem damaligen Verständnis für die sozialen Be¬ 
lange, auch die durch körperlich schwere Tätigkeiten geprägten 
Arbeits- und Lebensbedingungen. Auf diesen Gebieten grun'dle- 
gende und wirksame Veränderungen herbeizuführen, mußte so¬ 
zialistischen Produktidnsverhältnissen Vorbehalten bleiben. 

(B. Haube) 

Erster Abschnitt des Postmuseums 
wurde rekonstruiert 

Die Sonderausstellung „Berlin auf Briefmarken und Münzen" ist 
am 4. Mai 1987 im Postmuseum in der Berliner Leipziger Straße 
eröffnet worden. Sie ist ein Beitrag des Philatelistenverbandes 
und der Gesellschaft für Heimatgeschichte im Kulturbund der 
DDR sowie des Postmuseums der DDR zum 
750. Stadtjubiläum. 

Mit der Eröffnung der Ausstellung wurde der erste Abschnitt 
des rekonstruierten, unter Denkmalschutz stehenden Postmu¬ 
seums übergeben. Symbolisch erhielt Rudolph Schulze, Stell¬ 
vertreter des Vorsitzenden des Ministerrates und Minister für 
Post- und Fernmeldewesen, aus den Händen von Gerhard War¬ 
tenberg, Produktionsbereichsleiter des Wohnungsbaukombina 
tes Magdeburg, den Schlüssel zu dem Gebäude. Herzlich be- 
grül^te Gäste waren Staatssekretär Kurt Löffler, Stellvertreter- 
des Vorsitzenden und Sekretär des Komitees der DDR zum 
750jährigen Bestehen von Berlin, sowie Prof. Dr. Karl-Heinz 
Schulmeister, 1. Vizepräsident und 1. Bundessekretär des Kul¬ 
turbundes. 

In Ansprachen werteten der StellveiTreter des Ministers für 
Post- und Fernmeldewesen Dr. Hans-Jürgen Hammer und der 
Vizepräsident des Kulturbundes Prof. Dr. Heinrich Gemkow die 
Ausstellung als Beitrag zur Darstellung Berlins als geistiges, 
kulturelles, wissenschaftliches und industrielles Zentrum. Zu se¬ 
hen sind bis 28. November Stiche, Briefmarken, Münzen, Me¬ 
daillen und Geldscheine. 
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Gesehen auf der Leipziger 
Frühjahrsmesse 1987 (II) 

Angewandte Fernsehtechnik 

Beim Einsatz der Angewandten Fernsehtechnik in den unter¬ 
schiedlichsten Bereichen ist die Fernsteuerung von Objektiven, 
der Schwenk- und Neigeköpfe, von Kamerawahlschaltern, Bild¬ 
verteilungsgeräten und spezifischen Anlagenteilen erforderlich. 
Das Codierte Fernsteuersystem CFS 1000 vom VEB Kombinat 
Nachrichtenelektronik dient zur Fernbedienung derartiger Be¬ 
triebsfunktionen von Fernbeobachteranlagen. Es ist mikrorech¬ 
nergesteuert und durch eine Zweidrahtübertragung sämtlicher 
Steuerfunktionen gekennzeichnet, wodurch gegenüber dem 
bisherigen Fernsteuersystem FZ 20 eine erhebliche Reduzie¬ 
rung des Kabelbedarfs und Montageaufwands eintritt. Von 
platzsparenden Fernsteuersendern des Typs FS mit program¬ 
mierbarem EPROM bei Möglichkeit der Steuerungsübernahme 
bzw. Steuerungsabgabe zwischen unterschiedlichen Bedien¬ 
plätzen gelangen Steuerimpulse parallel oder sternförmig ver¬ 
teilt zu den Fernsteuerempfängern der Einzelgeräte. Zürn Co¬ 
dierten Fernsteuersystenri CFS 1000 gehören verschiedene 
formschöne Fernsteuersender für unterschiedliche Einsatzauf¬ 
gaben als eigentliches Bedienteil, so z. B. der Fernsteuersender 
FS 1030 (Bild oben rechts), die Kamera-Schwenk- und -Neige- 
einrichtungen KSNE 2041 und KSNE 2031, die Videokreuzschie¬ 
nenverteiler VKS 2010/2011 und die Variooptikfernantriebe VFA 
1011/1021. Der Fernsteuersender FS 1030 gestattet die Steue¬ 
rung von 96 Kameras, d. h. ihrer optischen Funktionen, der 
Schwenk- und Neigefunktionen, der Netzfernschaltung und die 
Realisierung weiterer Schaltbefehle, außerdem die Signalver¬ 
mittlung zwischen 96 Kameras und 96 Monitoren. Bedeutend 
erweitert wurden auch die Funktionen der anderen Einzelgeräte 
gegenüber den Vorgängererzeugnissen. So ist der automati¬ 
sche Kamerawahlschalter frei programmierbar. Es besteht fer¬ 
ner die Möglichkeit der Vorwahl eines beliebigen Schwen¬ 
kungsbewegungsablaufes und dessen automatisches Abfah¬ 
ren, weiter Schaltmöglichkeiten für bis zu vier externen Funktio¬ 
nen bzw. Geräten (z. B. Scheinwerfern) je Kamera. Die Übertra¬ 
gungsrate des Codierten Fernsteuersystems beträgt 2,4 kBit/s, 
die Übertragungsentfernung bis 6 km ohne Zwischenverstärker. 
(VEB Kombinat Nachrichtenelektronik, Leipzig) 

RFT-HiFi-Phonoautomat PA 1205 

Dieses Schallplattenabspielgerät der HiFi-Klasse ist für den Ein¬ 
satz in hochwertigen Heimwiedergabeanlagen gedacht. Es ent 
hält ein magnetisches Schallplattenabtastsystem und einen 
Entzerrerverstärker. Seine wichtigsten Besonderheiten sind 

- Tangential-Langtragarm mit Linearmotor 

- Direktantrieb des Plattentellers 

- Steuerung aller Gerätefunktionen durch Einchip-Mikrorech- 




- automatisches Erkennen des Schallplatten-Durchmessers 

- Möglichkeiten der Titelprogrammierung 

— automatische Steuerung aller Tragarmfunktionen 

- jederzeit mögliche manuelle Bedienung über frontseitig an¬ 
geordnete leichtgängige Tipptasten 

— zwei Geschwindigkeiten für Tragarmtransport bei manueller 
Betätigung 

— vierstellige 7-Segment-LED-Anzeige für Betriebsfunktionen 
und Programmierung 

Die mit einem UC-Expander ausgerüstete Variante erhöht die 
Gebrauchswerte und stellt eine Weltneuheit dar. Das UC-Kom- 
pandersystem, ein neuartiges Geräuschminderungsverfahren, 
wird voll wirksam durch entsprechend hergestellte Schallplat¬ 
ten, mit deren Produktion im VEB Deutsche Schallplatten be¬ 
gonnen wurde, und dem Expander im Schallplattenabspielge¬ 
rät. Auch mit herkömmlichen Schallplatten verbessert der UC- 
Expander im Schallplattenabspielgerät die Wiedergabequalität. 
(VEB Kombinat Rundfunk und Fernsehen, Staßfurt) 


Multimeter G - 1007.500 



Das batteriebetriebene (6xR 6) Multimeter der Genauigkeits¬ 
kiasse 0,5 ist besonders für den Einsatz im Labor, Handwerk, 
Service und für Heimwerker geeignet. Ausgerüstet mit einer 
dreieinhalbstelligen LCD-Anzeige, dient es zum Messen von 

- Gleich- und Wechselspannung: 100 juV ... 1000 V 

- Gleich- und Wechselstrom: 100 nA ... 10 A 

- Widerstand: 100 mOhm ... 20 MOhm 

Es zeichnet sich durch einfache Handhabung bei sofortiger Be¬ 
triebsbereitschaft aus. Die Betriebszeit mit einem Batteriesatz 
beträgt mindestens 750 Stunden, im R-Bereich mindestens 500 
Stunden. Die Batterie-Entladespannung wird automatisch an¬ 
gezeigt. 

(VEB Kombinat Mikroelektronik) 
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über Multifunktionstesten können 

- Farbwechsel 

- Stellungsveränderung 

- Partiewiederholung 
angewählt werden. Der Computer er¬ 
ledigt auf Wunsch automatisch 

- Zugzeitmessung 

- Summenzeitmessung 

- Count-down-Zeitmessung 

- Zugzihlung. 


Neuer Schachcomputer CMC .Diamond" 

Das neue Gerät CMC vereinigt in sich alle Vorzüge des bekann¬ 
ten „Chess-Master"-Schachcomputers, wurde aber noch durch 
den Steckplatz für eine Programmkassette zur Programmerwei¬ 
terung ergänzt. Auch hier geschieht die Zugeingabe automa¬ 
tisch über Sensorfelder. Der CMC verfügt über 16-KByte-ROM- 
und 3-KByte-RAM-Speicher. Ein vierstelliges alphanumerisches 
LED-Display dient der Ausgabe der Zeit, der Anzahl der Züge, 
der Anzeige der Stellungsbewertung und zum Dialogbetrieb bei 
Eingabe der Betriebsarten. Acht Spielstufen unterschiedlichen 
Schwierigkeitsgrades, zwei Analysestufen und vier Mattstufen 
gestatten anspruchsvolle, dem Niveau des Spielers angepaßte 
Matchverläufe und Übungen. (VEB Kombinat Mikroelektronik) 

Kompaktküchenmaschine „Berlinett electronic" 

Mit dieser Küchenkompaktmaschine (Leipziger Messegold) 
steht ein hochwertiges Erzeugnis für die Erleichterung der 
Hausarbeit im Angebot. Das Gerät ist für die mechanische 
Speisenzubereitung außerordentlich praktisch und eignet sich 
für folgende Arbeitsfunktionen; Kneten, Rühren, Zerkleinern, 


Mixen, Schlagen, Hacken, Mischen, Schneiden, Raspeln und 
Reiben. Die kompakte Bauweise der Küchenmaschine (ohne 
umfangreiches Zubehör, das erst montiert bzw. demontiert 
werden müßte) gestattet die sofortige Einsatzbereitschaft im 
Haushalt und erspart zusätzlichen Arbeits- und Reinigungsauf¬ 
wand. Durch die stufenlose elektronische Drehzahleinstellung 
kann die optimale Drehzahl einschließlich Momentbetrieb ^ür 
die jeweilige Arbeitsfunktion gewählt werden. Besonders ver¬ 
braucherfreundlich sind 

- die optische Kontrollmöglichkeit bei allen Arbeitsfunktionen 

- stirnseitig angebrachte Griffmulden mit Haltenoppen zur 
besseren Handhabung 

- der Sicherheitsschalter, der gewährleistet, daß beim unbe¬ 
absichtigten öffnen des Deckels der sofortige Stillstand des 
Schneidwerkzeuges über eine Motorbremse ausgelöst wird 

- die vier Gummifuße mit saugfähigen Konturen zur Erhöhung 
der Standfestigkeit 

- das Zubehör, und zwar Arbeitsbehälter mit Deckel, Stopfer, 
Arbeitsmesser, Scheibenträger, Reibscheibe, grobe 
Schneid: und feine Raspelscheibe, feine Schneid- und grobe 
Raspelscheibe, Pommes-frites-Scheibe 

(VEB Elektromechanik Berlin-Kaulsdorf) 



Zur .Berlinett electronic': 
Spennung: 220 V 
Leietungsaufnehme: 400 W 
Masse: 5.9 kg 
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Büttenbriefe, Pappen - und eine Glättmaschine mit 
Achatstein... die Papiermühle Niederzwönitz 


Von JÜRGEN FUCHS, Karl-Marx-Stadt 

In der alten Papiernnühle im Erzgebirgsstädtchen Zwönitz (Abb. 
1) im Kreis Aue wurde seinerzeit kein Papier für Briefmarken 
produziert. Aber, wie man einst feinstes Büttenpapier - auch 
mit Wasserzeichen und durchaus für Liebesbriefe geeignet - 
schöpfte, das kann sich jeder Besucher hier ganz aus der Nähe 
anschauen. Vor allem waren es jedoch Pappen, zumeist die für 
Verpackungszwecke, die in def 400jährigen Papiermühle herge¬ 
stellt wurden. Und - ganz sicher ist so mancher Karton aus den 
Erzeugnissen der Niederzwönitzer Mühle in den letzten hundert 
Jahren auch postalisch befördert worden; denn die Pappen 
wurden nämlich u. a. von den ortsansässigen Schuhfabriken 
verwendet. Und ein Schuhkarton war für martch einen — wie 
auch heute noch - ein sehr willkommenes Behältnis für den 
Postversand ... 

Die gesamte, von zwei wuchtigen Wasserrädern angetriebene 
Produktionsanlage (erst 1941 kam ein 15-kW-Elektromotor 
hinzu, der bei Wassermangel durch Trockenheit oder starker 
Vereisung „einspringen" konnte) wurde 1973 stillgelegt. Sie war 
bereits unter Denkmalschutz gestellt worden und sollte nun¬ 
mehr ein technisches Museum werden. So beschlossen es 
dann auch die Zwönitzer Stadtväter endgültig. Doch das Vorha¬ 
ben brauchte seine Zeit. Die über hölzerne Wellen, Zahn- und 
Kammräder und mit langen Transmissionsriemen angetriebe¬ 
nen Maschinen mußten erst einmal gründlich restauriert wer¬ 
den. Ebenso der gesamte Gebäudekomplex der Mühle - übri¬ 
gens ein interessanter Fachwerkbau. 

Seit 1984 gibt es nun das technische Museum „Papiermühle 
Niederzwönitz”. Alljährlich von Mai bis Oktober können sich 
alle bei einer Führung durch die historische Anlage mit dem 
Werdegang der Papier- und Pappeherstellung vertraut machen. 
Dieses Museum ist bislang einmalig in seiner Art in der Repu¬ 
blik. Es wurde alles wieder so hergerichtet, als hätte man erst 
gestern die Pappeproduktion eingestellt. Nahezu alle Maschi¬ 
nen und Anlagen werden in Funktion vorgeführt. Wir finden 
also hier ein „Stück Technik" für ein Erzeugnis, mit dem eigent¬ 
lich jeder von uns irgendwie zu tun hat. Was wären wir heutzu¬ 
tage ohne Papier und Pappe? Bekanntlich ist auch bei der Post 
diese Sortimentspalette überaus reichlich; sie reicht von Brief¬ 
marken über diverse Formulare bis hin zu den strapazierfähigen 
Postmietbehältern aus festem Karton. Der Besuch in Zwönitz 
lohnt sich also! 

Wir kommen zur nächsten Führung gerade zurecht. Also, den 
Bereich, wo die wuchtige hölzerne Bütte steht und auch aller- 


Abb. 1 Direkt am 
Markt des Erzga- 
birgsstädtchans 
Zwönitz (Kreis 
Aua) steht dieser 
frischrenovierte 
Fschwerkbau - 
das Hotel RqS. 
Natürlich fehlt 
auch hier nicht die 
historische Post- 
meiiensöule, die 
um 1727 allerorts 
in Sachsen auf ge¬ 
stellt werden muß¬ 
ten - „zur Bele¬ 
bung des Ver¬ 
kehrs', wie im 
fürstlichen Erlaß 
zu lesen war... 

Fotos: Autor 



hand Gerätschaften der alten Papiermacher zu sehen sind, wie 
ein Aufhängekreuz zu Abtropfen des handgeschöpften Papiers 
oder die verschiedenen Schöpfrahmen mit Wasserzeichen, hat¬ 
ten wir schon erwähnt. Daß die Geschichte des Papiers bis vor 
unserer Zeitrechnung zurückreicht, erfahren wir dort ebenfalls. 
Auch, wo sich die ersten Papiermacher im deutschen Raum an¬ 
siedelten, die natürlich besonders nach der Erfindung des 
Buchdrucks sehr gute Verkaufschancen für ihren weißen Be¬ 
schreib- (besser seitdem Bedruck-jstoff erhielten ... 

Im kleinen Maschinenraum im Erdgeschoß erweckt sofort der 
gewaltige Kugelkocher das Besucherinteresse. Diese Maschine 
wurde mit Altpapier vom oberen Stockwerk aus gefüllt und zu¬ 
meist nachtsüber in ständiger Drehbewegung gehalten. Am 
Morgen konnten dann die rd. 800 kg aufgeweichtes Papier dem 
Kollergang zugeführt werden. Diese zwei aus Granit bestehen¬ 
den Mahlsteine bearbeiteten den Rohstoff weiter, der anschlie¬ 
ßend dem Holländer (Abb. 2) über ein Transportband zugeleitet 
wurde, der den „Stoff" verarbeitungsgerecht vorbereitete. Mit¬ 
tels Schöpfrad gelangte der Brei schließlich bis zur Handpap¬ 
penmaschine. Die hier erzeugte Pappe, von einer Spindel¬ 
presse vom überschüssigen Wasser befreit, wurde danach auf 
dem geräumigen Dachboden der Papiermühle zum Trocknen 
aufgehängt. Die Zeit dafür war abhängig von der Dicke der 
Pappe und von der vorherrschenden Außentemperatur. Sie be¬ 
trug zwei bis drei Tage, manchmal aber auch bis zu vier Wo¬ 
chen. Die weitere Verarbeitung der Pappen übernahm dann ein 
kleines beheiztes Walzwerk; sie wurden aber auch - sofern es 
der Abnehmer wünschte - mit einem Achatstein auf der Glätt¬ 
maschine poliert. 

Auf einem Rundgang um das Fachwerkgebäude sieht der Inter¬ 
essierte den Mühlgraben als Zufluß für die beiden Wasserräder 
und einen etwa zehn Tonnen schweren Holzschleifer, der aller¬ 
dings nie in dieser Mühle eingesetzt war. Er dient dem Museum 
als Schauobjekt für dje Herstellung des Holzschliffs. 

Und wer außer dieser musealen Kostbarkeit im oberen Zwönitz- 
tal noch etwas mehr von diesen erzgebirgischen Landstrich 
kennenlernen möchte, dem sei eine Visite im nahen Greifen¬ 
steingebiet empfohlen. Erfindet dort einen Aussichtsfelsen, der 
bei klarem Wetter einen reizvollen Rundblick gestattet - auch 
bis zum Fichtelberg (1214 m) und Klinovec (CSSR/1244 m) hin¬ 
auf. Im Sommer lädt die Freilichtbühne an den Greifensteinen 
mit Theater- und Filmvorführungen ein. Und im nahen Greifen¬ 
bachstauweiher kommen die Wassersportler auf ihre Kosten - 
natürlich auch die Wanderer, die das waldreiche Gelände „auf 
Schusters Rappen" durchstreifen können ... 


Abb. 2 Dieser Hollender aus dem Museum Papiermühle Niederzwönitz ist ein 
länglichrunder Trog mit einem Grundwerk, und einer Messerwalze (rechts), 
Baujahr 1915. In diesem Aggregat wurde der Faserstoff für die Handpappenmä- 
schine weiter aufbereitet. 
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Funk für alle 

Von GERHARD WEINREICH, Halle 
(beide Beiträge auf dieser Seite) 


Daß bereits ein Jahr nach dem Sieg der Großen Sozialistischen 
Oktoberrevolution in Sowjetrußland der erste leistungsfähige 
Röhrensender seinen Betrieb aufnehmen konnte, war sowohl 
ein Verdienst des sowjetischen Hochfrequenztechnikers M. A. 
Bontsch-Brujewitsch (1888-1940) als auch des sowjetischen 
Physikers und Funktechnikers Wladimir Konstantinowitsch Le- 
bedinski, der wesentlich zur Schaffung von wissenschaftlichen 
Grundlagen der Funktechnik in seinem Heimatland beitrug. 
Dem am 20. Juli 1868 in Petrosawodsk geborenen Wladimir 
Konstantinowitsch ermöglichten seine Eltern den Besuch der 
mathematisch-physikalischen Fakultät in Petersburg, die er 
1891 abschloß. In den folgenden Jahren unterrichtete der junge 
Wissenschaftler erfolgreich an einer Reihe von Hochschulen, 
so daß er in Anerkennung seiner wissenschaftlichen Leistungen 
1913 zum Professor ernannt wurde. Während des ersten Welt¬ 
krieges bezog das zaristische Rußland seine funktechnischen 
Ausrüstungen vorwiegend aus Frankreich. Die junge Sowjet¬ 
macht mußte jedoch, im Kampf gegen weißgardistische Ban¬ 
den, konterrevolutionäre Umtriebe und ausländische Interven¬ 
tionsarmeen stehend, nunmehr eine eigene Funkindustrie auf¬ 
bauen. In diesen schweren Jahren gehörte Lebedinski mit zu 
den Organisatoren des 1918 in Nishni-Nowogorod (heute Gorki) 
gegründeten Radiolaboratoriums „W. I. Lenin", mit dessen Lei¬ 
tung Bontsch-Brujewitsch betraut worden war. Auf Initiative 


Wladimir Konstantinowitsch Lebe- 
dinski, *20. Juli 1868, t11. Juli 1837. 
Postwertzeichen: UdSSR 1968: Li-Nr. 
3580 


von Lebedinski begann man dort 1924 mit der Untersuchung 
der Übertragungseigenschaften von Kurzwellen. Lebedinskis 
Arbeiten waren insbesondere der Erforschung von elektroma¬ 
gnetischen Schwingungen und Weljen sowie von Funkentladun¬ 
gen und magnetischen Vorgängen gewidmet. Die dabei gewon¬ 
nenen Erkenntnisse veröffentlichte er in einer Vielzahl von Wer¬ 
ken, die bei der Popularisierung wissenschaftlicher Kenntnisse 
und für die Physikausbildung eine große Rolle spielten. In Er- 
gänzung dazu redigierte er von 1906 bis 1910 die wissenschaftli¬ 
chen Zeitschriften „Journal der russischen physikalisch-chemi¬ 
schen Gesellschaft" und „Fragen der Physik", sowie die auf 
seine Initiative hin geschaffenen Funktechnischen Zeitschriften 
„Radiotechnik" von 1918 bis 1921 und „Drahtlose Telegraphie 
und Telephonie" von 1918 bis 1928. 

Wladimir Konstantinowitsch Lebedinski verstarb am 11. Juli 
1937 in Leningrad. 



Großzügigkeit mit Hintergedanken 

Wenn vor der Jahrhundertwende die Experimente des^ italieni¬ 
schen Hochfrequenztechnikers Guglielmo Marconi zur drahtlo¬ 
sen Überbrückung einer mehrere 100 m langen Entfernung 
noch eine Sensation waren, so sind für uns heutzutage die tau¬ 
sende Kilometer langen Funkbrücken durch den Weltraum be¬ 
reits zur Selbstverständlichkeit geworden. 

Der Vater des am 25. April 1874 in Griffone bei Bologna gebore¬ 
nen Guglielmo Marconi besaß als wohlhabender Geschäfts¬ 
mann genügend Mittel, um seinem Sohn eine gute Ausbildung 
zu finanzieren. An der Universität Bologna zählte Marconi zu 
den eifrigsten Hörern des Physikprofessors Augusto Righi 
(1850-1920), dessen Versuche mit elektromagnetischen Wellen 
den 21jährigen Guglielmo zu eigenen Experimenten anregten. 
Im Frühjahr 1895 baute Marconi auf dem Dachboden des väter¬ 
lichen Landgutes die bei Professor Righi gesehenen Apparate 
nach und entwickelte sie weiter. Bereits nach einigen Monaten 
konnte er mit drahtlos übertragenen Signalen eine 300 m lange 
Strecke von seinem in einer Bodenkammer aufgestellten Sen¬ 
der bis zum Empfänger im Garten überbrücken. Ähnlich wie 
kurze Zeit vor ihm der russische Physiker A. S. Popow 
(1859-1905) verwendete Marconi für seinen ersten drahtlosen 
hochempfindlichen Empfänger den mit einer Antenne verbun¬ 
denen Kohärer (Bauelement zum Nachweis elektromagneti¬ 
scher Schwingungen), eine Erfindung des französischen Tech¬ 
nikers E. Branly (1846-1940). 

Die italienische Regierung zeigte allerdings für die erfolg¬ 
reichen Ergebnisse der Marconischen Experimente kein Inter¬ 
esse. Seine aus Schottland stammende Mutter riet ihm daher, 
sich nach England zu wenden. Dort interessierte man sich we¬ 
gen der Kolonien vor allem für drahtlose telegrafische Verbin¬ 
dungswege, die sicherer und billiger als Telegrafenkabel waren. 
Als Marconi 1896 nach England reiste, unterstützte ihn insbe¬ 
sondere der Leiter des britischen Telegrafenwesens W. H. 
Preece (1834-1914). Zwar wurden beim ersten Sendeversuch 
am Londoner Themseufer nur 100 m Reichweite erzielt, doch 
am 14. Mai 1897 gelang es Marconi, auf 5 km Entfernung eine 
drahtlose telegrafische Übertragung zwischen Lavernock Point 
und der Insel Flatholm im Bristol-Kanal im Beisein des deut¬ 
schen Hochfrequenztechnikers A. Slaby (1849-1913) durchzu¬ 


führen. Als nächster großer Schritt folgte am 27. März 1899 der 
Aufbau einer funktelegrafischen Verbindung zwischen England 
und Frankreich. Noch im gleichen Jahr konnte über eine Entfer¬ 
nung von 70 km der Dampfer „St. Paul" die erste gefunkte 
.Bordzeitung empfangen. Nach vielen Mühen gelang Marconi 
am 12. Dezember 1901 die hartnäckig angestrebte funktelegrafi¬ 
sche Überbrückung der 3500 km langen Strecke zwischen 
Poldhu in der englischen Grafschaft Cornwall und Cap Cod 
(Massachusetts) in den USA - erstmals in der Welt hatte ein 
Funktelegramm den Atlantik überquert. 

Zu den weiteren Leistungen Marconis auf dem Gebiet der 
Hochfrequenztechnik gehören der geschlossene abgestimmte 
Schwingkreis, der Magnetdetektor, die rotierende Funken¬ 
strecke und die Hohlspiegel-Richtantenne. Für ihre erfolg¬ 
reichen Arbeiten auf dem Gebiet der Funktechnik erhielten am 
11. Dezember 1909 Marconi und der deutsche Hochfrequenz¬ 
techniker K. F. Braun (1850-1918) zu gleichen Teilen den Nobel¬ 
preis für Physik verliehen. 

Durch gewandte Anwälte ließ sich Marconi seine Patente äu¬ 
ßerst geschickt schützen, um mit der von ihm 1897 gegründe¬ 
ten Marconi Wireless Telegraph Company ein Weltmonopol im 
Funkwesen zu erringen. Dieser Versuch scheiterte jedoch 
schließlich an der Konkurrenz anderer Firmen. Auch der Trick 
mit „großzügigerweise" kostenlos eingerichteten Marconista- 
tionen, die keine Telegramme von Stationen aufnehmen durf¬ 
ten, die nicht von der Marconi-Gesellschaft errichtet worden 
waren, konnte daran etwas ändern. Guglielmo Marconi, bis an 
sein Lebensende um die Weiterentwicklung der Hochfrequenz¬ 
technik bemüht, verstarb in Rom am 20. Juli 1937. 


Guglielnrio Mar¬ 
coni. *25. April 
1874. t20. Juli 
1937. Postwertzei¬ 
chen: ÖSSR 1959; 
Li-Nr. 1180 
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Sprache ohne grammatikalische Ausnahmen - 
Esperanto 


Von Horst Hille, Leipzig 

Die meisten haben sie leider nie erlernt, jene wunderbare und 
nach Aussage ihrer Anhänger so nützliche"'und dabei relativ 
schnell begreifbare Plansprache, von der Maxim Gorki sagte: 
.Die Einheit der Klasseninteressen und Ziele des internationa¬ 
len Proletariats erfordert eine einheitliche Sprache. Esperanto 
ist nach meiner Auffassung der gesunde Keim einer internatio¬ 
nalen Sprache und völlig entwicklungsfähig.“ 

Gewiß - es gibt eine größere Anzahl Menschen (in der DDR rd. 
2000); die jenes künstliche Verständigungsmedium des polni¬ 
schen Augenarztes Ludwig Lazar Zamenhof (1859-1917) eifrig 
betreiben und in organisierter Form Propaganda dafür machen; 
und ebenso läßt sich nicht bestreiten, daß Esperanto eine welt¬ 
weite Verbreitung gefunden hat. Aber den wirklich großen 
quantitativen Durchbruch hat es noch nicht erreicht. Dafür 
fehlte bisher eine entscheidende Voraussetzung: daß sich näm¬ 
lich schon die Kinder in allen Schulen damit als Pflichtfach be¬ 
fassen. Dies aber geschieht - außer wohl in der Ungarischen 
Volksrepublik zum Teil - bisher nirgends. Das ist eigentlich ein 
Phänomen; denn jeder stimmt im allgemeinen sofort zu, wenn 
man ihn fragt, ob er eine solche Weltsprache für zweckmäßig 
hält. Reisende könnten sich in fremdem Land mühelos verstän¬ 
digen, die Sprache käme geschäftlicher oder privater Korre¬ 
spondenz zugute, Politiker benötigten keine Dolmetscher, und 
in Esperanto abgefaßte Verträge wären für alle Vertragspartner 
in einer Fremdsprache formuliert, so daß „Auslegungstricks" 
aufgrund besserer Kenntnis der eigenen Sprache (wie es z. B. 
durch die Amerikaner mit dem ABM-Vertrag versucht wird) ver¬ 
hindert würden. Und so weiter und so fort. Doch all das ist 
Wunschdenken - Esperanto blieb bislang mehr Hobby als All¬ 
tagspraxis, 

Diese Plansprache bedeutet indessen keineswegs den einzigen 
und ersten Versuch, solch ein praktikables, künstlich konstruier¬ 
tes Verständigungsmittel einzuführen. Jedes ausführliche Lexi¬ 
kon nennt hierzu Details. Man hat versucht, lebenden Sprachen 
ein vereinfachtes Regelwerk zu geben, z. B. als Basic English 
oder Basic Russian; ein anderer Versuch gipfelte darin, konnpli- 
ziertere tote Sprachen zu simplifizieren, z. B. als Neulatein oder 
Latein ohne Flexion. Eine Kunstsprache, die eine gewisse Be¬ 
deutung erlangte, nennt sich Volapük. Sie wurde aus einer na¬ 
tionalen Sprache abgeleitet und besteht aus stark umgeform¬ 
ten Wortwurzeln. „Interlingua" - ebenfalls mit einer Anzahl An¬ 
hänger - nutzt Sprachkompositionen, die weitgehend auf Inter¬ 
nationalismen beruhen.'Andere Hilfssprachen tragen Bezeich¬ 
nungen wie Ido, Occidental, Pikto oder Ro. Die wissenschaftli¬ 
che Disziplin zur Optimierung der mit fast tausend Versuchen 
dieser Art zusammenhängenden Problematik nennt sich Inter¬ 
linguistik. 

Die bedeutendste aller konstruierten Sprachen blieb bis heute 

Sonderkarte für das Internationale Esperanto-Messetreffen 1982 in Leipzig 
fIFER - Internacia Foira Esperantiata Renkonto) 


La kreinto de Esperanto (Oer Schöp¬ 
fer des Esperanto): Or. Ludwig Lazar 
Zamenhof, polnischer Augenarzt 
(18E9-1917) 

Esperanto. Ihr Schöpfer nannte sich mit seinem Pseudonym 
„Dr. Esperanto" (= der Hoffende). Wie sehr er sein Werk liebte, 
zeigt, daß er sogar einen Esperanto-Marsch (Musik von F. de 
Menü) in seiner Kunstsprache dichtete: „La Espero". 

Esperanto existiert jetzt genau einhundert Jahre, entstand also 
1887. Sein Aufbau besitzt den Vorzug der Einfachheit: es hat le¬ 
diglich 16 Grundregeln (das Deutsche dagegen 294) und ver¬ 
zichtet - wie schon in der Überschrift gesagt - auf jegliche 
Ausnahmeregelungen, was sonst beim Erlernen von Sprachen 
für die Schüler oft zur Plage wird. Esperanto klingt recht ange¬ 
nehm; es ähnelt ein wenig dem Italienischen. Hier ein paar 
Grundsätze - sozusagen zum Appetitmachen für Lernwillige, 
die sich hierfür mit dem 1965 gegründeten und sich seit 1981 so 
nennenden Esperanto-Verband im Kulturbund der DDR in Ver¬ 
bindung setzen sollten (die Fernsprechnummer des Kulturbun¬ 
des steht in jedem Telefonbuch): 

— Das Geschlechtswort ist immer „la": der, die, das. 

— Hauptwörter enden grundsätzlich auf „o": knabo — Knabe. 

— Eigenschaftswörter enden stets auf „a": bona - gut. 

— Für die Mehrzahlbildung wird an Haupt- und Eigenschafts¬ 
wörtern ein „j" angehängt: bonaj knaboj - gute Knaben. 

— Im 4. Fall wird ein „n" angefügt: la bonan knabon - den gu¬ 
ten Knaben. 

— Das Zeitwort bleibt nach Personen und Zahl unverändert. Es 
hat folgende Endungen: 

Nennform „i": helpi - helfen 
Gegenwart „as": mi helpas - ich helfe 
Vergangenheit.„,is": vi helpis - du halfest 
Zukunft „OS": li helpos - er wird helfen 
Bedingungsfall „us": li helpus - er würde helfen 
Befehlsform „u": helpu - hilf oder helft. 

Aus diesen Beispielen ersah man schon einige 

— persönliche Fürwörter: mi - ich, vi - du (Sie), li - er, si - sie, 
gi — es, ni — wir, ili - sie, oni - man, si — sich. 

Das möge genügen. Man sieht, die Sache ist wirklich nicht 
kompliziert. Aber lernen muß man Esperanto natürlich wie 
jede andere Sprache gleichermaßen. Doch man benötigt bis 
zum anwendbaren Können nicht Jahre, sondern nur Monate. 
Diese Tatsache machte sich logischerweise die Arbeiterschaft 
zunutze, deren Kinder ja in früheren Jahren nur ganz selten die 
Möglichkeit erhielten. Schulen zu besuchen, an denen Fremd¬ 
sprachen gelehrt wurden. So entstand aus gutem Grund in ei- 

Sonderkarte mit Sonderpostwertzeichen vom 68. Esperanto-Universalkongreß 
zu Budapest (unter dem Zudruck eine Vignette) 
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ner Hochburg der deutschen Arbeiterbewegung, in Leipzig, zu 
Ostern 1911 der Deutsche Arbeiter-Esperanto-Bund (GLEA - 
Germana Laborista Esperanto-Asocio). Dazu war in der „Leipzi¬ 
ger Volkszeitung" vom 18. Februar 1910 eine Werbeanzeige mit 
folgendem Wortlaut erschienen; „Unterzeichnete Gruppe ver¬ 
folgt den Zweck, allen denjenigen, welche sich in den bürgerli¬ 
chen Kreisen nicht wohlfühlen, Gelegenheit zu geben, sich dem 
hohen Ideal unter ihresgleichen zu widmen. Arbeiter-Eipe- 
ranto-Gruppe." 

Diejenigen, auf die solches zutraf, waren zahlreich. Nicht weni¬ 
ger als 27 Esperanto-Gruppen traten dem neuen Bund bei, der 
1913 - zwei Jahre nach seiner Gründung - bereits 1400 Mitglie¬ 
der in seinen Listen registrieren konnte. Auch eine eigene Zeit¬ 
schrift erschien, der „Antauen" („Vorwärts"). Monate später 
zerfiel der Bund leider als Folge des ersten Weltkrieges. 

Doch es gab einen Neubeginn. Gegen Ende 1918 - genau am 
28. Dezember - las man (wieder in der „Leipziger Volkszei¬ 
tung") einen Aufruf: „Alle revolutionären Esperantisten zum 
Wiedersehen ins Volkshaus!" So kam es erneut zur Organisiert- 
heit, und auch politisch war eine beachtliche Rührigkeit der 
Esperanto-Freunde zu verspüren, zum Beispiel durch solidari¬ 
sche Beteiligung an der Bewegung „Hände weg von Sowjetruß¬ 
land!" in den zwanziger Jahren. 1923 entstand dann ein „Prole¬ 
tarischer Esperanto-Pressedienst" (PEP). Er verbreitete vornehm¬ 
lich Übersetzungen aus internationalen Esperanto-Zeitschrif¬ 
ten. 370 Artikel dieser Art erschienen allein in der „Sächsischen 
Arbeiter-Zeitung" mit dem Signum PEP. Eine Verlagsgesell¬ 
schaft für Revolutionäre Esperanto-Literatur (EKRELO) bildete 
sich im Jahre 1930. Sie emittierte in Zusammenarbeit rnit so¬ 
wjetischen Esperantisten bis 1933 mehr als 70 Bücher - Belletri¬ 
stik ebenso wie Fachliteratur. 

Nachdem der Faschismus, der die Esperantobewegung verfolgt 
hatte, in erbittertem Ringen zerschlagen war, konnte Esperanto 
in der DDR wieder aufleben. Auch einschlägige Literatur er¬ 
schien wieder, dabei Lehrbücher. Das Organ des Esperanto- 
Verbandes im Kulturbund der DDR heißt „der esperantist"; die 
Publikation kann selbstverständlich von jedermann über den 
PZV abonniert werden. In jedem Jahr laden darüber hinaus die 
Leipziger Esperantisteh zum „Internationalen Esperanto-Messe¬ 
treffen" (IFER) ein, wozu - wie unsere Bildbeispiele belegen - 
auch Sonderstempel und C-Ganzsachen (das sind amtliche 
Ganzsachen der Deutschen Post mit privaten Zudrucken) her¬ 
auskommen. International und national treffen sich Esperanto- 
Freunde in vielen Staaten, und auch hier spiegeln sich entspre¬ 
chende Aktivitäten oft in Stempeln, vereinzelt sogar in Sonder- 



Bunte Vignette vom XXI. Esperento- 
Kongreß 1929 in Budepeet. Sie zeigt 
zweimel den grünen Stern als inter¬ 
nationales Esperanto-Symbol. 


C-Ganzsache, gestaltet zum Karl- 
Marx-Jahr 1983. Im Sonderstempel¬ 
bild erkennt man das Titelblatt des 
„Kommunista Manifesto". 


Rölf B-'eau 
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AKTUELL 


PosUtom 0 

Arbeitsmaterial der FACHGRUPPE POST des 
Esperanto-Verbandes im Kulturbund der DDR 


Köpfe von Esperanto-Publikationen: oben die Leipziger Esperanto-Klubmittei¬ 
lungen, darunter das .Posthorn', ein Arbertsmaterial der Fachgruppe POST des 
Esperanto-Verbandes im Kulturbund der DDR 


Postwertzeichen, Sonderganzsachen bzw. Schmuckumschlä¬ 
gen wider. Neben Postwertzeichen halten wir auch Werbevi¬ 
gnetten dieser Thematik für erwähnenswert. Fazit: 

„Esperanto, la internacia ligvo, ekzistas cent jarojn kaj pruvigis 
plene taüga por ciuj sferoj de la internacia kommunikado." 

Das ist ein ganzer Satz in Esperanto. Können Sie ihn in etwa 
übersetzen? Seinen größten Teil sicher: „Esperanto, die interna¬ 
tionale Sprache, existiert 100 Jahre und hat sich erwiesen als 
völlig tauglich für alle Bereiche der internationalen Kommunika¬ 
tion." 

Wie wahr diese Aussage ist, braucht nicht bewiesen zu werden. 
Und dennoch - trotz alledem und alledem; Wie eingangs fest¬ 
gestellt wurde ist der ganz große Durchbruch ausgeblieben, 
bisher wenigstens. Einer der Gründe vyurde genannt; es fehlt 
die schulische Ausbildung der Kinder. Eigentlich alle Staaten 
der Welt halten sich hierbei zurück. Möglicherweise deshalb, 
weil sie eine unnatürlich gewachsene Sprache nicht als vollgül¬ 
tig in ihren Kulturkreis aufnehmen möchten. Als Hobby ja, als 
zweite oder dritte Umgangssprache aber bestehen gegen Espe¬ 
ranto Ressentiments, existiert eine teils bewußte, teils nur 
unterschwellige Gegenstimmung vor allem kulturell engagierter 
Mitbürger. Die nationalen Eigenheiten (nicht zu verwechseln 
mit nationalistischem Fehlverhalten) kämen im Esperanto wie 
in anderen Kunstsprachen nicht voll zum Ausdruck. Man kann 
dagegenhalten, daß solche Werke der Weltliteratur wie „Ham¬ 
let" oder „König Lear" (Shakespeare), wie „Faust" (Goethe), 
„Die Räuber" (Schiller), „Göttliche Komödie" (Dante) und „Eu¬ 
gen Önegin" (Puschkin) sowie viele weitere bis hin zu „Nackt 
unter Wölfen" (Apitz) und dem „Kommunistischen Manifest" 
(Marx/Engels) ebenfalls in Esperanto übersetzbar waren. Aber 
diese Produkte - so meinen Literaturkenner - seien dann keine 
reinen, unverfälschten Kunstwerke mehr. Doch gilt das nicht 
ebenso für alle anderen Übersetzungen in fremde (lebende) 
Sprachen genauso? Überdies erhöht sich der Esperanto-Wort¬ 
schatz ständig und macht z. Z. rd. 50 000 Vokabeln aus. 

Starke Gegenspieler sind auch in Staaten spürbar, die als Trä¬ 
gerländer von Weltsprachen (besonders Englisch) gelten 
(„Sprachchauvinismus"). 

Meinung hin - Meinung her: Als Verständigungsmittel für prak¬ 
tische Aufgaben beim Briefwechsel, bei Reisen, bei Kongres¬ 
sen - nicht zuletzt auch in der internationalen Arbeiterbewe¬ 
gung beim Kampf gegen Krieg und Ausbeutung in Machtberei¬ 
chen des Kapitals und in der dritten Welt -, aber auch im 
Sportbetrieb und weiteren Bereichen, die wir schon nannten, 
könnte die von Zamenhof initiierte Plansprache Esperanto in 
der Tat stärker genutzt werden. Zumal 1954 die UNESCO Espe¬ 
ranto als wertvolles Mittel des internationalen humanistischen 
Kulturaustausches in einer Resolution anerkannt hat. Zurnin- 
dest also für sachliche, organisatorische Zwecke dürfte sein 
Nutzen unbestreitbar sein. Der Esperanto-Weltbund wirbt 
darum, und auch die Deutsche Post würdigt Esperanto durch 
einen Sonderpostwertzeichen-Block. 
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Dokumentation 

Schlüsseltechnologien bei der Deutschen Post - betriebliche 
und gesamtvolkswirtschaftliche Aufgabe/ 

Buchheim, Dietrich. - In: Dtsch. Post - Berlin 32(1987) 4, S. 137 

Interview mit dem Leiter des Instituts für Post- und Fernmelde¬ 
wesen - Fünf Fragen zu Schlüsseltechnologien im Post- und 
Fernmeldewesen - Bedeutung von Schlüsseltechnologien für 
das Post- und Fernmeldewesen - Elektronische Einrichtungen 
an Postschaltern - Mikroelektronik bei der Brief- und Paketver¬ 
teilung - Mikroelektronik im Fernmeldewesen - Bau mikroelek¬ 
tronischer Rationalisierungsmittel 


Einsatz von Standardsoftware - neue Effektivitätsstufe in der 
Softwareentwicklung/ 

Hoffmeister, Norbert; Grandei, Marion. - In: Dtsch. Post - Ber¬ 
lin 32 (1987) 4. S. 138-140 

Bereitstellung neuer Softwarelösungen - Industriemäßige For¬ 
men der .Softwareentwicklung - Standardsoftware - Aufga- 
behkomplexe für typische Einsatzgebiete - Textverarbeitung - 
Tabellenkalkulation - Datenbankarbeit - Datenerfassung und 
Karteibearbeitung - Datendarstellung - Datenkopplung der 
Standardsoftware und Tendenzen der Weiterentwicklung 


Automatisierte Textverarbeitung mit TEXT 30 auf PC 1715/ 
Brockmann, Astrid. - In: Dtsch. Post - Berlin 32 (1987) 4, S. 141 

Automatisierte Textverarbeitung - Textverarbeitungspro¬ 
gramm TEXT 30 - KOMBO-Druck - Zur Anwenderfreundlich¬ 
keit von TEXT 30 - Trainingsprogramm für TEXT 30 - Bisherige 
Schulungsformen 


Ergebnisse und Erfahrungen bei der Aus- und Weiterbildung in 
Mikroelektronik/Mikrorechentechnik/ 

Georgi, Erhard; Letzel, Walter. - In: Dtsch. Post - Berlin 32 
(1987) 4, S. 142-143 

Teilziele des Systems für den Bildungsvorlauf - Themenkom¬ 
plexe für die Lektorenausbildung - Schaffung eines zentralen 
Lehrplans - Lernen und Lehren - Auswirkungen auf die Lehr¬ 
kräfte der AWW - Neue Bildungskonsequenzen 


Einführungsprobleme digitaler Vermittlungstechnik/ 

Stürz, Heinz. - In: Dtsch. Post - Berlin 32 (1987) 4, S. 143-145 

Ausweitung des Angebots von Diensten und ISDN - Ökonomi¬ 
sche Effekte durch Übergang zur Digitaltechnik - Lösung tech¬ 
nisch-technologischer Aufgaben - Vom IDN zum ISDN - Digi¬ 
tale Musterzentrale der HfV 


Mikrorechnergestützte Störungserkennung für Münzfernspre¬ 
cher/ 

Spannaus, Roland; Frohberg, Wolfgang. - In: Dtsch. Post - 
Berlin 32 (1987) 4, S. 145-146 

Bedeutung und Problematik der Münzfernsprecher - Techni¬ 
sche Möglichkeiten zur Störungserkennung - Technische Reali¬ 
sierung - Erwarteter Nutzen 


ISSN 0012 Dtsch. Post, Berlin 32(1987) 4, S. 135-180 

Gewerkschaftliche Erfahrungen bei der Organisierung und Füh¬ 
rung des sozialistischen Wettbewerbs zur weiteren Verwirkli¬ 
chung der Beschlüsse des XL Parteitages der SED und des 11. 
FDGB-Kongresses im Post- und Fernmeldeamt Weimar/ 

Caroli, Ingrid. - In: Dtsch. Post — Berlin 32 (1987) 4, S. 153-154 

Schwerpunkte des Wettbewerbsbeschlusses nach dem 
XI. Parteitag - Wettbewerbsbilanz 1986 - Formen und Metho¬ 
den der Wettbewerbsführung - Auswertung des 11. FDGB- 
Kongresses - Weiterführende Wettbewerbsverpflichtungen 


Wir führen den sozialistischen Wettbewerb, um die Beschlüsse 
des 11. FDGB-Kongresses im Sinne des XI. Parteitages der SED 
zu erfüllen/ 

Lemke, Horst; RiechexJ* Günter. - In: Dtsch. Post - Berlin 32 
(1987) 4. S. 154-156 

Konkrete Zielstelluhgen für erfolgreiche Arbeit - Gemeinsames 
Handeln entscheidend - Hohe Qualität in der Arbeit ist Wettbe¬ 
werbsziel - Durchbruch im ersten Quartal 1987 


Wettbewerbsinitiativen im Funkamt Oranienburg - Beispielamt 
des Funkwesens/ 

Wolski, Edith. - In: Dtsch. Post - Berlin 32 (1987) 4, S. 156-158 

Führungsgrößen zur Wettbewerbsführung - Fortschreibung 
des Wettbewerbsbeschlusses - „Monat der ausgezeichneten 
Qualität" ^ Realisierung der UKW-Frequenzerweiterung - Re¬ 
chentechnik im Funkbetrieb - MMM-Aufgaben - Leistungsver¬ 
gleiche - Arbeite- und Lebensbedingungen - Spitzenleistun¬ 
gen der Erdefunkstelle Intersputnik 


Postalische und fernmeldemäßige Versorgung der Urlauber - 
ein hoher Anspruch an die Mitarbeiter des Post- und Fernmel¬ 
deamtes Neustrelitz/ 

Grundmann, Günther. - In: Dtsch. Post - Berlin 32 (1987) 4, S. 
158 -160 

Die Vorbereitung der Urlaubersaison - Die postalische und 
fernmeldemäßige Absicherung der Urlaubersaison - Die Ar¬ 
beitskräftelage für die Abwicklung der Saison - Leistungsange¬ 
bot 


Kostenkonzeptionen und Kostensicherungsprogramme - wich¬ 
tige Führungsinstrumente zur Verbesserung der Kostenarbeit/ 
Schröter, Renate. - In: Dtsch. Post - Berlin 32 (1987) 4, S. 160 

Probleme der Arbeit mit Kostenkonzeptionen im Post- und Fern¬ 
meldewesen - Rahmenrichtlinie für Kostensicherungspro¬ 
gramme 


Ein neues Wahrzeichen im Bezirk Cottbus - der Fernsehturm 
Calau/ 

Schewe, Hermann. - In: Dtsch. Post - Berlin 32 (1987) 4, S. 
161-164 

Neue Funksendestelle Calau als Rekonstruktionsmaßnahme im 
Ergebnis des X. Parteitages der SED - Funl^sendestelle wird 
Großbaustelle - Die Phase der Baugründung - Wettlauf mit 
der Zeit beim Hochbau - Der Stahlbetonschaft wächst - 
Montagebühne für die Stahlröhre des Turms - Der Kletterkran 
- Die Stahlröhre wächst - Antennen- und Pendelmontage - 
Der Turm geht in Betrieb 



M. Berger (Herausg.) 

Atlas Wohn- und Bürgerhäuser 
1846-1902 


transpress Reprint 


1. Auflage 

224 Seiten - 137 Atlasblätter 

Format 295 mm x 420 mm 

Leinen im Schuber 198,00 M 

Bestellangaben; 567 129 7 / Atlas Buergerhaeuser 
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ATLAS 


WOHN* UND BÜRGERHÄISEH 
1816-1902 
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March dokumentieren hierin den Baustil 
ihrer Zeitepoche, die mit der industriellen 
Revolution parallel verlief und versuchten 
so dem gesellschaftlictien Fortschritt bau¬ 
künstlerisch Ausdruck zu geben. 

Der großformatige Band erlaubt die komplette 


DIE ARCmjEKTUR DES 19. JAHRHUNDERTS, 
insbesondere seiner zweiten Hälfte, war 
noch bis vor kurzem höchst umstritten und 
wurde oft - zu Unrecht - negativ bewertet. 
Erst jetzt, da kunstgerecht restaurierte 
Bauwerke der Gründerzeit mit soviel Anmut 
und Charme den vielfach monotonen und 
nüchternen, sachlich-kühlen Gebilden 
unserer Zeit, wo das Auge selten Verweilens- 
wertes sieht, gegenüberstehen, wird die 
Kunst des vergangenen Jahrhunderts neu ent¬ 
deckt und gerechter beurteilt. 

Der Atlas Wohn- und Bürgerhäuser, ein von 
Prof. M. Berger für die Herausgabe bearbei¬ 
teter Reprint, vermittelt auf 137 faszinie¬ 
renden Architekturdarstellungen, die im 
„Atlas zur Zeitschrift für Bauwesen" zu 
finden waren, einen ästhetisch reizvollen 
Einblick in die Kunst der Architekturzeich- 
nungen jener Zeit in einer einwandfreien 
drucktechnischen Wiedergabe. Bekannte 
Architekten, wie Gottgetreu, Muthesius, 
Persius, Stüler, von Schadow, Gropius und 
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und detaillierte Reproduktion der Bauzeich¬ 
nungen, in einer Vollendung, die durch textli¬ 
che Erläuterungen sparsam kommentiert wer¬ 
den. 

lieferbar 

Hinweis: Ab Verlag erfolgt kein Verkauf 
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transpress 

VEB Verlag für Verkehrswesen 
DDR-Berlin, 1086 
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Bedeutende Persönlichkeiten, Ausgabe 1987 

10-Pf-Wert: Ludwig Uhland (1787-1862) 

20-Pf-Wert: Arnold Zweig (1887-1968) 

35-Pf-Wert: Gerhart Hauptmann (1862-1946) 

50-Pf-Wert: Gustav Hertz (1887-1975) 

Ersttagsbriefumschlag: Jahreszahlen, Namen und Unterschrif¬ 
ten der Geehrten 

Ausgabetag: 5. Mai 1987 

Süßwasserfische 

5-Pf-Wert: Blei (Abramis brama) 

10-Pf-Wert: Bachforelle (Salmo trutta f. fario) 

20-Pf-Wert: Wels (Silurus glanis) 

35-Pf-Wert: Äsche (Thymallus thymallus) 

50-Pf-Wert: Barbe (Barbus barbus) 

70-Pf-Wert: Hecht (Esox lucius) 

Kleinbogen 

10-Pf-Wert: Bachforelle (Salmo trutta f. fario) 

20-Pf-Wert: Wels (Silurus glanis) 

Außerdem wird ein Ersttagsblatt mit den sechs Sonderpost¬ 
wertzeichen in einer Auflage von 55 000 Stück herausgegeben. 
Der Preis des Ersttagsblattes beträgt 12,- Mark. Es besteht die 
Möglichkeit, beim Zentralen Post- und Fernmeldeverkehrsamt, 
Abteilung Versand von Postwertzeichen, Postfach 300, Berlin, 
1085, je Interessenten ein Ersttagsblatt zu bestellen. 

Ersttagsbriefumschlag: Illustration aus „A Treatyse of fyss- 
hynge wyth an angle" 1496 


Ausgabetag: 19. Mai 1987 




Solidarität, Ausgabe 1987 

Oie beiden Worte „Apartheid nol", verständlich überall auf der 
Welt, sind Anklage, Bekenntnis, sind Parteinahme und leiden¬ 
schaftlicher Appell zugleich: Aufruf zu Engagement für die edle 
Sache Millionen Unterdrückter, Opfer, standhafter Patrioten 
und Kämpfer - Aufruf zur Solidarität mit jenen Völkern und 
Ländern, die direkt oder indirekt diesem an finstere Sklaverei, 
verabscheuungswürdiger Unmenschlichkeit gemahnendes, 
weltweit verurteiltem System eines Staatsterrorismus ausge¬ 
setzt sind. 

10 + 5-Pf-Wert: Afrikanische Mutter mit Kind, 

Text: Apartheid no 

Die als Zuschlag eingenommenen Beiträge werden dem Soli¬ 
daritätskomitee der DDR zur Verfügung gestellt. 

Ersttagsbriefumschlag: Symbol des ANC (AFRICAN NATIO 
NAL CONGRESS) 

Ausgabetag: 16. Juni 1987 

Feuerwehren und Löschfahrzeuge 

10-Pf-Wert: Bespannte Handdruckspritze (1756) 

25-Pf-Wert: Mobile Dampfspritze (1903) 

40-Pf-Wert: Löschfahrzeug LF 15 (1919) 

70-Pf-Wert: Löschfahrzeug LF 16-TS 8 (1971) 

1,45-M-Wert: Zusammendruck, Anordnung wie auf untenste¬ 
hender Abbildung 

Ersttagsbriefumschlag: Symbole der Feuerwehr gestern und 
heute 

Ausgabetag: 16. Juni 1987 



Numisbrief zur 750-Jahr-Feier Berlins 


Das Ministerium für Post- und Fernmeldewesen der DDR gibt in 
Zusammenarbeit mit der Staatsbank anläßlich des 750. Jahres¬ 
tages der Gründung Berlins einen Numisbrief heraus. 

Wert der Münze: 5,- M 

Motiv der Münze: Vorderseite „Alexanderplatz, Weltzeituhr" 
Rückseite „Staatswappen der DDR" 

Motiv des Umschlages: Aquarellisierte Teilansicht des Alex¬ 
anderplatzes mit Weltzeituhr 


Ausgabetag: 25. Juni 1987 
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Die Deutsche Post im Spiegel der Kunsi p v; 


Zu den Mitgliedern des Zirkels für Malen und Zeichnen beim 
Zentralen Klub der Deutschen Post Karl-Marx-Stadt gehört 
auch Christa Gärtner. Sie wurde 1936 geboren, wohnt in Karl- 
Marx-Stadt und ist derzeit Hausfrau. Im Zirkel arbeitet sie mehr 
als drei Jahre mit. Ihr besonderes Interesse gilt dem Malen von 
Landschaften und Gebäuden sowie der Anfertigung von Li¬ 
nolschnitten. Außerdem schneidert sie gern und widmet sich 
der Textilgestaltung. 

Frau Gärtner stellte ihre Exponate schon mehrfach auf Ausstel¬ 
lungen im Gebäude des HPA 1 Karl-Marx-Stadt aus. Ein Expo¬ 
nat wurde für den Solidaritätsbasar der Journalisten 1986 aus¬ 
gewählt. 


Eine Begehung der Betriebs¬ 
räume beim HPA 4 Karl-Marx- 
Stadt regte sie zur Gestaltung 
der Grafik „Pakettransport" 
an. In den Mittelpunkt ihres 
Bildes stellte sie eine „Paket¬ 
rutsche" als eine zeit- und 
energiesparende Einrichtung, 
die zur Erleichterung der Ar¬ 
beit in der Paketverteilung 
beiträgt. 
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